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Die Logik des Virus
Leitartikel Wie wir die Pandemie besiegen? Indem wir sie ernst nehmen.

D
iese SPIEGEL-Ausgabe besteht zum größten Teil
aus journalistischen Texten, die alle nur ein The-
ma haben. Dreimal geschah das bisher in der
Geschichte dieses Magazins, das 1947 zum ersten

Mal erschien: in den Tagen nach dem 11. September 2001,
zum Mauerfall im November 1989 und nach der Verhaf-
tung von Rudolf Augstein 1962. Nun also das Coronavirus.

Wahrscheinlich wird es Leser geben, die uns am liebsten
das Fieber messen würden. Es gibt den Vorwurf an 
die Medien allgemein, dass ihre
Berichterstattung über das 
Coronavirus Panikmache sei. Tat-
sächlich folgt die Berichterstat-
tung in Zeiten einer neuen 
digitalen Öffentlichkeit viel zu 
oft dem Glauben, dass nur hohe
Erregung die erhoffte Aufmerk-
samkeit beim Leser erzielt. 
Auch wir wa ren und sind nicht
immer ganz frei davon, die 
Welt mit zu aufgeregten Voka-
beln zu beschreiben. 

In diesem Fall aber trifft der
Vorwurf nicht zu. »Corona kam
wie ein Tsunami über uns.« Das
sagte vor ein paar Tagen der 
Arzt eines Krankenhauses in
Norditalien zu einer SPIEGEL-
Kollegin. Wie ein Tsunami ist die-
se Epidemie ein Naturereignis,
keine Fiktion, keine Panikstory,
kein Hype, der aus einem
Schnupfen eine Seuche macht,
keine Verschwörungstheorie.
Nur wer das erkennt, wird in der
Lage sein, auf diesen Angriff 
der Natur zu reagieren – mit den
Mitteln der Vernunft, basierend 
auf wissen schaftlichen Fakten. Es
ist Zeit für  Realismus. Zeit für radikale Akzeptanz von
Wirklichkeit.

Noch wissen wir nicht genug über dieses Virus. Noch
gibt es keine Medikamente, die den Verlauf der Krankheit
stoppen oder entscheidend lindern. Noch ist kein Impfstoff
gefunden. Noch weiß niemand, wie lange es dauern wird.
Wir müssen lernen, mit der Epidemie zu leben.

Wir wissen allerdings, dass das Virus sich exponentiell
verbreitet und ein Fünftel der Infizierten ernster oder sogar
schwer erkranken wird. Wir wissen nicht genau, wie hoch
die Letalitätsrate bei einem funktionsfähigen Gesundheits-
system ist, aber Mediziner gehen von ungefähr einem Pro-
zent aus. Betroffen werden vor allem Ältere sein. Was wir
auch wissen: Das Virus darf sich nicht ungehindert ausbrei-

ten, weil eine exponentiell ansteigende Infektionsrate die
Krankenhäuser überfordern und der Anteil der Todesfälle
steigen würde. 

Das ist keine Panikmache, sondern Logik und Mathema-
tik. Wer will, dass sich die Zahl der Erkrankungen auf
einen langen Zeitraum streckt, hat Möglichkeiten, dies zu
tun. An Ländern wie China, Südkorea und Italien, die ein
paar Wochen oder auch nur ein paar Tage voraus sind,
lässt sich ablesen, was kommen wird: Es beginnt mit dem

Verbot von Großveranstaltungen,
mit der Schließung von Schulen
und Universitäten. Es geht weiter
mit dem Abriegeln ganzer Städte,
Regionen und Länder, drakoni-
schen Quarantänebestimmungen
für Millionen Menschen. Gren-
zen werden dichtgemacht, das
öffentliche Leben versiegt, wenn
Restaurants und Geschäfte nicht
mehr öffnen. Irgendwann könnte
die Produktion zum Erliegen
kommen, wenn niemand mehr
konsumiert. Die Logik des Virus
könnte dazu führen, dass nicht
nur einzelne Länder still stehen,
sondern bald die ganze Welt. Es
wäre einzigartig in der Geschich-
te der Menschheit, die so nahe
zusammengerückt ist wie nie
zuvor und deswegen so verletz-
lich ist.

In Deutschland sind wir noch
früh dran, was die Zahl der Infi-
zierten und die Radikalität der
Maßnahmen betrifft. Der Bundes-
kanzlerin und der Regierung wirft
man vor, zu wenig zu tun. Die
Zurückhaltung hat damit zu tun,
dass man die wirtschaftlichen Fol-

gen begrenzen möchte. Aber die Logik des Virus steht dage-
gen. Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, dass auch Deutschland
bald zum Stillstand kommt. Panik? It’s the logic, stupid. 

Die Frage ist, wie lange die Welt stillstehen wird. Je län-
ger, umso größer die Disruption für die globale Wirtschaft.
Die Börsen sind längst im freien Fall. 

Wir werden uns zurückziehen müssen in unsere privaten
Höhlen, die Regierungen werden alles tun, um ihre Bevölke-
rung zu schützen. Aber das Coronavirus selbst und dessen
Folgen für die Weltwirtschaft sind nur global zu besiegen. 

Die gute Nachricht: Überall auf der Welt erforschen
Mediziner derzeit, ausgestattet mit großen finanziellen Mit-
teln, gemeinsam das Coronavirus. Auch das dürfte welthis-
torisch einzigartig sein. Das ist die Hoffnung. Lothar Gorris
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Frage

Wie viel Panik ist gesund?

Desinfektionsteam in Istanbul 
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Der Stoff, aus
dem wir
Menschen sind
Pandemie Wenn die Toten gezählt sind, wird sich das System einige unangenehme 

Fragen stellen müssen. Wie konnten Regierungen und Staaten die aufziehende Gefahr verkennen? 

Und warum waren sie bis zuletzt unfähig zu entschlossener Aktion? Von Ullrich Fichtner

Coronakrise

D
as »Dekameron« von Giovan-
ni Boccaccio, zu Zeiten der
Pest im Mittelalter geschrie-
ben, ist ein Werk der Qua-
rantäne. Das berühmte Buch,
fast 700 Jahre alt, viele Hun-

dert Seiten dick, präsentiert einen Reigen
unerhörter Geschichten, die sich zehn
 junge Edelleute, die vor dem Schwarzen
Tod in Florenz aufs Land geflohen sind,
gegenseitig erzählen. 

Es geht um Liebe und Verrat, Nieder-
tracht und Gier, Lust und Entsagung, um
Sünden, um Sühne, um Grundsätzliches,
um den Stoff, aus dem der Mensch ge-
macht ist. Er wird in Krisen besonders gut
sichtbar, auch diesmal. 

Covid-19, das Coronavirus, ist nicht 
die Pest, so viel immerhin haben wir in
den vergangenen Monaten gelernt. In den
kommenden Wochen wird sich unser 
aller Leben aber trotzdem stark verändern,
vielleicht sogar auf dramatische Weise.
Auch reiche Länder in Europa werden Eng-
pässe in ihrem Gesundheitssystem erleben,
schlimme Szenen in Krankenhäusern,
Arztpraxen, Notaufnahmen sind zu erwar-
ten. Gut möglich, dass Ärzte entscheiden

müssen, wie auf den Schlachtfeldern frü-
herer Landkriege, wer zu behandeln und
wer aufzugeben sei, wer noch Sauerstoff
bekommt und wer nicht mehr.

Hunderttausende werden in den kom-
menden Monaten erkranken, und die Ana-
lyse der Zahlen führt zu dem Schluss, dass
Zehntausende schwer erkranken und Tau-
sende sterben werden. Davon, ob das alles
sehr schnell oder eher langsam vonstatten-
geht, wird abhängen, ob uns eine Krise
oder eine Katastrophe ins Haus steht. 

Um die Verbreitung des Virus zu brem-
sen, wird die Welt jetzt sehr schnell sehr
still werden. 

China ist längst weithin abgeriegelt, Ita-
lien geschlossen, ganze Regionen sind iso-
liert, der Flugverkehr zwischen Europa
und den Vereinigten Staaten von Amerika
so gut wie unterbrochen. In Europa gerät
der Alltag ins Stolpern. Lang geplante Fes-
te, Konferenzen, Konzerte werden abge-
sagt, die Krankheit wischt alles mensch -
liche Planen einfach weg. 

Am Donnerstagabend ordnete Frank-
reichs Präsident Emmanuel Macron für
Montag die Schließung aller Universitäten,
Schulen, Kindergärten an, allein davon

werden Millionen Familien direkt betrof-
fen sein. Und doch bleibt für die kommen-
den Wochen und Monate das Katastro-
phenszenario leider das wahrscheinliche,
weil der Mensch am Ende  lieber hofft als
handelt und weil er sich deshalb selbst zum
Feind wird.

Seit Silvester, seit aus Wuhan erste klei-
ne Nachrichten zu uns gelangten, geht es
im Grunde genommen immerfort um
Mathematik. Und es geht darum, dass
Menschen dazu neigen, ihre unerbittlichen
Gesetze nach Belieben ernst zu nehmen
oder zu ignorieren, nach Gefühl. 

Dem Einzelnen ist das gewiss nachzu-
sehen, aber Regierungen und Staaten kön-
nen mit Nachsicht dieser Tage nicht mehr
rechnen. Ihre Versäumnisse angesichts der
Corona-Bedrohung sind bereits heute
unverzeihlich. 

Wer, wenn nicht sie, hätte die Gefahr
erkennen müssen, die in den spröden Mel-
dungen aus China von Beginn an lag? Wer,
wenn nicht die zuständigen Behörden und
Apparate in Deutschland und Frankreich,
in Spanien, in Italien, in Iran, in den USA
und anderswo, hätte alles Menschenmög-
liche unternehmen müssen, um die Wucht
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dieser Pandemie möglichst gering zu hal-
ten? Sie haben ihre Pflicht nicht erfüllt.

Die Debatten darüber, ob Fußballspiele
abgesagt werden, ob Volksfeste, Messen
und Konferenzen abgesagt werden soll -
ten – diese Debatten werden in der Rück-
schau recht lächerlich wirken. Es wird statt-
dessen berechtigte Vorwürfe der fahrläs-
sigen Zeitverschwendung geben. 

Nebenbei wird sich dabei die Erkennt-
nis einstellen, dass der Unterschied zwi-
schen Donald Trump und Angela Merkel
diesmal kleiner war als sonst, weil beide
die Gefahr zu wenig ernst genommen
haben, und zwar auch noch zu einem
Zeitpunkt, als entschlossenes Handeln
längst angezeigt gewesen wäre.

Aber entschlossenes Handeln, daran
fehlt es in der verwalteten Welt, zumal 
in der, die wir Deutschen bewohnen. Was 
die Europäische Union und ihre Mitglied -
staaten im Großen aufführen, wird im
deutschen Föderalismus als Bauerntheater
noch einmal nachgespielt. 

Aber diesmal, wenn die Toten gezählt
sein werden, steht eine Systemdebatte
zumindest darüber an, ob sich ein Bundes-
gesundheitsminister im Krisenfall wirklich
erst mit seinen 16 Kollegen aus den Län-
dern ins Benehmen setzen muss, wenn er
wichtige Entscheidungen zu treffen hat. 

Es wird darüber zu reden sein, ob es Kar-
nevalsvereinen überlassen bleiben soll,
über die Absage von Großveranstaltungen
zu entscheiden. Es wird zu analysieren sein,
warum die Verantwortlichen der Deut-
schen Eishockeyliga weitblickend und die
Verantwortlichen der Fußballbundesliga
kleinkariert zu Werke gingen. Es wird
darum gehen, ob es nicht bessere, zentral-
staatliche Wege gibt, um in Deutschland
angemessener auf Krisen zu reagieren.

Wenn es stimmt, dass Krisen den Stoff
zutage fördern, aus dem der Mensch
gemacht ist, dann unterstreicht die aktu-
elle, wie unbegabt er zur Solidarität mit
anderen ist, und zwar auf allen Ebenen. 

Meldungen darüber, dass Schutzmas-
ken und Desinfektionsmittel aus Kranken-

häusern gestohlen wurden, sind ernüch-
ternd. Die Bilder der leeren Nudelregale,
die Nachrichten über Engpässe beim Klo-
papier sind nicht viel besser. Die mitleids-
lose und hochmütige Diskussion hierzu-
lande über angebliche Fehler der Chine-
sen im Kampf gegen die Krankheit war
beschämend. 

Und nun, da das Virus längst von Wuhan
nach Remscheid gereist ist, da es im Nor-
den Frankreichs, im Süden Italiens, im Wes-
ten Österreichs unterwegs ist, nun, da es
zur konkreten Lebensgefahr für nicht weni-
ge, häufig betagte Mitmenschen geworden
ist, gehen noch immer hustende Menschen
fröhlich unter die Leute. Fiebernde setzen

sich in Wartezimmer, als wäre nichts, als
wären sie allein auf dieser Welt und als
 hätten sie, bei allen Rechten, auch das auf
ahnungslose Rücksichtslosigkeit. 

Leider sind die Kollektive nicht viel
besser. Europas Nationalstaaten verpas-
sen gerade eine weitere Chance, ihre
 Union mit Leben und Sinn zu füllen. Statt
zu begreifen, dass gemeinsames Handeln
von Nutzen sein könnte und dass dieses
Virus nun wirklich keine Staatsbürger-
schaft kennt, igeln sie sich in ihren engen
Grenzen ein. 

Hier und da werden sogar populisti-
sche Stimmen laut, die nach Schuldigen
suchen und dabei Krankheit und Auslän-
dertum perfide vermischen, statt nach glo-
balen Lösungen für ein globales Problem
zu suchen. Es gilt wieder: jeder für sich.
Keiner für alle.

So geht die Suche nach Halt und Orien -
tierung auf beunruhigende Weise ins
 Leere. Zwar hat jedes Land gerade einen

Frage 

Warum ist Solidarität
so schwierig?

Professor wie den Berliner Virologen
Christian Drosten, der in ruhigen Worten
das Unvermeidliche referiert. Aber die
Hilflosigkeit der Mächtigen ist mit Hän-
den zu greifen. Wie die EU zeigen sich
auch die Vereinten Nationen zu straffer
Selbstorganisation außerstande, obwohl
das doch ihre Stunde sein müsste. Sie
 fallen indes als ewiger Hoffnungsträger
neuerlich aus.

Der Einzelne ist schlecht darin, Risiken
korrekt abzuwägen, das gilt für Viren, wie
es in ganz ähnlicher Weise für den Klima-
wandel gilt. Die Gebote für richtiges, ver-
nünftiges Verhalten sind bekannt, aber sie
werden viel zu wenig befolgt. Oder sie
werden, im Gegenteil, absolut gesetzt und
ideologisch überzogen. Es fällt offenkun-
dig schwer, im Angesicht einer diffusen,
schwer zu berechnenden Bedrohung das
rechte Maß zu finden. Und so wie Men-
schen ihre Chance auf einen Lottogewinn
maßlos überschätzen, so unterschätzen
viele noch immer das zerstörerische Poten-
zial des Coronavirus. Das wird sich rächen.
Und es wird sich ändern. 

Viele werden die Erfahrung machen, in
einer Region zu leben, in der das öffent -
liche Leben erstirbt. 

Viele werden sich völlig anders organi-
sieren müssen, weil Kinderhorte schließen,
Büros zumachen oder Innenstädte zu
Sperrzonen erklärt werden. Die Bilder aus
den Städten Italiens mögen wie Ausschnit-
te aus düsteren Zukunftsfilmen wirken,
aber das ist unser Leben jetzt, fürs Erste. 

Und es ist seit Monaten schon das
Leben in Wuhan, über das wir doch nur
die ganze Zeit dachten: Wuhan ist weit
weg. Das war der erste entscheidende Feh-
ler. Wir sollten aus ihm lernen und aus
allen anderen, für die Zukunft.

Wie die Geschichte ausgeht, wann sie
endet, weiß niemand zu sagen. Das »Deka-
meron« von Boccaccio schließt mit der
Rückkehr der zehn jungen Leute in die
Stadt, nach Florenz. Zehn Tage lang haben
sie sich Geschichten erzählt. Dafür wird
jetzt vielerorts viel mehr Zeit sein. �

Es wird sich die Erkenntnis einstellen, dass der

Unterschied zwischen Donald Trump und Angela Merkel

diesmal kleiner war als sonst, weil beide die Gefahr 

zu wenig ernst genommen haben, und zwar auch noch zu

einem Zeitpunkt, als entschlossenes Handeln längst

angezeigt gewesen wäre.
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Ein Land als

Italien Eine Reise nach Mailand in Zeiten des

Coronavirus ist eine Reise in die Stille – und eine

Zeitreise. Hier ist zu besichtigen, was dem Rest 

Europas blühen kann. Wie schaffen es die Menschen,

nicht verrückt zu werden? Von Juan Moreno
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Sperrzone



Deutschland
Tag 12: 12. März

2078

Südkorea
Tag 21: 11. März

7555

Italien
Tag 18: 11. März

12462

Provinz Hubei
(mit der Stadt 
Wuhan), China

Tag 21: 7. Februar

24953

Infektionsraten bei Covid-19

Tag 5 Tag 10 Tag 15 Tag 20

100

1000

10 000 Fälle

tägliche Steigerungsrate 33 Prozent

Quelle: Johns Hopkins CSSE,
eigene Auswertung,
logarithmische Darstellung

*Infiziertenzahlen jeweils
seit dem Tag, an dem in 
einem Land mindestens 100 
Infizierte gemeldet waren, 
kumulierte Werte. Zu Beginn 
der Datenerhebung lag die 
Fallzahl in China schon über 
100. Die Position der Linie 
wurde entsprechend 
geschätzt.

Die Infiziertenzahlen in den einzelnen Ländern
entwickelten sich zu Beginn des Ausbruchs der 
Epidemie mit ähnlichen Steigerungsraten*.

Was also ist Italien gerade für ein Land?
Zuallererst fällt in Mailand auf, was jetzt
anders ist, was Italien nicht mehr ist, näm-
lich: nicht mehr laut. Ein Land nach einem
Hörsturz, ohne Hupen, ohne Horden, oh -
ne Gelächter. 

»Tutto«, sagt Pater Enrico, Pfarrer der
Gemeinde Santa Marcellina e San Giusep-
pe alla Certosa im Norden Mailands. Alles
sei anders. Er erkenne seine Tage nicht
wieder. »Das muss bald enden«, sagt er.

Don Enrico ist ein milde lächelnder
Mann. Kurze ergraute Haare, eine sanfte
Stimme, wie gemacht für die Sonntagspre-
digt. Er empfängt in einem kleinen Vorzelt
seiner Pfarrei. Die Stühle stellt er gut zwei
Meter auseinander. Pater Enrico hat viel
Zeit gerade, und das gefällt ihm nicht. 

Seit etwas mehr als einer Woche hat er
die Pfarrei nicht verlassen. Messen, Beer-
digungen, Hochzeiten, Kommunionsunter-
richt, das alles hat die Regierung ohnehin
verboten. Auch Krankenbesuche, die der
Pater regelmäßig gemacht hat. Außerdem
ist die Besitzerin einer kleinen Bar, die
gleich gegenüber seiner Kirche liegt, »posi -
tiv« getestet worden. »Ich will mir über-
haupt nicht ausmalen, wie viele sich da an-
gesteckt haben«, sagt Pater Enrico. 

Es falle ihm wirklich schwer, die älteren
Damen nicht besuchen zu dürfen, die re-
gelmäßig zum Sonntagsgottesdienst kom-
men, nicht zuletzt, weil sie außer Gott nie-
manden zu haben scheinen. »Ich würde
mich am liebsten über die Anweisung hin-
wegsetzen, ich werde gebraucht. Aber das

geht nicht. Jeder muss verantwortlich han-
deln.« Sogar die Kirche ist machtlos. »Es
fällt uns nicht leicht daheimzubleiben. Ein-
gesperrt wie Löwen in einem Käfig, fühle
ich mich, es ist nicht mein Naturell.«

Läuft man abends durch das Zentrum
von Mailand, was man mittlerweile nur
noch darf, wenn man einem Carabinieri
im Zweifel einen wirklich guten Grund
nennen oder ein vom Arbeitgeber ausge-
fülltes Formular vorweisen kann, hört man
vor allem zwei Geräusche: das Plätschern
eines Brunnens, falls einer in der Nähe ist,
und die schrillen Sirenen von Kranken -
wagen. Sirenen, die sich die Fahrer sparen
könnten, denn es gibt niemanden, der 
ihnen die Durchfahrt erschweren würde. 

Kaum jemand fährt Auto. Oder Metro.
Oder Bahn. Oder irgendwas. Mailand, der
Motor Italiens, ist zum Stehen gekommen.
Viele Menschen arbeiten von zu Hause aus,
wenn sie das Glück haben, dass es ihr Ar-
beitgeber möglich macht. Wieder andere,
vor allem viele Kleinunternehmer, Hand-
werker und sonstige Selbstständige, arbei-
ten überhaupt nicht. Sie verbringen die
vielen Stunden, die sie jetzt daheim sitzen
mit der Familie und der Zukunftsangst, auf
die so viele Gespräche hinauslaufen.

Die Regierung in Rom hat Hilfen ver-
sprochen. 25 Milliarden Euro. Der erste
Gedanke bei den meisten: Das reicht nicht.
Nicht im Ansatz.

Ein junger Mann, der im Hilton in der
Via Luigi Galvini arbeitet, erzählt, dass 
er derzeit nur einen einzigen Gast habe.
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Irgendwann in dieser Woche, inmitten des
ganzen Wahnsinns, poppte die immer glei-
che Frage auf. Eine Frage, die jeder Italie-
ner stellen sollte, sobald er erfuhr, dass
man eigens aus Deutschland nach Mailand
angereist sei, um als Journalist ein paar
Dinge zu verstehen. 

Es war die Frage nach der »Zeitreise«,
sie geht ungefähr so: Ist man vielleicht nur
deshalb ins heutige Italien gereist, um be-
schreiben zu können, wie das morgige
Deutschland aussehen könnte? 

Die ehrliche Antwort auf die Frage
 lautet: ja. Genau das ist der Grund für die
Reise. Italien ist ein Blick in eine mögliche
Zukunft, die den Rest Europas ängstigt. Es
muss nicht so kommen wie hier, es wäre
aber dumm, es auszuschließen. 

Darum möchte man verstehen, wie es
diesem stolzen, wunderschönen, kompli-
zierten Italien geht. Wie man es schafft,
derzeit in Italien nicht verrückt zu werden.
Wie man sich fühlt, wenn einem die eigene
Regierung das Spazierengehen verbietet.
Oder das Feierabendbier.

Die meisten Italiener geben in diesen
Tagen gern Auskunft über das Leben in
der Schutzzone, die jetzt das ganze Land
umfasst. Sie versuchen ein Leben zu be-
schreiben, das sie selbst noch nicht richtig
kennen. Wie fühlt man sich, wenn man
den eigenen Kindern sagen muss, dass
man jetzt Omi nicht besuchen darf, weil
Omi sonst krank werden könnte? Auch
nicht den Spielplatz, obwohl es über-
haupt nicht regnet und man schon gestern
und vorgestern die Wohnung nicht ver-
lassen hat? 

Kurzum, was passiert, wenn man Italie-
ner fragt, was dieses Virus übrig gelassen
hat von dem, was sie Alltag nannten?

Aber es stimmt eben auch: Italien ist
nur in diesen Tagen eine Besonderheit,
eine verfrühte Anomalie, die lediglich ei-
nen winzigen Vorsprung vor den anderen
hat. Zwei, drei Wochen vielleicht, nicht
mehr, und aus dem aktuellen italienischen
Albtraum wird ein französischer, spani-
scher, amerikanischer oder deutscher. Es
gibt derzeit nicht viele italienische Gewiss-
heiten, aber diese Einschätzung zählt ver-
mutlich dazu.



Einen Mann in der siebten Etage. Dieser
Mann bin ich. »Viele Hotels in der Stadt
haben geschlossen. Das Hilton macht das
nicht«, sagt der Mann. Er klingt stolz. Er
sagt, dass die Stadt nicht wiederzuerken-
nen sei. »Da draußen ist es so unglaublich
still. Ich habe Mailand noch nie so erlebt«,
sagt er. Niemand hat Mailand je so erlebt.
Nicht mal im August, in einer Zeit, in der
Mailänder ihre Stadt verlassen wie Ertrin-
kende ein havariertes Boot.

Ganz Italien zur Sperrzone zu erklären,
so wie das am Mittwochabend Minister-
präsident Giuseppe Conte getan hat, ist
eine Maximalzumutung. Die Bewegungs-
freiheit ist massiv eingeschränkt. Reisen
darf nur, wer das auf eine der beiden Arten
begründen kann: Arbeit oder Notfall. Res-
taurants, Bars, Universitäten, Kindergär-
ten, Kinos, Theater, Fitnessstudios, Friseu-
re, Einkaufszentren bleiben geschlossen.
Menschen dürfen sich nicht versammeln.
Nicht im Privaten, nicht im Freien. Natür-
lich ist der Spielbetrieb der Serie A sus-
pendiert. Gut möglich, dass es in diesem
Jahr keinen Fußballmeister geben wird. 

Vorerst soll die Regelung bis zum 3. April
gelten. Die Regierung hat nicht ausge-
schlossen, dass sie noch drastischere Maß-
nahmen verhängen könnte. 

Langsam geht einem die Fantasie aus,
was man noch verbieten könnte. Zwei Wo-
chen sollen die Italiener größtenteils in
den eigenen vier Wänden ausharren. Da-
bei sind die eigenen vier Wände für die
meisten Italiener genau das: nur Wände.
Das wirkliche Leben, es brodelt woanders.
Auf der Straße, bei der Arbeit, beim Kar-
tenspielen in der Kneipe, beim Tratsch auf
dem Markt. Wer braucht eine fantastische
Wohnung, wenn er in den Straßen von Flo-
renz, Bari oder Bergamo flanieren kann?
Die Verklärung der eigenen Couch ist ein
deutsches, eher kein italienisches Gefühl.

Die Regierung hat die Maßnahmen, ei-
nige vermuten bewusst, nur nach und nach
eingeführt. So als wolle man das Volk lang-
sam an die richtige Dosis heranführen. Erst
waren es ein paar Gemeinden südöstlich
von Mailand, die zur »roten Zone« erklärt
wurden. Eine Ausgangssperre, die 50 000
Menschen betraf. Die Welt schaute auf die
Lombardei und war schockiert. Freiheits-
rechte wurden in einer europäischen De-
mokratie per Federstrich ausgesetzt. 

Anfangs reagierten Italiener empört,
teils mit der Überzeugung, dass die Regie-
rung in Rom mal wieder das getan hatte,
was sie am besten beherrscht: es komplett
zu vermasseln. 

Ein paar Nester im Mailänder Speckgür-
tel abzuriegeln war schon schlimm genug,
als aber kurz darauf verfügt wurde, dass
landesweit Cafés und Klubs zumindest
 teilweise schließen müssten, waren viele
Italiener verärgert. Sie ignorierten die
 Warnungen. 

Matteo Salvini, Vorsitzender der rech-
ten Lega und bester Empörungsseismograf
des Landes, flutete die sozialen Netzwerke
und kritisierte die Schließungen. Nicht we-
nige, gerade im Norden des Landes, stimm-
ten zu. Es war Karneval in Venedig, Fa-
shion Week in Mailand, eine gute Zeit für
Geschäfte. Touristenstornierungen waren
das Letzte, was Italien brauchen konnte.
Die Bars durften bald darauf wieder nach
sechs Uhr öffnen.

Die Politik hyperventilierte, schien hin-
und hergerissen. Der Norden schimpfte
auf den Süden, der Süden auf den Norden,
die Lega auf alles. Zum Beispiel auf Chi-
nesen, die andere Vorstellungen von Hy-
giene hätten als die Italiener. Das erkläre
die vielen Toten in Wuhan, ferndiagnosti-
zierte der Präsident des Veneto, Luca Zaia. 

Inzwischen sind es die Chinesen, die Ita-
lien mit Ärzten und Ausrüstung versorgen. 

Das Virus verbreitete sich gemäß den
Naturgesetzen weiter, die Fallzahlen ex-
plodierten. Erst waren es hundert Infizier-
te mehr, dann zweihundert, dreihundert,
achthundert, tausend. Täglich. Die Toten
wurden mehr. Mehr als 12 000 bestätigte
Infektionen waren es am Donnerstag,
mehr als tausend Tote; jeden Tag nehmen
die Zahlen exponentiell zu. Antonio Pe-
senti, 68, Leiter der lombardischen Krisen-
einheit für Intensivtherapien, erklärte mit

ruhiger Stimme, was er von dem Virus er-
warte. »Wenn die Bevölkerung nicht be-
greift, dass man zu Hause bleiben muss,
um Ansteckungen zu vermeiden, wird die
Lage katastrophal werden.« Er rechne bis
zum 26. März mit rund 18 000 Infizierten
allein in der Lombardei.

Die Berichte aus den überforderten
Krankenhäusern in Italiens Norden sind
erschütternd. Die Intensivstationen sind
überlastet, die Ärzte müssen Entscheidun-
gen über Leben und Tod treffen, fast wie
in Kriegszeiten (siehe Protokolle Seite 17).

Die Stimmung kippte. Schnell. Die meis-
ten Italiener verstanden nun, warum die
Chinesen so nervös innerhalb weniger
Tage zwei ganze Krankenhäuser hoch -
gezogen hatten. Nun ging es schnell. Erst
wurde die Bewegungsfreiheit teilweise ein -
geschränkt, dann immer mehr. Am Don-
nerstag trat die letzte Verschärfung in Kraft.
Außer Lebensmittelgeschäften, Apotheken
und Kiosken ist fast alles geschlossen.

Italien steht still. 
Vor den Supermärkten bilden sich

Schlangen. Ein apokalyptisches Bild. Dut-
zende Menschen mit Schutzmasken und
Plastikhandschuhen vor leeren Einkaufs-
wagen, die geduldig auf Einlass warten.
Viele Supermärkte beschränken den Zu-
tritt, damit nicht zu viele Leute gleichzeitig
in den Regalreihen stehen. Ein Meter Min-
destabstand besagt die Regel. Näher kom-
men sich die Italiener gerade nicht. Panik
ist in den Gesichtern nicht zu sehen. Es
hat sich herumgesprochen, dass keiner
 verhungern wird. 

»Es gibt genug, das ist nicht das Pro-
blem«, sagt Lucca Felice, ein Mann mittle-
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Städtischer Mitarbeiter bei Basilika-Desinfektion in Neapel: Sogar die Kirche ist machtlos

Wie lebt es sich im

Ausnahmezustand?

Frage



ren Alters, der als Physiotherapeut arbei-
tet. Er sagt, er stehe hier jeden Tag. »Ich
bin froh, dass ich so jeden Tag das Haus
verlassen kann. Ich stehe hier lieber an,
als zu Hause zu bleiben.« 

Eigentlich, jetzt wo er darüber nachden-
ke, brauche er nicht wirklich etwas. Wer
zum Einkaufen geht, darf das Haus verlas-
sen. Er muss sich allerdings, auch das ist
geregelt, während des Einkaufens beeilen. 

Es ist nicht Panik, die sich breitmacht,
es ist eine Art Ermattung. 

Von den Nachrichten, den Sorgen, den
immer gleichen Fragen, auf die keiner
 Antworten hat. Zum Beispiel, was in einem
halben Jahr sein wird. Wenn man wieder
zur Arbeit gehen darf, aber es die Arbeit
nicht mehr gibt. Viele versuchen, nicht da-
ran zu denken. Nicht wenige Italiener ver-
drängen jetzt, scheinen sich schnell an die
neue Situation zu gewöhnen. Der Mensch
ist ein Gewohnheitstier, heißt es, und es ist
erstaunlich zu sehen, wie schnell Menschen
mit dem Ausnahmezustand leben lernen.

Wenn die Menschen sich fragen, wie
lange sie das noch ertragen müssen, schau-
en sie nach China – so wie Europa nach
Italien schaut, um zu sehen, was kommt.
Im Internet werden die Erfolgsmeldungen
der Chinesen geteilt. Im Staatsfernsehen
ist die Korrespondentin in Peking im Dau-
ereinsatz. Sie soll Hoffnung machen, wün-
schen sich offensichtlich die Moderatoren,
sie beschwichtigt aber, relativiert, viele
Kommt-drauf-an-Antworten. 

Als Hoffnungsträgerin ist die Journalis-
tin nutzlos. Gute sechs bis acht Wochen,
sagt sie schließlich, so lange habe es gedau-
ert, bis sich die Situation in China halb-
wegs stabilisiert hätte. Aber nicht überall.
Die Lage sei unübersichtlich. Hoffnung
klingt anders. Sechs bis acht Wochen
klingt furchtbar. Viele in Italien hoffen,
dass es schneller gehen könnte, auch wenn
es dafür keinen rationalen Grund gibt.

Wie in allen Krisen bringen diese Zeiten
das Beste und das Schlechteste im Men-
schen hervor. Das war immer so. Ist dies-
mal nicht anders. Es gibt Nachbarn, die
sich seit Jahren im Treppenhaus nur kurz
zunicken und nun dem älteren Ehepaar
im Haus anbieten, seinen Einkauf zu er -
ledigen. Großeltern aus dem Süden rufen
mehrmals täglich im Norden an, um sich
die Körpertemperatur der Kinder durch-
geben zu lassen. Obwohl jeder weiß, dass
Kinder kaum gefährdet sind. 

Meist beruhigen diejenigen in den stär-
ker betroffenen Gebieten die aus den we-
niger betroffenen. Das Leben wird zuse-
hends virtuell. Mütter stellen Videos ins
Netz und erklären, wie sie sich jeden Tag
ein neues Spiel für die Kinder ausdenken,
damit die Tage nicht so lang werden. 

* Maria Teresa Baldini von der rechtsextremen Partei
Fratelli d’Italia am 11. März.

Menschen, darunter Politiker und Pro-
minente, laden Selfievideos hoch und er-
klären, dass sie positiv getestet sind und
dass man sich bitte Sorgen um die Alten,
die Verletzlichen und Schwachen machen
solle, nicht um sie. Und es klingt aufrichtig.

Wieder andere Menschen brechen in
Supermärkte ein und klauen Desinfek -
tionsmittel. Oder bunkern mehr Schutz-
masken, als sie für drei Leben brauchen.

Auch die Politik ändert sich. Italiens
Regierung wirkt plötzlich transparent,
und man möchte fast sagen: solide. Zwei
Eigenschaften, die den Regierenden in
Rom eher selten zugeschrieben wurden.
Ministerpräsident Giuseppe Conte, ein
kluger Juraprofessor, der zur Belehrung
neigt, scheint genau der Richtige für die

Krise zu sein. Er gilt als langweilig. Einige
seiner früheren Reden werden anästhe-
sierende Wirkungen nachgesagt. Aller-
dings ist langweilig derzeit gut in Italien.
Sehr gut sogar. 

Auch wenn Anhänger der rechten Lega
das vermutlich nicht offen einräumen wür-
den, scheinen sogar einige von ihnen froh,
dass in Rom im März 2020 ein kühler, un-
charismatischer Verwalter das Sagen hat. 

Die Vorstellung, dass der Lega-Chef
 Salvini jetzt das Land einen könnte, ist
eher schwierig. Am Donnerstag, nach der
letzten Verschärfung durch die Regierung,
schimpfte er plötzlich, dass die Maßnah-
men nicht weit genug gingen und dass sich
viele gar nicht vorstellen könnten, welche
Opfer der Norden gerade bringe. Aller-
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Abgeordnete*, Kunden vor Supermarkt in Rom: Noch drastischere Maßnahmen?
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Patienten, Klinikmitarbeiter im norditalienischen Brescia: »Wir dürfen keine Angst haben«

I
n den vergangenen Wochen habe ich
kaum geschlafen. Die anderen Ärzte,
das Krankenhauspersonal, wir alle ha-

ben oft 18 Stunden durchgearbeitet. Wir
haben innerhalb von 24 Stunden eine sub-
intensive Station aufgebaut, um die Inten-
sivstation zu entlasten. Dorthin verlegen
wir die nicht ganz so schlimmen Fälle.

dings möchte man sich auch nicht vorstel-
len, was das Virus in Italien angerichtet
hätte, wenn man Salvinis Rat vom 27. Fe -
bruar gefolgt wäre: »Öffnet alles! Öffnet
alles, was man öffnen kann. Fabriken
 Geschäfte, Museen, Galerien, Fitnessstu-
dios, Diskotheken, Bars, Restaurants, Ein-
kaufszentren.«

Vielleicht ist das eine Erkenntnis aus
der Krise. Als Land muss es einem gut ge-
nug gehen, um sich Populismus leisten zu
können. 

Es ist noch viel zu früh, um zu sagen,
wie Italien aus der Krise kommen wird.
Die Wirtschaft kracht gerade zusammen. 

Alberto Tandoi, ein 50-jähriger Mailän-
der, der für eine Werbeagentur arbeitet,
sagt: »Zu der Frage, was ich von der Zu-
kunft erwarte, kann ich nur sagen, ich hof-
fe, dass es eine gibt.« Tandoi ist ein unge-
wöhnlicher Mann, einige seiner Freun de
nennen ihn einen Hypochonder. 

Einem Treffen hat er nach langem Nach-
denken schließlich nicht zugestimmt, aber
einem Telefongespräch. Er hat ja recht:
Menschen nicht zu treffen, sich von ihnen
fernzuhalten, ist jetzt genau das Richtige.

Schon seit Wochen hat er seinen Freun-
deskreis in den Wahnsinn getrieben und
ziemlich genau vorhergesehen, was pas-
sieren würde. Die Ausgangssperre, die Ge-
fährlichkeit des Virus, die Quarantäne, al-
les. Er hatte sich angeschaut, was in China
passiert war. Derzeit schreibt er lange Face -
book-Einträge und versucht jeden zu über-
zeugen, den Anweisungen der Regierun-
gen zu folgen. Es gehe nur gemeinsam,
 findet Tandoi: »Du kannst dich als Land
isolieren, du kannst eine Mauer bauen,
aber keine Mauer wird ein Virus stoppen.« 

Es ist auffällig, wie oft die Menschen
nach einer Weile nicht mehr von ihren Sor-
gen sprechen, wenn sie über das Virus re-
den, sondern von den Sorgen der anderen.
Den Sorgen der Familie, der Freunde, der
Nachbarn, nicht zuletzt die Sorgen Euro -
pas und der Welt. Es werden gerade viele
gute Gespräche in Italien geführt. 

Alte Gewissheiten verschwinden: Die
Monatskarte der Metro ist plötzlich wert-
los, die Serie A unwichtig, der bedeutende
Termin, den man vor zwei Wochen ver-
einbart hatte, ist erstens hinfällig und
zweitens doch nicht so bedeutend, die
 Planungen für die Osterferien kann man
vergessen. Die für den Sommer in Wahr-
heit auch. 

Dafür treten neue Gewissheiten, neue
Einsichten in den Vordergrund, womög-
lich nur vorübergehend, aber immerhin:
Wir sind alle vernetzt, alle miteinander
verbunden. Ein großes Dorf. Es geht nicht
allein. Wir brauchen uns. Man kann sich
näherkommen.

Sogar wenn man mindestens einen
 Meter Abstand halten muss.
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Ich selbst habe keine Angst vor dem Vi-
rus, aber wir müssen zusehen, dass der Be-
trieb aufrechterhalten werden kann und
sich unsere etwa 20 Ärzte und 60 Kran-
kenpfleger nicht anstecken. Wir schützen
uns mit Masken, so gut es geht. 

Aber es gibt auch gute Nachrichten: Ei-
nige Patienten sind mittlerweile genesen.
Zudem können schwerste Krankheitsver-
läufe geheilt werden, das sieht man am
Beispiel des sogenannten Patienten Num-
mer eins. Auch er war hier bei uns in Pavia
auf der Intensivstation. Es geht ihm besser,
er muss nicht mehr beatmet werden und
konnte die Intensivstation verlassen.«

Raffaele Bruno, Leitender Arzt für
 Infektionskrankheiten am 
Krankenhaus San Matteo in Pavia

W
ir arbeiten den ganzen Tag ohne
Pause, wir wissen nicht, wie lange
das noch so weitergeht. Es geht

zu wie an einer Kriegsfront. Wir dürfen
keine Angst haben vor dem Virus. Nein,
das können wir uns im Moment nicht leis-
ten. Jedes Mal, wenn ein Patient an dem
Virus stirbt, kommt ein Gefühl des Ver -
lorenseins in mir hoch. Viele, viele Men-

»Wir sind am Limit«
Krisenmedizin In italienischen Krankenhäusern kämpfen Ärzte,
Pfleger und Notfallhelfer rund um die Uhr gegen die 
Corona-Epidemie.  Augenzeugenberichte von der medizinischen Front.

Halten die Ärzte durch?

Frage

Corona kam wie ein Tsunami über uns.
Die Situation in der Klinik ist nur schwer
zu ertragen. Wir haben knapp 200 Patien-
ten auf der Intensivstation. Noch reichen
die Plätze aus, aber keiner weiß, ob der
Höhepunkt der Epidemie noch vor uns
liegt. Unser Krankenhaus liegt nur 30 Kilo -
meter entfernt von Codogno, dem Epi -
zentrum der Epidemie, wir befinden uns
mitten in der roten Zone. Viele Menschen,
die wir hier behandeln, brauchen Sauer-
stoff und Beatmungsgeräte, ich weiß nicht,
wie lange wir noch mit allen wichtigen me-
dizinischen Gütern beliefert werden.
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schen sind hier schon daran gestorben. Das
schmerzt mich sehr. Aber wir dürfen uns
mit den negativen Erlebnissen nicht auf-
halten, sie rauben uns sonst die Kraft, um
den anderen Patienten zu helfen. Um wei-
terzumachen.

Und immer wieder gibt es diese kleinen
schönen Momente: Neulich kam ein Pizza -
bote auf unsere Station und hatte Pizza
für alle dabei! Ich bin mir ganz sicher:  
Am Ende werden wir gegen das Virus
 gewinnen.«

Paolo Viganò, Leitender Arzt für 
Infektionskrankheiten im 
Krankenhaus Legnano in Mailand

S
eit Anfang der Woche führen wir
 keine Routineoperationen mehr
durch. Wenn man etwa einen Herz-

infarkt hat, dann kann es sein, dass man
länger warten muss. Die ganze Klinik kon-
zentriert sich auf die anrollende Corona-
Welle. Alles läuft auf Hochtouren, wir wis-
sen schließlich von den Kollegen in Nord-
italien, was auf uns zukommt. Die Zahl
der Beatmungsgeräte wird aufgestockt, die
Intensivstationen schaffen abgetrennte
 Bereiche für Corona-Patienten. 

Die Stimmung in der Klinik ist extrem
emotional, zum Teil sogar hysterisch. Auf
meiner Station hatten wir eine Patientin,
die schon länger bei uns liegt und deren Zu-
stand sich verschlechterte. Ein Abstrich er-
gab, dass sie mit dem Coronavirus infiziert
ist. Aber die Klinikleitung ließ die Ärzte
und Pfleger, die mit ihr zu tun hatten, nicht
testen. Es wurde auch niemand von uns
 isoliert. Wir sollen so lange weiterarbeiten,
bis wir Krankheitssymptome entwickeln.
Erst dann wird auf das Virus getestet. 

Es gibt eine große Angst, dass sich die
Belegschaft dezimiert, und niemand mehr
übrig bleibt. Das hat zu großer Spannung
unter Kollegen geführt, viele sind zu Hau-
se geblieben. Im italienischen Gesundheits -
wesen gibt es ohnehin zu wenig Personal.
Am Montag hatte ich nur noch einen Kran-
kenpfleger bei mir.

Jeden Tag gibt es neue Richtlinien, wir
haben Schulungen gemacht, wie man sich
kleiden muss und wie man die Hände des-
infiziert. Und dann das Problem mit den
Spezialmasken. Man kann sie im Umgang
mit Infizierten nur sechs Stunden lang tra-
gen, danach gehören sie in den Sondermüll.
Die Masken müssen ganz fest am Gesicht
haften, damit es keinen Kontakt zur Außen -
luft gibt – sonst nützt es nichts. Was übri-
gens ziemlich anstrengend ist. 

Auf unseren Intensivstationen haben wir
mehr als 40 Plätze mit Beatmungs geräten,
hoffentlich reicht das, wenn die Infizierten-
zahl in Rom weiter steigt. Von  Kollegen in
Mailand wissen wir, dass sie Corona-
 Patienten, die über 70 Jahre alt sind und

Vorerkrankungen haben, gar nicht mehr
aufnehmen. Wer in diesem  Alter herz-
oder lungenkrank ist oder ein Tumorleiden
in fortgeschrittenem Stadium hat und beat-
met werden müsste, kommt nicht mehr an
die entsprechenden Geräte. Wir müssen
als Ärzte unter diesen Bedingungen plötz-
lich über Leben oder Tod entscheiden. Das
ist furchtbar. Normalerweise müssen wir
alles tun, um Menschen zu  reanimieren.
Aber jetzt werden die Kapazitäten knapp.

Ein anderes Krankenhaus wollte eine
89-jährige Patientin mit Corona-Infektion
zu uns in die Uniklinik überweisen. Das
ist nicht akzeptiert worden.

Was gerade in Norditalien passiert, wird
sich hier in Rom wiederholen. Ich glaube,
wir sehen nur die Spitze des Eisbergs.«

Nicole Almenräder, Anästhesistin in
der herzchirurgischen Intensivstation
am Policlinico Umberto I. in Rom

W
ir sind am absoluten Limit ange-
kommen. Wenn wir eine Patien-
tin hereinrufen, um sie zu behan-

deln, stehen schon drei neue vor der Tür.
Ich schaue in teilweise völlig verschreckte
Gesichter. Das Problem ist, dass Covid-
 positive Menschen auf isolierte Stationen
verlegt werden müssen. Das heißt: Nicht
einmal Verwandte oder Psychologen kön-
nen wir an die Betten dieser Patienten las-
sen. Sie sind mit ihrer Angst allein.

Wir kommen jetzt an einen Punkt, an
dem wir nicht mehr wissen, woher wir die
Ärzte noch bekommen sollen. Ich mache
mir große Sorgen. Wir haben überlegt,
pensionierte Mediziner zurück in den

Dienst zu holen. Ich bin spätestens um sie-
ben Uhr morgens im Krankenhaus, um
acht beginnt die erste Task-Force-Sitzung.
Bis kurz vor Mitternacht bin ich dann im
Klinikum. Meine Kinder bekommen mich
kaum mehr zu Gesicht. Ich kann mir keine
Gedanken machen, was in den nächsten
Tagen auf uns kommt. Ich bin komplett
im Hier und Jetzt gefordert.«

Elke Maria Erne, Leiterin der
 Infektiologie im Klinikum Bozen

U
nser Dienst koordiniert alle Einsät-
ze rund um Covid-19 in Südtirol,
daher stehen wir in ständigem Aus-

tausch mit den sieben Krankenhäusern der
Region. Wir regeln die Krankentransporte,
die Bettenplanung und verteilen die Pa-
tienten auf die Intensivstationen.

Wir arbeiten von sechs Uhr morgens bis
Mitternacht. Vor den Krankenhäusern ha-
ben wir große Zelte aufgestellt. Dort emp-
fängt Personal in Schutzanzügen die Pa-
tienten, sie werden dort auf das Virus ge-
testet. Das öffentliche Leben in Südtirol
liegt komplett lahm. Skigebiete haben
dichtgemacht, die Hotels sind geschlossen.
Die Anspannung ist groß. Ich bin hin- und
hergerissen: Wird alles gut gehen? Oder
schlittern wir in eine Katastrophe?

Im Moment haben wir ungefähr 70 bis
80 Infizierte in Südtirol, davon sechs Men-
schen, die in einen künstlichen Schlaf ver-
setzt wurden und beatmet werden. Wir
haben zwei Intensivstationen komplett für
Corona-Patienten freigeräumt. Die Kran-
kenhäuser nehmen – neben den Corona-
virus-Infizierten – nur noch Notfälle an.
Aus Kapazitätsgründen, aber auch, um das
Personal nicht anzustecken.

Dazu kommt die angespannte Personal-
situation: Ärzte und Pflege arbeiten jetzt
in den neu eingerichteten Triagebereichen
der Notaufnahmen, auf den Infektions-
und Intensivstationen, alle werden ge-
braucht, überall herrscht Personalknapp-
heit. Wir planen Urlaubssperren beim
 medizinischen Personal. Auch was die
 Medizingüter angeht, mache ich mir Sor-
gen. Schon jetzt gibt es kaum mehr Schutz-
kleidung, der Markt ist fast leer.

Die Nachrichten aus den Nachbarpro-
vinzen sind beunruhigend: In der Lombar-
dei herrscht der Ausnahmezustand. Dort
kann die medizinische Versorgung kaum
mehr aufrechterhalten werden. Viele Süd-
tiroler haben persönliche Kontakte dort-
hin, Freunde, Familie, sie hören die
schlechten Botschaften, das verunsichert,
macht betroffen.«

Marc Kaufmann, Ärztlicher Koordina-
tor für Notfallmedizin in Südtirol

Protokolle: Frank Hornig, 
Alessandro Puglia, Maria Stöhr
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»Die Stimmung ist zum Teil hysterisch«
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D
as Caffè Florian in Venedig ist das
wahrscheinlich älteste Kaffee-
haus der Welt und seit 1720 an
Katastrophen gewöhnt. Noch im

November hatte das Hochwasser die his-
torischen Räume am Markusplatz tagelang
überflutet. Kaum war es abgelaufen, öff-
nete Geschäftsführer Marco Paolini schon
wieder die Türen für seine Gäste. Diesmal
ist es anders. Das Florian bleibt auf abseh-
bare Zeit dicht.

»Das hat es in unserer Geschichte noch
nie gegeben«, sagt Paolini, »in 300 Jahren
waren wir immer geöffnet.« Schon durch
das Hochwasser ist die Zahl der Gäste um
30 Prozent gesunken, damit kann er gera-
de noch umgehen. Aber was, wenn die
Stadt länger geschlossen bleibt? Wenn
Kreuzfahrtschiffe und Flugzeuge keine
Touristen mehr bringen, für Wochen oder
gar Monate? »Corona betrifft Milliarden
Menschen«, sagt Paolini, »und unsere Kun-
den kommen aus aller Welt.« Etwa hun-
dert Angestellte musste er nach Hause schi-
cken. »Wir versuchen alles, um ihnen eine
Zukunft zu geben.«

In Mailand hat sich Andrea Zorzetto
zwar an den neuen Alltag gewöhnt. Sein
kalifornischer Arbeitgeber Plug and Play
bringt italienische Kunden wie Lavazza,
Tetra Pak oder Unicredit mit Start-ups zu-
sammen. »Normalerweise machen wir das
auf Events«, sagt Zorzetto, »jetzt arbeiten
wir halt zu Hause und führen Videokonfe-
renzen durch.« Genervt hat ihn vor allem,
dass er nun so oft selbst daheim kochen

muss. Aber inzwischen macht ihm die Zu-
kunft große Sorgen: »Wenn es eine Rezes-
sion gibt, wird es schwer, neue Kunden zu
finden«, sagt er; erst recht wenn sie im glo-
balen Maßstab hereinbreche.

Und in Rom? Einer der wenigen Orte,
wo die Wirtschaft gerade richtig gut läuft,
ist die Antica Farmacia Reale, ein paar
Schritte von der Spanischen Treppe ent-
fernt. Wochenlang gab es hier und in den
anderen Apotheken der Stadt keine
Schutzmasken mehr. Am Dienstag ist es
Antonio Scigliano und seinen Kollegen ge-
lungen, Nachschub zu organisieren. Kaum
hing am Nachmittag ein entsprechender
Hinweis am Schaufenster, bildete sich eine
Menschentraube vor der Apotheke. »Es
gab einen Ansturm auf unser Geschäft«,
sagt Scigliano. Die Mitarbeiter mussten
ihre Kunden streng darauf hinweisen, den
Mindestabstand von einem Meter zu an-
deren Wartenden einzuhalten.

Tatsächlich hatte die Antica Farmacia
Reale auch etwas ganz Besonderes im An-
gebot, keine Stofffetzen, sondern chirur-
gische Masken mit eingebautem Filter in
Klinikqualität, wie sie Ärzte benutzen und
gerade dringend benötigen. »Diese Mas-
ken garantieren einen Schutz von 85 bis
90 Prozent«, sagt Scigliano. Leider könne
man sie nur acht bis zwölf Stunden tragen,
dann müssten sie in den Müll. 20 bis 
40 Euro pro Stück verlangt Scigliano, je
nach Angebot und Nachfrage. Trotzdem
war alles ausverkauft. »Ich habe die Preise
nicht gemacht«, sagt der Apotheker ent-
schuldigend, »die Hersteller geben das vor.«

Italiens Wirtschaft ist nicht wiederzuer-
kennen, sie befindet sich im freien Fall.
Seit das ganze Land unter Quarantäne
steht, sind wichtige Branchen quasi still-
gelegt, allen voran der Tourismus. Und als
man glaubte, es könnte nicht mehr schlim-
mer kommen, verkündete Ministerpräsi-
dent Giuseppe Conte den nächsten Schock:
Seit Donnerstag sind alle Geschäfte im
Land geschlossen, nur Supermärkte, Tank-
stellen und Apotheken bleiben geöffnet.

Es ist ein Kollaps mit dramatischen Fol-
gen. Das ökonomische Virus verbreitet
sich ebenso schnell wie Corona und infi-
ziert Branche für Branche. Als Nächstes
trifft es die ohnehin schon angeschlagenen
Banken, dann den Staatshaushalt. Ex -
perten stellen längst die Frage, wann es
auf den Euroraum überspringt und zum

Sprengsatz für die Gemeinschaftswährung
wird.

Ein Szenario, das die Europäer kennen.
Nach der Finanzkrise war es Griechenland,
das seine Schulden nicht mehr bedienen
konnte – und eine Krise auslöste, die die
Währungsunion fast gesprengt hätte. Erst
die berühmte »Whatever-it-takes«-Rede
von Mario Draghi beruhigte die Lage: Der
italienische Präsident der Europäischen
Zentralbank versprach, alles zu tun, was
nötig sei, um den Euro zu retten. Fortan
flutete die EZB die Märkte mit billigem
Geld und kaufte Staatsanleihen auf, um
die Schuldenländer zu entlasten. 

Seither konnten sich die Krisenländer
Europas, Italien vorneweg, weiter ver-
schulden, sie mussten, trotz ihrer wirt-
schaftlichen Probleme, kaum höhere
 Zinsen zahlen als Deutschland, dessen
Staatsverschuldung, gemessen am Sozial-
produkt, nicht einmal halb so hoch ist wie
die italienische.

Nicht nur Italien, die gesamt Euro-Grup-
pe hat die Zeit, die ihr die EZB erkaufte,
nicht genutzt, um die Währungsunion kri-
senresistenter zu machen – so wie auch
die ganze Welt nach der Finanzkrise wei-
termachte wie bisher. Die grundlegenden
Probleme sind deshalb nicht verschwun-
den, sie wurden mit den Milliarden der
Zentralbanken nur zugedeckt. 

Und so ist das Finanzsystem heute labi-
ler denn je, mit historisch niedrigen Zinsen
und historisch hohen Schulden: ein Kar-
tenhaus, so sehen es die Kritiker der Politik
des billigen Geldes, das nur eines Anstoßes
bedarf, um es zum Einsturz zu bringen.

Dieser »Trigger«, sagt Wolfgang Reitzle,
einer der prominentesten deutschen Ma-
nager und Chairman des Linde-Konzerns,
könne irgendein exogener Schock sein, ein
Krieg im Nahen Osten vielleicht. Oder ein
Virus namens Sars-CoV-2.

Lange hat die Finanzwelt das Virus igno-
riert, doch jetzt breitet sich an den Märk-

Globale Entzündung
Weltwirtschaft Italiens Unternehmen stehen vor dem Stillstand. Der US-Präsident agiert 

planlos. Deutschland rüstet sich für eine Rezession. Die Furcht wächst, dass das 

globale Finanz- und Währungssystem ins Wanken gerät – wie nach der Lehman-Pleite. 

566
Tage dauerte es nach der
Finanzkrise von 2008/09,
bis der Dax wieder sein
altes Niveau erreicht hatte.
Damals betrug der Absturz
25,7 Prozent.  

Sprengt das Virus
den Euro?

Frage
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ten Panik aus. Am vergangenen Montag,
den Händler inzwischen den »blutigen
Montag« nennen, brachen die Aktienkur-
se in Frankfurt um acht und in New York
um mehr als sieben Prozent ein. Es war der
höchste Tagesverlust des Dax seit dem 
11. September 2001. Bis Donnerstag, da bra-
chen die Kurse um weitere 12,2 Prozent ein.
Ein Ende des Crashs ist nicht abzusehen.

Eine Krise wie diese hat es noch nie ge-
geben: ausgelöst durch ein Virus, das sich
exponentiell ausbreitet und ganze Volks-
wirtschaften lahmzulegen droht. Es trifft
Dienstleister wie Produktionsbetriebe glei-
chermaßen, quer durch die Branchen,
überall auf der Welt, wenn auch zeitlich
versetzt und mit unterschiedlicher Wucht.
Ihr Verlauf lässt sich deshalb kaum pro -
gnostizieren.

In Deutschland leiden vorerst vor allem
Messebauer, Restaurants und Hotels – Ge-
werbe, die von Geschäfts- und Urlaubsrei-
senden abhängig sind. Und natürlich Rei-
severanstalter, Fluggesellschaften: Die
Lufthansa hat ihr Angebot drastisch ein-
geschränkt (siehe Seite 61). Es ist nur eine
Frage der Zeit, bis auch Industriebetriebe
die Produktion zurückfahren müssen, weil
Zulieferungen fehlen oder Teile der Beleg-
schaft zu Hause in Quarantäne bleiben
müssen. 

Dass Europa eine Rezession bevorsteht,
ist jetzt schon sicher. Wie tief und wie lang
anhaltend sie aber sein wird, hängt davon
ab, wie sehr es gelingt, die Pandemie ein-
zudämmen, wie stark die USA, noch im-
mer die mächtigste Wirtschaft der Welt,
heimgesucht werden und ob das gesamte
Finanzsystem infiziert wird. Und mit ihm
der Euro.

Mit Italien trifft Covid-19 ein Land, das
im europäischen Vergleich besonders
schlecht gerüstet ist. Die Wirtschaft sta-
gniert seit 20 Jahren, statt längst über -
fälliger Reformen machten die jeweils am-
tierenden Regierungen lieber Schulden.
Erschwerend kommt hinzu: Das nordita-
lienische Epizentrum des Corona-Befalls
– mit zurzeit fast 90 Prozent der Infizier-
ten – ist zugleich das wirtschaftliche
Powerhouse des Landes. Der größte Teil
der  italienischen Wirtschaftsleistung wird
hier generiert. Und die Verflechtungen mit
Deutschland sind intensiv: Allein der Han-
del mit der Lombardei ist größer als jener
zwischen der Bundesrepublik und Japan.
Normalerweise schlägt jedes Konjunktur-
problem in Deutschland direkt auf Italien
durch, diesmal ist es umgekehrt.

Schon die bisherigen Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Krise hatten den Unterneh-
men schwer zu schaffen gemacht. 65 Pro -
zent meldeten bei einer Umfrage des
 Wirtschaftsverbands Confindustria unter
4000 seiner Mitgliedsfirmen negative Aus-
wirkungen aufs Geschäft, in den besonders
betroffenen Regionen Lombardei und Ve-

netien waren es deutlich mehr. Doch das
war, bevor Italiens Volkswirtschaft eine to-
tale Zwangspause verordnet wurde. Den
nun drohenden Schaden könne man sich
leicht vorstellen, sagt Antonio Matonti, ei-
ner der Direktoren des Verbands. »Man
kann Unternehmen nicht einfach wie ei-
nen Kühlschrank an- und ausschalten.«

Für Deutschland seien die internationa-
len Lieferketten das größte Problem, sagt
Francesco Daveri von der Mailänder Wirt-
schaftsuniversität Bocchoni. »Bei uns ist
es der Tourismus.« Die Branche trägt fast
15 Prozent zur italienischen Wirtschafts-
leistung bei. »Viele kleine Unternehmen
steckten schon vorher in Schwierigkeiten«,
sagt der Wirtschaftsprofessor, »sie werden
vielleicht nicht überleben.«

Ein Dominostein nach dem nächsten
scheint zu fallen. Fluggesellschaften wie
die ohnehin schon angeschlagene Alitalia
streichen ihr Angebot zusammen, Reise-
busse, Taxigewerbe, Gastronomie und Ho-
tellerie machen kaum noch Umsatz. Und
auch die großen italienischen Luxusmar-

ken sind betroffen, wenn ihre Boutiquen
wochenlang geschlossen bleiben und die
Herstellung stillsteht.

Längst hat die Kettenreaktion auch Ita-
liens Banken erreicht. In ihren Bilanzen
schlummern noch immer ausfallgefährdete
Kredite in gewaltigem Ausmaß, vor allem
bei den Sparkassen und Volksbanken: Ak-
tuellen Zahlen zufolge sind es bei ihnen
knapp 80 Milliarden Euro oder 7,4 Pro-
zent aller Kredite. Mit jedem Tag der Coro -
nakrise steigt die Gefahr, dass sie niemals
zurückgezahlt werden, weil Unternehmen
pleitegehen. 

Die Gefahr eines Bankenkollapses lässt
erste Experten bereits nach einer groß an-
gelegten Rettungsaktion rufen. »Italien
steht an der Schwelle einer Finanzkrise«,
sagt Ashoka Mody, Wirtschaftsprofessor
an der Princeton University und ehedem
Vizedirektor beim Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF). Die Politik müsse eine
finanzielle »Brandmauer« um Italien zie-
hen, um die Angst zu vertreiben, die an
den Märkten herrsche. Diese Angst könn-
te dazu führen, »dass Italien seine Staats-
anleihen am Markt nicht mehr loswird
oder nur zu hohen Zinsen«, sagt die frü-
here Wirtschaftsweise Beatrice Weder di
Mauro. Die Risikoaufschläge für italieni-
sche Bonds steigen jedenfalls schon wieder
bedrohlich.

Auf Italien blicken derzeit alle Ökono-
men, weil sich dort wie in einer Blaupause
abzeichnet, was auf die anderen Volkswirt-
schaften des Westens zukommen könnte.
Auf Deutschland, auf Frankreich, auf die
USA.

Ginge die größte Wirtschaftsnation der
Welt auch nur annähernd so vor dem Co-
ronavirus in die Knie wie gerade Italien,
würde der Lehman-Crash Historikern ein-
mal wie das laue Vorspiel zur eigentlichen
großen Krise erscheinen. Umso bedrohli-
cher erscheint es, wie die US-Regierung
gerade agiert. Überfordert. Widersprüch-
lich. Unvernünftig.

Es war am vergangenen Montag, die
US-Statistik hatte gerade den 22. Corona-
Toten gezählt, als Donald Trump zum
Handy griff und in seiner gewohnten Ton-
lage aus Wut und Wehleidigkeit twitterte:
Die Fake-News-Medien würden mal wie-
der »die Corona-Situation anheizen«. Da-
bei sage doch sogar der oberste Gesund-
heitsbeamte des Landes, dass »die Risiken
für den Durchschnittsamerikaner gering«
seien.

Wie so oft in den vergangenen Wochen
versuchte Trump seine sehr spezielle Sicht
der Seuchenlage unter die Leute zu brin-
gen: Die Corona-Pandemie sei nicht
schlimmer als eine Grippe, die Folgen für
die Wirtschaft blieben gering, die Regie-
rung habe die Lage im Griff. Und wenn es
ökonomisch trotzdem nicht so laufe wie
gewünscht, treffe alle Schuld die »armseli-
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ge und langsame« US-Notenbank Fed, die
nicht entschlossen genug die Zinsen senke. 

Zur selben Stunde, zu der Trumps Twit-
ter-Botschaft durch die sozialen Netz -
werke rauschte, fällte die US-Börse ein
gänzlich anderes Urteil über das Ausmaß
der Krise. Um mehr als 2000 Punkte stürz-
ten die Kurse ab, es war der größte Tages-
verlust seit der Finanzkrise. Seit ihrem
Höchststand im Februar hatte der wich-
tigste Aktienindex des Landes fast 20 Pro-
zent seines Wertes eingebüßt, und es war
offenkundig, dass der Ausverkauf mit der
Ausbreitung des Coronavirus im Lande zu
tun hatte. Während die Regierung die
 Pandemie noch kleinzureden versuchte,
wurde an der Ostküste bereits eine erste
»Eindämmungszone« festgelegt, Schulen
wurden geschlossen, Veranstaltungen ab-
gesagt. 

Bundesstaaten wie New York und Kali-
fornien riefen den Ausnahmezustand aus.
Zugleich machte sich die Sorge breit, dass
die zuständigen US-Behörden das wahre
Ausmaß der Epidemie möglicherweise
chronisch unterschätzten. Weil bislang erst
knapp 8000 Amerikaner getestet wurden,
gibt es womöglich eine große Zahl unent-
deckter Kranker, die das Virus unwissent-
lich weiterverbreiten. 

Die Erkenntnis, dass sie womöglich
nicht gesund, sondern nur unzureichend

getestet sind, traf die Amerikaner wie ein
Schock. Viele sagten Reisen und Konfe-
renzen ab, verzichteten auf Kino-, Messe-
oder Konzertbesuche, mit den entspre-
chenden Folgen für die betroffenen
 Wirtschaftszweige. Der Internetkonzern
Google rief alle Mitarbeiter in Nordame-
rika zu Heimarbeit auf. Die Modekette
Abercrombie& Fitch warnte, es stehe eine
sechsmonatige Phase erheblicher Beein-
trächtigungen bevor. 

Die Ratingagentur Moody’s nahm ihre
Konjunkturprognose für das laufende Jahr
von 1,7 Prozent auf 1,5 Prozent zurück –
und stellte zugleich klar, dass es sich dabei
noch um eine optimistische Schätzung
handle. In der US-Wirtschaft werde es nun
überall zu weniger Einnahmen und zu Ent-
lassungen kommen, hieß es in der Analyse.
Am Ende stehe dann eine »sich selbst tra-
gende Rezessionsdynamik«. 

Das waren schlechte Nachrichten für
Trump, der mit dem Rückenwind guter
Beschäftigungs- und Börsendaten erneut
ins Weiße Haus einzuziehen hoffte. Nun
aber scheint das Virus diese Pläne zunichte -
zumachen. Zum einen droht die Epidemie
große Teile des öffentlichen Lebens still-
zulegen. Zum anderen trifft sie auf eine
Wirtschaft, die in den vergangenen Mona-
ten längst nicht mehr so widerstandsfähig
wirkte wie in den Jahren zuvor. 

Weil viele Unternehmen im trump-
schen Handelskrieg mit China die Produk-
tion eingeschränkt hatten, waren schon
Ende vergangenen Jahres Gewinne und
Investitionen vielfach zurückgegangen.
Zudem haben viele Firmen wegen der
niedrigen Zinsen zusätzliche Kredite auf-
genommen, entsprechend hoch sind sie
nun verschuldet. Experten schätzen die
Summe wackliger Unternehmensdarlehen
auf etwa eine Billion Dollar. Das ist fast
so viel Kreditschrott wie in der Subprime-
Krise.

Das Virus trifft die US-Ökonomie an ih-
rer empfindlichsten Stelle, dem Konsum.
70 Prozent der amerikanischen Wirt-
schaftsleistung hängen von den Ausgaben
der Verbraucher ab. Doch die bleiben aus
Angst vor dem Virus nun häufig zu Hause,
anstatt wie bisher Shoppingmalls oder Fit-
nessstudios zu bevölkern. Sollte der Kon-
sum wegen der Epidemie nur um fünf Pro-
zent einbrechen, so rechnen Ökonomen
vor, fiele das Sozialprodukt unweigerlich
um mehr als drei Prozent geringer aus.
Eine Rezession wäre unvermeidlich.

Trump kündigte vergangene Woche ein
umfangreiches Programm aus Steuersen-
kungen und Wirtschaftshilfen für bedrohte
Branchen an. Zugleich suchte er, wie üb-
lich, nach einem Sündenbock für die Mi-
sere – und fand ihn in: Europa. Reisende

Wartende vor einer Bank in Mailand: Blaupause für das, was auf andere Volkswirtschaften zukommen könnte
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Shiller, 73, lehrt an der Universität Yale.
2013 erhielt er den Wirtschaftsnobelpreis.

SPIEGEL: Mr Shiller, die US-Börse ist we-
gen der  Coronakrise  dramatisch ab gestürzt.
Wie tief werden die Kurse noch  fallen?
Shiller: Das weiß niemand. 2018 waren
die Kurse ähnlich stark zurückgegangen –
und erholten sich dann wieder. Dass es
diesmal ähnlich glimpflich abläuft, ist al-
lerdings unwahrscheinlich. Das Corona -
virus hat einen Schock ausgelöst, wie ihn
bis vor Kurzem niemand für möglich
 gehalten hätte. Zudem ist allen bewusst,
dass die Krise gerade erst begonnen hat.
Das Schlimmste steht noch bevor. 
SPIEGEL: Bei der Sars-Epidemie 2003
wurde ein schneller Abschwung von einer
schnellen Erholung abgelöst. Wird es dies-
mal wieder so kommen? 
Shiller: Nein, dieses Virus ist anders. Die
Menschen sind infiziert, zeigen aber keine
Symptome. Das macht es schwieriger,
 angemessene Quarantänemaßnahmen zu
ergreifen. Deshalb sind die wirtschaftli-
chen Folgen viel gravierender als bei Sars.
Überall müssen nun Veranstaltungen ab-
gesagt oder Schulen geschlossen werden.
Die Menschen bleiben zu Hause, fürchten
sich und geben weniger Geld aus. Eine
 gewisse Panikstimmung macht sich breit,
und das ist nie gut fürs Geschäft.
SPIEGEL: Die Angst nährt die Angst. Ist
das der Mechanismus, der auch diese Kri-
se befeuert?
Shiller: Panik hat immer einen Einfluss,
das wissen Psychologen nur zu gut. Wenn
sich Menschen vor etwas ängstigen, beein-
flusst die Furcht schnell ihr gesamtes Ver-
halten. Sie versuchen dann, jedes Risiko
zu vermeiden. Das gilt auch für den Ak-
tienmarkt, und deshalb würde es mich
nicht überraschen, wenn die Kurse weiter
fielen. 
SPIEGEL: Hat es eine ähnliche Krise schon
mal gegeben?
Shiller: Die letzte vergleichbare Pande-
mie war die Spanische Grippe im Jahr
1919. Sie hat weltweit mindestens 25 Mil-
lionen Menschen getötet. Damals gab es
eine Rezession, die allerdings nicht groß
ausfiel, weil die Wirtschaft nach dem Ers-
ten Weltkrieg ohnehin darniederlag. Interes-
santerweise gab es 1919 auch keinen Bör-
sencrash, wie wir ihn in dieser Woche er-
lebt haben. Das deutet darauf hin, dass die
Menschen diesmal mit ernsteren wirtschaft -
lichen Konsequenzen rechnen als damals. 

SPIEGEL: Manche Ökonomen sagen eine
ähnlich tiefe Rezession wie nach dem
 Finanzcrash im Jahr 2008 voraus. Halten
Sie das für denkbar?
Shiller: Die Krise wird jedenfalls noch im-
mer unterschätzt. Die Corona-Epidemie
hat sich mittlerweile über den gesamten
Globus verbreitet. Die meisten Länder
sind betroffen, und viele davon werden
ähnliche Quarantänemaßnahmen verord-
nen müssen wie China oder Italien. Das
bedeutet, dass wir mit Sicherheit eine
weltweite Rezession bekommen werden. 
SPIEGEL: Donald Trump hat lange ge-
glaubt, dass die Folgen für die USA gering
ausfallen würden. War das ein Fehler?
Shiller: Die Regierung hat viel zu lang-
sam reagiert. Trump war mehr damit be-
schäftigt, die Leute in Sicherheit zu wie-
gen, als wirksame Maßnahmen gegen die
Krankheit in Gang zu setzen. Nun werden
plötzlich drastische Maßnahmen verhängt,
und alle sind überrascht, wie sehr die
 Krise das öffentliche Leben beeinträchtigt. 
SPIEGEL: Trump kritisiert, dass die Fed
nicht entschlossen genug gehandelt und
die Zinsen gesenkt habe. Hat er recht?
Shiller: Nein, die Fed hat die Zinsen erst
in der vergangenen Woche um einen
 halben Prozentpunkt gesenkt. Das war
ein ziemlich weitreichender Schritt. Au-
ßerdem lässt er Spielraum, mehr zu tun,
wenn sich die Lage verschärfen sollte. 
SPIEGEL: Trump hat auch angekündigt,
die Sozialabgaben zu senken und finan-
zielle Hilfen für betroffene Unternehmen

aus der Airline- oder Kreuzfahrtbranche
bereitzustellen. Reicht das? 
Shiller: Das kann schon etwas bringen. Ob
die Maßnahmen helfen, wenn die Men-
schen ihre Häuser nicht mehr ver lassen, da-
ran habe ich Zweifel. Zudem verschärft es
die Lage, wenn eine Regierung in der Krise
nicht die richtige Sprache findet.
SPIEGEL: Wie meinen Sie das? 
Shiller: Den Leuten zu sagen, sie sollten
sich nicht ängstigen, war jedenfalls kontra-
produktiv. Es hat die Menschen davon ab-
gehalten, drastische Maßnahmen gegen
die Krankheit zu ergreifen. Dieses Virus
aber verzeiht nichts, wie wir nun schmerz-
haft erleben müssen. Wir nähern uns ei-
ner Situation, in der die Krankenhäuser
überlastet sind, zu wenig Beatmungsgerä-
te bereitstehen und die Menschen nicht
mehr die Behandlung bekommen, die sie
benötigen. Das verstärkt die Angst und
damit die Wirtschaftskrise. 
SPIEGEL: Hat Trump die Situation falsch
eingeschätzt? 
Shiller: Offensichtlich. Mich erinnert
Trump in diesen Tagen an Herbert Hoover,
den US-Präsidenten zwischen 1929 und
1933, den Jahren der Weltwirtschaftskrise.
Hoover hat damals in jeder Rede  betont,
dass die Vereinigten Staaten die Depres -
sion schnell überwinden werden. Leider ist
es dann viele Jahre lang nicht besser,
 sondern schlechter geworden.  Dadurch hat
er seine Glaubwürdigkeit eingebüßt.
SPIEGEL: Trumps Glaubwürdigkeit, so
schreiben Sie in Ihrem jüngsten Buch, hän-
ge an seinem Narrativ, für eine starke
Wirtschaft, niedrige Arbeitslosigkeit und
steigende Aktienkurse gesorgt zu haben.
Ist diese Erzählung nun in Gefahr?
Shiller: In der Tat. Die Coronakrise könn-
te zu Trumps Hoover-Moment werden. 
Er wird schon lange kritisiert, ein Show-
man zu sein, der sich der Realität ver -
weigert. Diese Kritik wird durch sein Ver-
halten in der Krise neu aufleben.
SPIEGEL: Beeinflusst das den Wahlkampf?
Shiller: Es spricht einiges dafür, dass die
Leute langsam die Lust an der Trump-Prä-
sidentschaft verlieren. Bislang haben sie
mit einigem Amüsement seine täglichen Es-
kapaden verfolgt. Nun aber wird ernsthaft
über die Schwächen des amerikanischen
Gesundheitssystems diskutiert. Es gibt so
viele Menschen in den USA, die nicht ver-
sichert sind, die keinen Arzt finden und
nicht mal getestet werden. Das vergrößert
zweifellos die Chancen der Demokraten.
Die Stimmung beginnt sich zu drehen. 
SPIEGEL: In welcher Hinsicht?
Shiller: Das Virus ist plötzlich das Haupt-
thema, und die Furcht vor der Epidemie
beherrscht die Gespräche. Den Menschen
– jedenfalls denen in meinem Alter – wird
auf einmal bewusst: Du könntest sterben. 

Interview: Michael Sauga 
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Wie tief werden 

die Kurse noch

 fallen, Mr Shiller?

Ökonomen US-Nobelpreisträger Robert Shiller über eine drohende

Weltwirtschaftskrise und das Krisenmanagement der US-Regierung

»Eine weltweite Rezession« 
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aus Italien, Deutschland oder Frankreich
hätten das Virus in die USA geschleppt,
behauptete er, deshalb seien ab sofort alle
Einreisen aus der EU verboten.

Selbst Trump durchaus freundlich ge-
sinnte Medien wie das »Wall Street Jour-
nal« gingen auf Distanz. Das Weiße Haus
habe von Beginn an »die falsche Strategie«
gefahren, um Gesundheit und Wirtschaft
der Vereinigten Staaten zu schützen, ur-
teilte das Blatt. Stattdessen habe die Ad-
ministration fälschlicherweise behauptet,
das Virus sei »ziemlich eingedämmt«.

Genauso wenig Unterstützung fanden
Trumps erneute Tiraden gegen Fed-Chef
Jerome Powell. Keine Zinssenkung der
Welt werde die Menschen bewegen, ins
Restaurant zu gehen, kritisierte etwa der
Ökonom Alan Blinder. Trump sollte lieber
für mehr Corona-Tests sorgen, das würde
die wachsende »Furcht zwar nicht vertrei-
ben, aber abschwächen«. 

Schlimmer hätte es für den Präsidenten
kaum kommen können. Als Garant des
Aufschwungs wollte er sich den Wählern
präsentieren. Stattdessen droht die US-
Wirtschaft nun in eine Rezession abzu -
gleiten, für die ihn wahrscheinlich selbst
die eigene Anhängerschaft mitverantwort-
lich machten würde.

Das werde Trumps Chancen auf die
Wiederwahl beeinträchtigen, meint auch
der US-amerikanische Nobelpreisträger
Robert Shiller (siehe Interview Seite 24).
Trump erinnere ihn in diesen Tagen an ei-
nen der republikanischen Vorgänger, Her-
bert Hoover, der die Amerikaner während
der Weltwirtschaftskrise mit der Prognose
zu beruhigen versucht hatte, die Misere
werde bald vorüber sein. Als es anders
kam, war seine Glaubwürdigkeit verspielt.
»Die Coronakrise könnte zu Trumps Hoo-

ver-Moment werden«, sagt Shiller im
SPIEGEL-Interview. 

Und Deutschland? Nach zehn Jahren
ununterbrochenen Aufschwungs steht die
Wirtschaft vor einer Rezession. Kaum je-
mand zweifelt daran, nicht einmal in der
Regierung. Sie senkt die Hürden für Kurz-
arbeitergeld und gewährt Unternehmen in
Not Liquiditätshilfen. Beides wird die öf-
fentlichen Kassen Milliarden kosten.

Die gute Nachricht: Der Staat kann es
sich leisten. Die Bundesagentur für Arbeit
sitzt auf einem Finanzpolster von rund 
26 Milliarden Euro, aus dem das Kurz -
arbeitergeld bestritten werden kann. In
der letzten Krise verschlangen Maßnah-
men der Bundesagentur insgesamt rund
23 Milliarden Euro Reserven. Doch wie
vergleichbar sind diese Krisen?

Noch weiß niemand, wie teuer die Fi-
nanzhilfen für Unternehmen ausfallen wer-
den, die wegen der Corona-Seuche auf
Einnahmen verzichten müssen. Finanzmi-
nister Olaf Scholz (SPD) will etliche Mil -
liarden bereitstellen, um Unternehmen zu
stützen, die eine Durststrecke zu überbrü-
cken haben: Gastronomiebetriebe oder
Kino ketten, denen die Besucher ausblei-
ben, oder Automobilzulieferer, denen Vor-
produkte aus China fehlen, bis hin zu Flug -
linien.»Wir werden uns großzügig zeigen«,
sagt ein Scholz-Mitarbeiter.

Bislang lässt das europäische Beihilfe-
recht solche Hilfen jedoch nur bei Unter-
nehmen bis 250 Mitarbeiter und höchstens
50 Millionen Euro Umsatz zu. Die Bun-
desregierung setzt sich dafür ein, die Gren-
zen anzuheben. Die europäischen Verträ-
ge ließen solche Flexibilität zu. Dass fällige
Steuervorauszahlungen gestundet werden
können, wenn die Geschäfte stocken, ent-
lastet viele Firmen ebenfalls.

Von der schwarzen Null, also dem aus-
geglichenen Haushalt, haben die Regie-
rungsexperten daher innerlich schon Ab-
schied genommen.

»Niemand hat die Absicht, dem Ab-
schwung hinterherzusparen«, sagt ein
Scholz-Zuarbeiter. 

Neue Schulden aufzunehmen wäre für
den Bund unproblematisch. Die Schul-
denquote, also der Anteil der Altkredite
gemessen am Bruttoinlandsprodukt, liegt 
bei rund 60 Prozent, deutlich niedriger 
als in anderen westlichen Staaten. »Die
 öffentlichen Kassen in Deutschland ha-
ben erheblichen Spielraum, neue Darle-
hen  aufzunehmen«, heißt es im Finanz-
ministerium.

Doch Deutschland wird diese Krise
nicht im Alleingang bewältigen können.
Die Aufgabe, die auf Wirtschaft und Poli-
tik zurollt, ist von historischer Größe. Vor
allem, wenn verhindert werden soll, dass
die Krise auch den Bankensektor erfasst,
weil Firmen reihenweise pleitegehen und
die Geldhäuser ihre Forderungen im gro-
ßen Stil abschreiben müssen.

Nach der Finanzkrise 2008 waren es
vor allem die Turbulenzen im Finanzsek-
tor, die schließlich die Eurokrise auslösten.
Viele Regierungen sahen sich gezwungen,
ihre Institute zu stützen, hatten aber
Schwierigkeiten, sich das notwendige Geld
zu beschaffen. Ihre Kreditwürdigkeit ge-
riet ins Wanken. Betroffen waren Spanien,
Irland und Portugal.

Droht durch die Corona-Epidemie eine
Wiederholung der Eurokrise? Italien ist
das Land mit der größten Verschuldung
der Eurozone. Die Regierungsexperten in
Berlin stufen die Lage zwar noch nicht als
unmittelbar bedrohlich ein, auch wenn Ita-
lien wegen der Krise zig Milliarden zusätz-
lich auftreiben muss. 

Allerdings geht die Angst um, dass die
italienische Regierung das Vertrauen der
Anleger verlieren könnte. Dann könnten
die übrigen Mitglieder der Eurozone an-
gesichts der italienischen Verschuldung
von mehr als zwei Billionen Euro nicht
viel ausrichten.

Dem Euro stehe ein Mega-Stresstest be-
vor, glaubt Manager Reitzle. Er rechnet
spätestens im Herbst mit Krisensitzungen
zur Rettung Italiens.

Immerhin: Der europäische Rettungs-
schirm ESM als letztes Bollwerk, sollte Ita-
lien tatsächlich seinen Zugang zu den Fi-
nanzmärkten verlieren, steht. ESM-Chef
Klaus Regling geht davon aus, dass sein
Fonds Italien zwei Jahre lang mit Geld ver-
sorgen könnte.

Ob der Corona-Crash bis dahin über-
standen ist, wird sich zeigen. Die Lehman-
Pleite wirkt bis heute nach.

Tim Bartz, Frank Hornig, Armin Mahler,
Christian Reiermann, Michael Sauga
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S
ie sind das Symbol der Corona -
krise: Atemschutzmasken. Immer
häufiger tauchen sie im Straßen-
bild auf als weithin sichtbares

 Zeichen der Angst. Doch Atemmasken
sind auch ein Symbol für globalisierte
Märkte. Sie werden vor allem in China
produziert. Bislang galten sie als Billigpro-
dukt, ihre Herstellung kostet wenige Cent.
Genau dieses Kostendenken hat sich in
der Krise als fatal herausgestellt, weil ihre
Produktion größtenteils zum Erliegen ge-
kommen ist.

Für Michael Koch stellen die Vliestü-
cher deshalb ein enormes Problem dar.
Der Produktmanager von Medika Medi-
zintechnik, einem der größeren deutschen
Händler für Medizinprodukte, soll sie in
Massen auftreiben, und das möglichst
schnell. »Ausgerechnet das aber scheitert
an den wirtschaftlichen Auswirkungen die-
ser Krise«, sagt Koch. Über spezielle Kon-
takte hat er gerade noch 100 000 Stück in
Kambodscha kaufen können. »Nächste
Woche sollen sie per Luftfracht aus Asien
kommen«, berichtet der Manager. Univer-
sitätskliniken warten auf den Nachschub.

Koch kann sich über diesen kleinen Er-
folg nicht freuen. »Wir müssen ganz drin-

gend wieder über eine Produktion in
Deutschland nachdenken«, sagt er. Des-
halb telefoniert er sich derzeit nicht nur
durch Asien, sondern auch durch Ober-
franken. »Die Region um Hof war eine
ehemalige Hochburg der Textilproduk -
tion«, sagt er, viele Maschinen seien dort
noch vorhanden. »Die kann man auch für
die Maskenproduktion verwenden.«

Damit kommt Koch der Forderung des
obersten deutschen Seuchenschützers
nach, Gesundheitsminister Jens Spahn
(CDU), der sich immer lauter für »eine hei-
mische Herstellung sicherheitsrelevanter
Medizinprodukte« einsetzt. Koch hält das
für ehrenwert, aber er stellt Bedingungen:
»Jeder, der das heute fordert, muss sich da-
rüber im Klaren sein, dass wir dann über
völlig andere Preise reden.«

Die Atemmaske könnte damit zum
Symbol werden für eine weniger globale
Ordnung. »Was wir erleben werden, sind
tektonische Veränderungen der Weltwirt-
schaft«, sagt Dalia Marin von der Ludwig-
Maximilians-Universität München. Die
Professorin für Internationale Wirtschaft
untersucht seit Jahren das Phänomen der
Globalisierung, deren Siegeszug – und
auch die Gegenbewegung, die sich seit

 einigen Jahren abzeichnet. Sie prophezeit:
»Die Coronakrise wird die Deglobalisie-
rung rasant beschleunigen.«

Es wäre eine ökonomische Zeitenwende.
Seit dem Zusammenbruch des Ostblocks
hat sich die Produktionsweise stark inter-
nationalisiert. Das Ende des Kalten Krieges,
der Aufstieg Chinas sowie das Aufkommen
der Containerlogistik befeuerten den Trend,
in Billiglohnländern zu produzieren.

Das betraf teils Vorprodukte, teils kom-
plette Wirtschaftsgüter. »Die Lieferketten
wurden immer länger«, sagt Marin, es war
die Ära der »Hyperglobalisierung«. Der
 Anteil der Güterexporte an der Weltwirt-
schaftsleistung stieg zwischen 1990 und
2008 von 14 auf 25 Prozent. In Deutschland
kletterte er sogar auf mehr als 30 Prozent.

So verschränkt, wie die Weltwirtschaft
heute ist, so verletzlich hat sie sich in den
vergangenen Wochen gezeigt. »Wenn die
akute Notlage vorbei ist, müssen wir die-
ses System einer kritischen Neubewertung
unterziehen«, verlangt Michael Hüther,
der Direktor des Instituts der deutschen
Wirtschaft in Köln, das den Arbeitgebern
nahesteht. »Unternehmer müssen hinter-
fragen, ob sie sich nicht in der Vergangen-
heit zu stark auf die Kosten der Produk -
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Global erschöpft
Industrie Das Coronavirus dürfte einen Trend verstärken, der bereits seit der Finanzkrise im

Gange ist: Unternehmen verkürzen ihre Lieferketten, holen die Produktion zurück in die Heimat.
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tion fokussiert haben und zu wenig auf
mögliche Risiken, die aus Gesundheits-
oder Sicherheitsthemen für die Gesellschaft
erwachsen können«, sagt er. Insbesondere
bei Medizinprodukten ermuntert er die Re-
gierung zu »ordnungspolitischen Maßnah-
men«, um wieder autarker zu werden – staat-
liche Eingriffe also, die man in der Industrie
gewöhnlich gar nicht gern sieht.

Die Coronakrise wird zu einer Zäsur
werden, da sind sich Ökonomen der un-
terschiedlichen Denkschulen einig. Das
liegt zum einen daran, dass es sich um eine
Art Multiorganversagen der Weltwirt-

schaft handelt. »Wir erleben gerade zeit-
gleich mehrere Schocks, auf der Angebots-
wie auf der Nachfrageseite«, so Hüther.

Hinzu kommt, dass der Zeitpunkt denk-
bar riskant ist. Die globale Konjunktur kip-
pelt, die Welt befindet sich ohnehin in
 einer Phase der »erschöpften Globalisie-
rung«, wie Hüther es formuliert. Handels-
kriege toben, Länder wie Großbritannien
schotten sich ab, US-Präsident Donald
Trump hat den Systemkampf mit China
eröffnet – das alles hat das Immunsystem
der Weltwirtschaft geschwächt. Und jeder
kämpft für sich. Kurze Zeit nach dem
 Finanzcrash 2008 trafen sich die Staats-
führer der G20 noch zu einem gemeinsa-
men Krisengipfel in Washington.

Dabei können die Folgen einer Wirt-
schaftskrise durch die globale Seuche ver-
heerend sein wie 2008 in der Finanzkrise.
Banken und Investmenthäuser brachen da-
mals zusammen. Das Weltfinanzsystem
geriet an den Rand des Kollapses und riss
Industrie und Dienstleister mit in den Ab-
grund. Eine Reaktion aus den Lehren des
ökonomischen Desasters waren striktere
Regeln für die Finanzbranche. 

Doch noch etwas anderes vollzog sich,
weit weniger beachtet, dafür umso bedeu-
tender. Die Globalisierung verlor an Dy-
namik. Manches spricht sogar dafür, dass
sie allmählich zurückgeht. »Die Finanzkri-
se war dafür der Startpunkt«, sagt Volks-
wirtschaftlerin Marin. Immer häufiger ver-
kürzten die Unternehmen im Nachgang
ihre Lieferketten, viele regionalisierten
ihre Produktion. Nach der Finanzkrise
sank der Anteil der Güterexporte an der
Wirtschaftsleistung, der Gradmesser der
Globalisierung: auf 21 Prozent weltweit
und auf 26 Prozent hierzulande. 

Viele Manager hätten die Unsicherheit
erkannt und das globale Risiko ihrer Pro-

duktion reduziert, glaubt Marin. Hinweise
darauf erhielt die Expertin, als sie die Zah-
len mit dem sogenannten Unsicherheits-
Index verglich, den Forscher von der Elite -
universität Stanford ermitteln.

Für die Zeit nach dem Crash der US-
 Investmentbank Lehman Brothers konnte
Marin einen Zusammenhang von Un -
sicherheitsempfinden und Deglobalisie-
rung nachweisen, Ähnliches gelang ihr für
die Sars-Epidemie und den Brexit. Die Co-
rona-Pandemie ist für sie nun ein Studien-
objekt. Sie schätzt, dass der Unsicherheits-
Index durch die Coronakrise um 300 Pro-
zent steigen wird. Das wiederum werde
dazu führen, dass die globalen Wertschöp-
fungsketten um 35 Prozent gekürzt wür-
den. »Dies ist eine Schätzung«, sagt Marin
und fügt hinzu: »Eine konservative.«

Der Direktor der Brüsseler Denkfabrik
Bruegel, Guntram Wolff, kann die Erkennt-
nisse seiner Kollegin bestätigen. In den ver-
gangenen Jahren hätten immer mehr Fir-
men ihre Produktionsstätten in der Nähe
wichtiger Absatzmärkte aufgebaut. Deut-
lich werde das an der Autoindustrie, die
zunehmend in China und Nordamerika fer-
tigt. Und Roboter machen es möglich,
selbst Billigprodukte wieder im Hochlohn-
land Deutschland herzustellen. 

Zulieferer werden bevorzugt vor Ort
verpflichtet. Wenn BASF etwa ein großes
Chemiewerk in Guangdong für den chine-
sischen Markt eröffnet, dann reduziert sich
der Warenstrom über nationale Grenzen
und zahlt auf den Trend zur Deglobalisie-
rung ein. »Wir werden beobachten, dass
die Unternehmen eine neue Risikobewer-
tung ihrer Lieferketten vornehmen«, sagt
Evi Hartmann, Professorin von der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg. 

Die Neuorganisation der Weltwirtschaft
vollzieht sich nicht überall gleich schnell.
Am meisten vorangeschritten ist sie in der
chemischen Industrie, gefolgt von Metall-
und Elektroindustrie. Ausgerechnet die
Pharmabranche bildet eine Ausnahme.
Dort ist Deutschland von Schwellenlän-
dern abhängig, wenn es um die Versor-
gung mit lebenswichtigen Arzneimitteln
geht. Über 80 Prozent der gängigen Wirk-
stoffe stammen aus China oder Indien.

Ohne staatliche Subventionen für eine
heimische Produktion wird sich daran auch
nichts ändern, wie das Schicksal einer Pro-
duktionsanlage von Novartis in Frankfurt-
Höchst beweist. Die hochmoderne Anlage
hätte theoretisch 1300 Tonnen Cephalo-
sporinwirkstoffe erzeugen können, den
Grundstoff für ein gängiges Antibiotikum.

Doch die Konkurrenz aus China senkte
so lange die Preise, bis die Anlage völlig
unrentabel war. Vielleicht erinnert sich 
ja in Zeiten von Sars-CoV-2 wieder je-
mand an die Fabrik.

Martin U. Müller, Gerald Traufetter

Kehrt sich die 
Globalisierung um?

Frage

Frage

Ist das Virus gut
fürs Klima?

� Lässt sich einer Seuche wie Covid-19
etwas Gutes abgewinnen? In Anbetracht
der Opfer klingt die Frage zynisch. Doch
die Pandemie hat tatsächlich einen positi-
ven Nebeneffekt: Sie schützt das Klima. 

In China, das mehr zur globalen Er -
wärmung beiträgt als jedes andere Land,
seien die CO²-Emissionen im Februar
um sagenhafte 25 Prozent zurückgegan-
gen, berichten Analysten. Weil die Chi-
nesen deutlich weniger Kohle verfeuern
und weniger reisen, ist zudem die Luft-
qualität in vielen Städten nicht mehr
ganz so miserabel wie sonst. 

Der Rückgang kam überraschend.
Beim Ausstoß klimaschädlicher Gase hat
die Menschheit auch 2019 wieder alle
negativen Rekorde gebrochen. Bevor das
Virus die Welt stillstehen ließ, gab es
 keine Anzeichen dafür, dass sich die Erd -
erwärmung verlangsamen würde.

Dazu kommt, dass der kommerzielle
Flugverkehr im Februar im Vergleich zum
Vorjahr um 4,3 Prozent zurückgegangen
ist. Noch relevanter ist die Prognose der
Internationalen Energieagentur, dass die
Nachfrage nach Erdöl 2020 um bis zu
0,7 Prozent schrumpfen könnte. 

Auf einmal ist möglich, was vor Kur-
zem kaum realistisch schien: dass die
weltweiten Treibhausgasemissionen sin-
ken. Es wäre das erste Mal seit der
Finanzkrise von 2008, als zum Beispiel
in den USA das Bruttoinlandsprodukt
um 4,3 Prozent zurückging. Auch da -
mals sanken die Emissionen – allerdings
lediglich um 0,45 Gigatonnen und das
nur vorübergehend. Dann sorgten wir
alle mit vereinten Kräften dafür, dass sie
wieder drastisch anstiegen.

Auch die Coronakrise dürfte dem Kli-
ma nur eine Verschnaufpause verschaf-
fen. Eines aber zeigt die Epidemie eben
doch: dass Staaten und ihre Bürger
durchaus schnell und entschlossen reagie-
ren können, wenn sie sich einer exis -
tenziellen Bedrohung gegenübersehen. 

Samiha Shafy
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W
ofür Menschen so alles sterben
würden. Ruhm, Macht, Geld,
schon klar. Aber James Blunt?
Gut, manche eben auch für

James Blunt.
Der Engländer tourte seit Montag durch

Deutschland. Seinen ersten großen Hit
 landete er mit »You’re beautiful«, Du bist

schön; am Anfang ein kleines Gitarren -
intro, später Blunt mit seiner Schmelzstim-
me: »I saw your face, in a crowded place,
and I don’t know what to do …« 

Auch die Hamburger Elbphilharmonie
sollte am Mittwochabend noch mal ein
»crowded place« sein, ein volles Haus, trotz
Corona-Gefahr. 2100 Fans hatten Karten

bekommen – auch wenn sich ein paar von
ihnen in den vergangenen Tagen vielleicht
gefragt hatten, »what to do«, was sie tun
sollten. Hingehen? Zu Hause bleiben?

Nur 24 Stunden vorher hatte James
Blunt noch in Leipzig gespielt, als gäbe es
keine Coronakrise. Sein Konzert für Don-
nerstag hatte die Stadt Hannover aber

Geisterland
Verwaltung In atemberaubender Geschwindigkeit soll nun auch in Deutschland das öffentliche

Leben heruntergefahren werden. Der Föderalismus bremst, aber das ist nur 

einer der Gründe dafür, warum die Republik in der Krise so schwer eine Linie findet.

Popstar Blunt am Mittwoch vor leeren Rängen in der Hamburger Elbphilharmonie



schon abgesagt. Dazwischen Hamburg,
2100 Menschen in einem Saal, so etwas
gilt jetzt für Virologen als Hochrisikover-
anstaltung.

Andererseits war der Gig in der Elbphil-
harmonie für Fans die letzte Chance vor
dem großen Zuschließen, das der Republik
nun überall bevorsteht. »We shared a mo-
ment, that will last ’til the end«: Noch mal
einen magischen Moment erleben, einen
Augenblick, der in Erinnerung bleibt, da-
rum geht es schließlich bei einem Live -
konzert. Man hätte gern gewusst, wie viele
sich nicht um Corona geschert hätten, für
ein letztes Stück vom normalen Leben.

Die Absage kam dann am Mittwoch-
nachmittag. Blunt spielte noch, aber ohne
Publikum, nur für den Livestream im In-
ternet. Die Deutsche Telekom, der Spon-
sor, hatte einen Rückzieher gemacht. Das

geplante Konzert in der Barclaycard-Are-
na drei Tage später fiel dagegen schon un-
ter das Verbot des Senats für alle Veran-
staltungen mit mehr als 1000 Besuchern.
Die große Leere, nun auch in Hamburg,
und niemand weiß, für wie lange.

Seit Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) vor einer Woche empfohlen
hat, Großveranstaltungen mit mehr als
1000 Besuchern zu streichen, droht
Deutschland zum Geisterland zu werden.
Fußball vor leeren Rängen in Nordrhein-
Westfalen und Bremen, geschlossene
Opern-, Konzert- und Theatersäle in Bay-
ern und Berlin, längere Semesterferien an
den Unis in Bayern und Baden-Württem-
berg, das Literaturfest Lit.Cologne in
Köln – abgesagt wie zuvor schon die Leip-
ziger Buchmesse, zum ersten Mal nach 
71 Jahren. Alles, um die Ansteckungskurve
flach zu halten, Zeit zu gewinnen, die
Krankenhäuser zu entlasten und damit
Menschenleben zu retten.

In Leipzig, Rostock und Stuttgart aber
fanden noch Fußballspiele vor vollen Rän-
gen statt, die Hamburger Elbphilharmonie
spielte bis Dienstag ihr Programm, das
 Leben musste ja irgendwie weitergehen.
Muss es noch?

Überall im Land suchten Beamte und
Politiker in dieser Woche für sich nach ei-
ner Linie, ob sie ein Event noch genehmi-
gen oder schon verbieten sollten. Heraus
kam insgesamt eine Schlangenlinie, und
der Schuldige dafür war schnell ausge-
macht: der deutsche Föderalismus, die Ver-
waltungshoheit der Länder und Kommu-
nen über den Infektionsschutz. Mancher-
orts hatten Entscheider schon begriffen,
dass sich das Virus rasend schnell verbrei-
tet und die Todeszahlen in die Zehntau-
sende gehen werden, wenn nichts passiert.
So sehen das zumindest alle ernst zu neh-
menden Virologen. 

Anderswo hatten Beamte vermutlich
noch im Hinterkopf, dass es sich bei Co-
vid-19 doch eher um eine Art leichte Grip-
pe handeln sollte, die sich nicht groß von
einer normalen Wintergrippe unterschied.
Warum dann alles lahmlegen? Erst mal
 abwarten.

Hier so, dort so, und in Berlin saß ein
Bundesgesundheitsminister, der so oder
so nichts verbieten konnte. Nur empfehlen.
Nichts anordnen, nur alle ermuntern. Er
wünsche sich schon »ein etwas einheit -
licheres Vorgehen«, klagte Spahn im
Deutschlandfunk. 

Erst am Donnerstag, in der Sitzung der
Ministerpräsidenten mit Kanzlerin Ange-
la Merkel, schwenkten die Länder auf eine
Generallinie ein – die strenge, zu der
Spahn sie »ermuntert« hatte. Das änderte
aber auch nichts mehr an der langen
Bremsspur des Föderalismus. Sie zog sich
durch die gut 400 Gesundheitsämter, die
bisher entschieden, wie in ihrem Sprengel

mit dem Virus umzugehen war. Und durch
16 Landesregierungen, die diese Ämter
machen ließen, statt sie zu irgendetwas
anzuweisen.

Zur Wahrheit gehört allerdings auch:
Die Coronakrise stürzt heute jeden in ein
ethisches Dilemma, egal wer das Sagen hat.
Zwei der höchsten Güter lassen sich kaum
noch miteinander vereinbaren, der Schutz
des Lebens und die Freiheit der Gesell-
schaft. Das Virus fordert eine Entschei-
dung, was schwerer wiegen soll, die Le-
bensgefahr für Einzelne oder der Tod des
öffentlichen Lebens. Einerseits kann Le-
bensgefahr nur bedeuten, alles rigoros
 abzusagen – wer will schließlich schon 
den Tod auch nur eines Menschen verant -
worten? 

Andererseits ist eine Republik im Ge-
frierzustand ein Land, in dem ein Leben
kein Leben mehr ist, jedenfalls keines, wie
es freie Bürger in einem freiheitlichen
Staat erwarten. Was ist mit der Versamm-
lungsfreiheit, der freien Entfaltung der Per-
sönlichkeit, der Teilnahme am öffentlichen
Leben, an Politik, Kultur, Sport? Und was
wird daraus, wenn es nicht nur zwei, drei
Wochen geht, sondern zwei, drei Monate,
wie Spahn schon mal andeutete? Oder
wenn kein Ende in Sicht ist? 

Jede Entscheidung in diesem Span-
nungsfeld fühlt sich wie ein Fehler an, und
weil es die Entscheider zerreißt, hat es in
den vergangenen Tagen auch das Land zer-
rissen, in viele kleine Flecken, in denen
mal so, mal so entschieden wird. Die Stär-
ke des Bundesstaates, sich an jede lokale
Lage anpassen zu können, wurde gleich-
zeitig zu seiner Schwäche – dass bei so vie-
len Entscheidungen auch viele falsch sein,
zumindest aber zu lange dauern können.
Bei einer drohenden Pandemie läuft das
aufs Gleiche hinaus.

Dass die Republik der 16 Länder und 16
Geschwindigkeiten in der Coronakrise ins
Schlingern kommen würde, war allerdings
zu befürchten. Am 31. Dezember 2019 mel-
dete das China-Büro der Weltgesundheits-
organisation erstmals eine Häufung von
Patienten mit Lungenentzündungen in der
Elf-Millionen-Stadt Wuhan. Neun Tage
später bestätigten chinesische Behörden,
dass es ein neues Virus gebe. Von da an
tickte die Uhr, weltweit, auch für das gut
organisierte Deutschland. Ein Land mit
ausgeklügelten Pandemieplänen beim
Bund, in den Ländern und Kommunen.
Mit dem Robert Koch-Institut (RKI) in Ber-
lin als renommiertem Thinktank für Infek-
tionsfragen. Mit einem Infektionsschutz -
gesetz, das den Behörden die Möglichkeit
gibt, viele Grundrechte einzuschränken. 

Veranstaltungen absagen? Bürger in
Quarantäne stecken? Gegen ihren Willen
Speichelabstriche nehmen, dazu notfalls
in ihre Wohnung eindringen? Das alles
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und noch einiges mehr ist erlaubt, um die
Gefahr einer Ausbreitung einzudämmen.

Zuständig sind dafür die Länder; genau-
so sollte es auch sein in dieser neuen Bun-
des-Republik, die nach dem Krieg die Ant-
wort der Demokraten auf das Führerprin-
zip des Nazireichs war. Die Entscheidungen
sollten wieder möglichst dort fallen, wo
sie sich auswirkten, nah am Bürger. In der-
selben Logik reichten die Länder den In-
fektionsschutz gleich noch weitgehend
nach unten durch, in Hamburg zum Bei-
spiel meist an die Bezirksämter. In Hessen
sind die Kreise und die kreisfreien Städte
zuständig. Bei Fällen von überregionaler
Bedeutung kann die Landesregierung die
lokalen Behörden immerhin anweisen.

Es ist auch noch nicht lange her, da hielt
die wichtigste Bundesinstitution für Infek-
tionskrankheiten diese Struktur für die
beste Lösung, das Berliner RKI, das dem
Bundesgesundheitsministerium direkt un-
tersteht. Die letzte Pandemie, die Schwei-
negrippe 2009 mit geschätzt 350 Toten in
Deutschland und 200 000 Opfern welt-
weit, habe gezeigt, dass sich die Auswir-
kungen »auch innerhalb eines großen Lan-
des wie Deutschland stark unterscheiden«
können. »Daher ist es zum Beispiel mög-
lich, dass einige Länder Maßnahmen er-
greifen, die in anderen Gebieten nicht er-
forderlich sind.« Der regionale Ansatz im
Kampf gegen die Schweinegrippe sei einer
der Gründe gewesen, warum sie in
Deutschland so glimpflich abgelaufen sei.
Ein Hoch auf den Föderalismus also.

Dass die deutsche Provinz mit dem neu-
artigen Virus, einem Erreger von ganz an-
derer Gefährlichkeit, dagegen allein über-
fordert sein könnte, dämmerte der Bun-
desregierung offenbar langsam. Es dauerte
bis zum 27. Februar, bis die Bundesregie-
rung einen zentralen Krisenstab in Berlin
einsetzte. Und Spahn für sich die Rolle an-
nahm, in der er nun gebraucht wurde:
nicht als Moderator, sondern als Macher. 

In Frankreich erklärte Präsident Emma-
nuel Macron die Corona-Epidemie zur
Chefsache, er ließ per Dekret die Preise
für Desinfektionsmittel deckeln und
Schutzmasken beschlagnahmen. In Italien
versetzte Regierungschef Giuseppe Conte
ein 60-Millionen-Einwohner-Land in den
kollektiven Hausarrest, in Polen verbot
Premier Mateusz Morawiecki alle Massen-
veranstaltungen und schloss wie mehrere
andere Länder auch noch alle Kindergär-
ten, Schulen und Universitäten (lesen Sie
zu Schließungen von Schulen und Kitas
auch Seite 34). In Deutschland aber hielt
sich Kanzlerin Angela Merkel bis zur Un-
sichtbarkeit zurück, während ihr Gesund-
heitsminister nur freundlich Ratschläge
 geben sollte. 

Das alles, während die Zahl der Infizier-
ten nach oben schoss, die ersten Deut-

schen starben, allen bewusst wurde, dass
am Ende 60, 70 Prozent infiziert sein
könnten. »Containment«, also die Isolie-
rung aller Infizierten und ihrer Kontakte,
»wird in Deutschland wohl nicht funktio-
nieren«, räumte Kanzleramtschef Helge
Braun laut Protokoll am vergangenen Don-
nerstag in einer Runde mit den Chefs der
Länderstaatskanzleien ein.

Grund genug also, stärker von der Spit-
ze aus zu führen, aber »jeder Kreisamts-
arzt hat gerade mehr zu sagen als der Bun-
desgesundheitsminister«, klagt der Erste
Parlamentarische Geschäftsführer der
SPD-Fraktion, Carsten Schneider. Das
sieht zwar nicht jeder in der Großen Ko-
alition so; die Unionsabgeordnete Antje
Tillmann findet die Seuchenbekämpfung
unverändert in den Ländern und Kommu-
nen am besten aufgehoben. Frankreich
und Italien haben auch mit zentraleren
Entscheidungsstrukturen höhere Sterbe-
zahlen als Deutschland. Trotzdem fällt der
SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach,
selbst gerade in Quarantäne, ein vernich-
tendes Urteil über die deutsche Pandemie-
politik aus der Froschperspektive. »Was

wir jetzt erleben, ist ein Warnschuss. Er
zeigt, dass unser föderales System in der
Seuchenbekämpfung des 21. Jahrhunderts
nicht funktioniert.«

Irgendwann in den vergangenen Tagen
muss auch Spahn den Schuss gehört haben.
Zu beobachten ist seitdem der Versuch
 einer Emanzipation, einer Bemächtigung.
Wenn es die Rechtslage nicht hergibt, dann
muss es eben die Meinungslage tun. Spahns
Macht ist das öffentliche Wort, nach einer
Woche Kampf um die Hoheit mit den Län-
dern ist sein Wort nun quasi Gesetz. 

So weit zu gehen, hatte er sich lange
nicht getraut. Der Krisenstab, den er und
sein Innenkollege Horst Seehofer zusam-
mengetrommelt hatten, tagt zweimal die
Woche. Man lässt sich vom RKI unterrich-
ten, sammelt Informationen, empfiehlt
Maßnahmen. Auswärtiges Amt, Verteidi-
gungs-, Finanz- und Verkehrsministerium
kommen dazu, auch das Kanzleramt und
Vertreter der Länder; die Gesundheits-
und Innenminister der Länder werden
 hinterher noch einmal informiert.

Gut lief es bisher immer, wenn es um
Bundeszuständigkeiten in der Coronakrise
ging. Viele sind das nicht. Flugverbote,
 Einreisestopps, Grenzkontrollen. Bei der

 Sitzung am vergangenen Dienstag war der
Tagesordnungspunkt Grenzschutz schnell
abgeräumt. Weil das Coronavirus in Italien
grassiert, hat Österreich einen grundsätz-
lichen Einreisestopp für Reisende aus Ita-
lien verhängt. 

Auch Deutschland müsse jetzt reagie-
ren, beschloss die Runde. An den Grenzen,
vor allem den deutsch-österreichischen
Übergängen, soll die Bundespolizei Rei-
sende auf Symptome überprüfen. »Wir ma-
chen das«, sagte Dieter Romann, der als
Chef der Bundespolizei zum Krisenstab
gehört. Seitdem befragen Bundespolizis-
ten Reisende aus Italien nach möglichen
Krankheitssymptomen. Am Donnerstag
verschärfte Innenminister Seehofer die
Gangart noch einmal, fuhr Kontrollen an
allen deutschen Grenzen hoch.

Nächstes Thema: Beschaffung. Ohne
spezielle Atemschutzmasken und Klei-
dung dürfen Ärzte und Pfleger weder Co-
rona-Tests machen noch Infizierte behan-
deln. Selbst normale OP-Masken könnten
in Krankenhäusern knapp werden.

Nachdem der Krisenstab schon vor ei-
ner Woche verboten hatte, dass Schutz-
masken exportiert werden, soll nun die
Bundeswehr Hilfe leisten: Ihr Beschaf-
fungsamt in Koblenz schickt Mitarbeiter
in die Welt, um Restbestände an Masken
und Beatmungsgeräte für Intensivstatio-
nen aufzuspüren. Selbst in den Vereinigten
Staaten sind sie unterwegs.

Kompliziert wird es dagegen meist,
wenn die Länder mitspielen müssen.

Ein Beispiel von vielen: der Kreis Eus-
kirchen, Nordrhein-Westfalen, knapp
200 000 Einwohner, am Donnerstag vier
bestätigte Infektionsfälle. Der oberste Co-
rona-Bekämpfer heißt Christian Ramolla,
Leiter der Abteilung 53, »Gesundheit«.
Anfang Februar, als sich die Experten vom
RKI in der Hauptstadt Gedanken machten,
wie sich die drohende Epidemie noch ab-
wehren ließe, machte Ramolla auch einen
Plan. Seinen eigenen. Auf zwei Seiten no-
tierte er, was »zum Schutz sensibler Struk-
turen im Kreis Euskirchen« nötig sei. Sein
Ziel: »Ich will verhindern, dass Arztpra-
xen geschlossen werden müssen, weil Mit-
arbeiter in Quarantäne geschickt werden,
die Müllabfuhr nicht mehr arbeiten darf
oder das Wasserwerk nicht besetzt ist«,
sagt er. Seiner Ansicht nach solle nicht je-
der, der mit einem Infizierten Kontakt hat-
te, gleich in Quarantäne müssen. Dass er
damit von der harten Linie der Isolation
abweicht, die das RKI empfiehlt, störte
ihn nicht. Er hatte die Rückendeckung von
Bezirksregierung und Land. Berlin war
nicht zuständig, Berlin war weit weg.

Nirgendwo zeigte sich die Ohnmacht des
Krisenstabs aber deutlicher als bei der
 Frage, ob Fußballspiele, Konzerte oder
Messen abgesagt werden müssen. Anfangs
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sahen es auch die Krisenmanager des Bun-
des so, dass sie sich da besser nicht einmi-
schen. Alles Ländersache, sonst müsse
man ja bald über jede Kirmes entscheiden.
Auch Spahn hielt sich daran. Also be-
schloss die Runde vor zwei Wochen, auf
die verschärften Empfehlungen des RKI
zu verweisen, aber insgesamt doch so wat-
tig zu bleiben, dass die Länder freie Hand
hatten. Ob sie Veranstaltungen weiter ge-
nehmigten, unverändert oder mit Aufla-
gen, ob sie auf eine Verschiebung drängten
oder ganz absagten – ihre Sache. Von der
berühmten Obergrenze, 1000 Besucher,
war noch keine Rede. 

Im Gesundheitsministerium häuften
sich danach allerdings die Fragen aus den
Städten und Kreisen: Was das denn genau
bedeute, dieses Wattige, und ob man nicht
eine klare Ansage bekommen könne, dann
bleibe der Ärger mit Vereinen und Kon-
zertmanagern nicht an einem selbst hän-
gen. Andere wollten dagegen offenbar
möglichst wenig aus Berlin hören, um das
eine oder andere Fest oder Fußballspiel
noch durchziehen zu können. Die Bundes-
liga spielte vergangenes Wochenende in
allen Stadien vor Fans – Corona? Hatte
etwa einer ein Coronavirus gesehen?

Am Sonntag reichte es Spahn. Er brach
aus dem Korsett aus, in das der Födera -
lismus einen Bundesminister presst. Er
twitterte, Veranstaltungen mit mehr als 

1000 Teilnehmern sollten abgesagt werden.
»Aus meiner Sicht«, setzte er hinzu, aber
damit war der Kampf eröffnet. Und auch
wenn es viele in den Ländern nicht sofort
begriffen, war er auch schon entschieden.
In der Krise gewinnt die Seite, die größt-
mögliche Sicherheit verspricht. Etwas zu
riskieren, wenn andere dringend warnen,
ist keine politische Überlebensstrategie.

Die Länder brauchten etwas Zeit, ehe
alle erkannten, dass Spahn sich durch -
gesetzt hatte. Drei Tage, in denen einige
noch so taten, als hätten sie nicht verstan-
den. In Stuttgart sträubte sich das Gesund-
heitsamt, die Fans beim Kick zwischen
dem heimischen VfB und Arminia Biele-
feld auszusperren. Baden-Württemberg
lag an diesem Abend zwar auf Platz drei
der bundesweiten Infektionsstatistik, 234
Fälle, aber es war das Spitzenspiel der
zweiten Liga, das zählte offenbar mehr. 

So wie in Leipzig: Dass am 3. März die
Buchmesse abgesagt werden musste, auf
Empfehlung, besser gesagt: Druck der
Bundesregierung, hatte die Stadt schon
hart getroffen. Aber jetzt auch noch das
erste Champions-League-Achtelfinale in
der Geschichte von RB Leipzig? Einem
Verein, der nicht nur zur bekanntesten
Marke der Stadt geworden ist, sondern
auch 3000 bis 8000 Arbeitsplätze in der
Region sichert, wie Oberbürgermeister

Burkhard Jung früher einmal gesagt hat.
Zu einem Geisterspiel ließ es die Stadt am
Dienstag nicht kommen. Die vollen Ränge
gegen Tottenham wurden damit begrün-
det, die Gäste aus England kämen nicht
aus einem Corona-Krisengebiet. Da traf
es sich umso besser, dass auch James Blunt
aus England kam; der durfte dann logi-
scherweise am selben Abend 400 Meter
Luftlinie entfernt vor 5000 Fans singen.
Und dass Großbritannien bis zu diesem
Tag mehr Corona-Tote als Deutschland
 gezählt hatte, sechs nämlich? Egal.

Auch Eintracht Frankfurt sollte am
Donnerstag in der Europa League gerade
noch mal vor vollem Haus spielen – gegen
den FC Basel. Der Chef des Gesundheits-
amts in Frankfurt am Main, René Gott-
schalk, argumentierte am Montag, er kön-
ne nicht erkennen, dass viele Zuschauer
aus Risikogebieten wie Italien oder Iran
ins Frankfurter Stadion kämen. Außer-
dem sei die Ansteckungsgefahr in ge-
schlossenen engen Räumen oder in Fest-
zelten viel höher. 

Zwei Tage später dasselbe Bild: Nun
 erklärte Gottschalk, das statistische Anste-
ckungsrisiko im Stadion liege bei null. Nur
Stunden später saß Gottschalk schon wie-
der vor der Presse, diesmal, um zu erklären,
dass es doch ein Geisterspiel werde. Das
Risiko sei minimal, aber nun eben da, seit
das RKI eine neue Einschätzung zur Lage
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Corona-Krisenstab des Bundes: Berlin war weit weg



im Elsass abgegeben habe. Von dort kämen
vermutlich auch ein paar Baseler Fans.

In Hannover behauptete der zuständige
Regionspräsident Hauke Jagau am Mon-
tag, man schaue sich die Tausenden Besu-
cher beim geplanten James-Blunt-Konzert
in der TUI-Arena drei Tage später genau
an. Die Gäste kämen aus der Region, nicht
aus Risikogebieten. Ähnlich sah das auch
die Gesundheitsministerin Carola Rei-
mann. In Niedersachsen zirkuliere das
 Virus ja noch gar nicht. Dann kam aber
doch noch eine Absage.

So ging das mit dem hinhaltenden Wi-
derstand bis Mitte der Woche landauf, land-
ab weiter. Sozialminister Kai Klose aus
Hessen, wo am Montag weniger als 30 In-
fizierte bekannt waren, sagte, die Lage sei
nicht vergleichbar mit der Situation in
Nordrhein-Westfalen, wo es zu diesem Zeit-
punkt ungefähr 500 gemeldete Fälle gab.
Die rheinland-pfälzische Ministerpräsiden-
tin Malu Dreyer: Es sei nicht sinnvoll, wenn
»irgendjemand in Berlin bis ins kleinste
Dorf hinein Vorgaben machen will«.

Andere hatten da aber schon den Rück-
zug angetreten; wie die Dominosteine
 fielen Länder um. Als Erster NRW-Gesund-
heitsminister Karl-Josef Laumann am Sonn-
tagabend: Vorerst werde es keine Bundes-
ligaspiele mehr mit Fans in seinem Land
geben, verkündete er bei Anne Will. Dann
kam Bayern am Montag: keine weiteren
Veranstaltungen mit mehr als 1000 Besu-
chern. Am Dienstag: Schleswig-Holstein,
Thüringen, Bremen. Unter dem Druck von
Spahns Twitter-Ansage besannen sich alle
plötzlich darauf, dass sie doch eine ganze
Menge einfach anordnen können.

Am Mittwoch folgte auch Sachsen, ei-
nen Tag nach dem Abpfiff bei RB Leipzig.

Wohl die erste Veranstaltung, die danach
verschoben wurde, war der 61. Kongress
der Deutschen Gesellschaft für Pneumo-
logie und Beatmungsmedizin in Leipzig.
Das sind jene Ärzte, die ohnehin eher in
den Kliniken gebraucht werden, um Co-
rona-Patienten zu versorgen.

Andere Bundesländer machten noch mal
deutlich, dass ihnen die ganze Richtung
nicht passt. Sie beließen es zunächst noch
bei einer unverbindlichen Empfehlung,
Veranstaltungen mit mehr als 1000 Besu-
chern abzusagen. Dazu zählten Hessen
und Rheinland-Pfalz, das die Obergrenze
auch nur für Hallen empfahl, nicht für Tref-
fen im Freien. Regierungschefin Dreyer
murrte, die Zahl 1000 sei »gegriffen« und
wissenschaftlich nicht begründet. Für viele
Veranstaltungen in geschlossenen Räumen
sei sie viel zu hoch, bei manchen Events
im Freien könnten auch mehr Besucher
vertretbar sein.

Doch der Druck auf die Länder, sich spä-
testens am Donnerstag bei der Ministerprä-
sidenten-Konferenz in Berlin mit Kanzlerin
Merkel auf eine Linie zu einigen, war
enorm. Schon bevor die Runde auseinan-
derging, meldeten Hessen und Hamburg,
dass sie nun auch die Tausendergrenze an-
geordnet hätten. Am Abend erklärte die
Bundeskanzlerin dann, dass sich Bund und
Länder darauf geeinigt hätten, nicht nur
Veranstaltungen mit mehr als 1000 Teilneh-
mern abzusagen, sondern auch alle nicht
notwendigen Treffen mit weniger Teilneh-
mern. Notwendig, das präzisierte der baye-
rische Ministerpräsident Markus Söder,
 bedeute gesetzlich notwendig, für die In-
frastruktur notwendig und für das Wirt-
schaftsleben. Alles andere gehöre nicht

dazu. Erst einmal sollten diese Maßnahmen
für die nächsten vier bis fünf Wochen gelten. 

Am Ende war der Druck auch von den
eigenen Gesundheitsämtern gekommen,
die Klarheit forderten, und Veranstaltern,
die nicht auf den Kosten sitzen bleiben
wollten. Ein Event zu verlieren trifft sie
schon hart genug. Zusätzlich noch in Scha-
densersatzansprüche von Künstlern und
Kartenkäufern hineinzulaufen wäre noch
schlimmer. Solange aber Behörden nur
eine Empfehlung abgeben, etwas abzusa-
gen, hängt der Veranstalter »zwischen den
Stühlen«, sagt der Celler Anwalt Tobias
Lerch. Gut möglich, dass er dann die Künst-
ler und die Halle bezahlen und noch dazu
das Geld für die Tickets zurückgeben muss. 

Das kann bei einem ausdrücklichen Ver-
bot anders aussehen: Dann fällt die Ab -
sage möglicherweise unter höhere Gewalt,
dann könnte auch ein Anspruch auf Ent-
schädigung bestehen. Der ergebe sich vo-
raussichtlich nicht direkt aus dem Infek -
tionsschutzgesetz, sagt die Hamburger
Verwaltungsrechtlerin Sigrid Wienhues,
»dann aber aus dem allgemeinen Ord-
nungsrecht«. Zahlen müssten die Länder;
das könnte teuer werden.

Wenigstens an einer Stelle spart der
Staat in den nächsten Wochen viel Geld
durch Corona. In der ersten Aprilwoche –
das Datum war bisher geheim – sollte ein
Castor-Transport mit Atommüll aus der
britischen Wiederaufbereitungsanlage Sel-
lafield ins Zwischenlager am hessischen
Atomkraftwerk Biblis gehen. Es wäre die
erste von vier geplanten Lieferungen aus
englischen und französischen Anlagen
nach Deutschland bis 2024 gewesen.

Allerdings hätte die Bundespolizei dafür
die Zugstrecke mit einem Großaufgebot
von 6000 Beamten abschirmen müssen.
In Berlin sorgte man sich, dass so viele Poli-
zisten auf engem Raum eine Masseninfek-
tion in der Truppe auslösen könnten. Auch
so, ohne Castor-Transport, hatte die Bun-
despolizei Anfang der Woche schon 135
Verdachtsfälle und drei bestätigte Corona-
Infektionen unter den Mitarbeitern gezählt.

Am Donnerstag dann die Entscheidung
von Bundesinnenminister Horst Seehofer:
Operation abgeblasen. Der Transport ist
»mit sofortiger Wirkung suspendiert«,
heißt es in einem Schreiben von Bundes-
polizeichef Romann. Der Einsatz sei we-
gen der aktuellen Corona-Ausbreitung
»nicht zu verantworten«. In Corona-
 Krisenzeiten sind schließlich auch Castor-
Proteste erst mal nur eine öffentliche Ver-
anstaltung mit mehr als 1000 Personen.

Matthias Bartsch, Annette Bruhns, Jürgen
Dahlkamp, Michael Fröhlingsdorf, Hubert
Gude, Dietmar Hipp, Julia Jüttner, Veit
 Medick, Lydia Rosenfelder, Jonas Schaible,
Cornelia Schmergal, Ansgar Siemens,
 Lukas Stern, Steffen Winter
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RKI-Chef Wieler, Minister Spahn, Kanzlerin Merkel: Republik im Gefrierzustand
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A
m Donnerstagmittag, als die Poli-
tiker in Berlin darüber streiten, die
Schulen zu schließen, kann Tatja-
na Strucken durchatmen. 267 ihrer

Schülerinnen und Schüler wollen in diesem
Jahr das Abitur machen. Die Abiturienten
müssen dafür Vorklausuren bestehen, die
letzten sind für Donnerstag angesetzt. 

Die Europaschule in Kerpen westlich
von Köln hat alles dafür getan, um Leh-
rer- wie Schülerschaft vor Viren zu schüt-
zen. »Ich gehöre zu den Menschen, die
gern im Voraus planen«, sagt Strucken, die
Schulleiterin. Im Januar hatte sie einen
Ablaufplan für den Viren-Krisenfall auf-
gestellt. Und schon im Sommer Seifen-
und Handtuchspender installiert, vor Kur-
zem ergänzt um Desinfektionsmittel. Aber
was hilft das, wenn eine Seuche grassiert?

Bis zum Mittag geht alles gut, die Vor-
klausuren verlaufen reibungslos. »Ein wich-
tiger Abschnitt ist geschafft«, sagt Strucken.
Die Zwölftklässler haben die Vorausset-
zung erfüllt, um zum Abitur zugelassen zu
werden. 

Geschafft, so gerade noch, die Schüler
sind schneller als die deutschen Politiker.
Die diskutieren in Berlin den ganzen Tag
lang, ob nun alle Schulen geschlossen wer-
den sollten oder nicht. 

Japan und Italien hatten ihre Bildungs-
einrichtungen längst dichtgemacht. In
Österreich hatte Kanzler Sebastian Kurz
bereits verkündet, dass ab kommender
Woche Schülerinnen und Schüler zu Hau-
se bleiben müssen; in Frankreich gilt dies
ab Montag. Weltweit ordneten – Stand
Donnerstagnachmittag – 26 Länder flä-
chendeckende Schulschließungen an, mel-
dete die Unesco. Tendenz: steigend.

Und Deutschland? Die Länder konnten
sich am Donnerstag nicht auf flächen -
deckende Schließungen einigen, noch
nicht, doch schon bald könnten viele Schu-
len und Hochschulen dichtmachen. »In
Regionen mit sich abzeichnendem dyna -
mischem Ausbruchsgeschehen«, so drück-
te es Kanzlerin Angela Merkel auf einer
Pressekonferenz aus, sei das eine Op -
tion. Und man müsse damit rechnen, dass

die Corona-Welle vor keiner Region halt-
mache. 

Neben ihr saß Bayerns Ministerpräsi-
dent Markus Söder (CSU), der schon vor-
her hatte erkennen lassen, dass er die Schü-
ler- und Lehrerschaft lieber zu Hause sehen
würde. Hamburgs Erster Bürgermeister
Peter Tschentscher (SPD) zeigte sich er-
neut deutlich skeptischer, wollte sich aber
auch nicht auf lange Sicht festlegen: »Eine
Entscheidung, die heute noch nicht not-
wendig ist, kann schon morgen oder in der
nächsten Woche notwendig werden.«

Werden die Schulen geschlossen, trifft
es diejenigen besonders hart, die kurz vor
ihrem Abschluss stehen. Sie haben eigent-
lich entscheidende Wochen vor sich. Ohne
Unterricht, ohne sonstige Vorbereitung ins
Abi? Das wirft viele Fragen auf, auch wenn
die Präsidentin der Kultusministerkonfe-
renz, die SPD-Politikerin Stefanie Hubig
aus Rheinland-Pfalz, versicherte: »Alle
Prüfungen finden statt.«

An der Emanuel-Lasker-Oberschule in
Friedrichshain beschäftigen sie sich bereits
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Erstklässler in Potsdam

Große Ferien
Bildung Viele Schulen und Hochschulen stehen vor der Schließung. Das trifft vor allem die 

älteren Schüler hart, die kurz vor dem Abitur sind – und die Eltern der jüngeren.



cken, wenn sie in »systemrelevanten Be-
rufen arbeiten«, wie Kanzler Kurz ver -
kündete. Die Kinder sollen dort betreut
 werden, damit die Eltern ihrer wichtigen
Arbeit nachgehen können, in Kranken -
häusern oder Arztpraxen, bei der Polizei
oder in Supermärkten. 

In Deutschland können Eltern ihr Glück
nur bei privaten Anbietern versuchen, doch
die sind hoffnungslos überlastet. Sebastian
Kiedaisch vom gemeinnützigen »Notmütter -
dienst« in Berlin beschäftigt Rentnerinnen
und Rentner, die gern mit Kindern zusam-
men sind – und jetzt überlegen müssen, ob
das nicht zu gefährlich ist. Seit Kurzem
 riefen tagtäglich Hilfe suchende Eltern an.
»Mit Schulschließungen wegen Corona er-
warten wir einen Nachfrage-GAU.« Daniel
Erler arbeitet für das Unternehmen PME
Familienservice. Er vermittelt unter ande-
rem Personal, das im Notfall die Kinder be-
rufstätiger Eltern zu Hause betreut. Aber
eine landesweite Schulschließung? »Dafür
reichen unsere Kapazitäten natürlich bei
Weitem nicht aus«, sagt Erler. Er selbst ar-
beitet zurzeit im Homeoffice. Wer ihn an-

ruft, landet in Rom, wo seine Familie lebt.
Wegen der Quarantäne kann er die Stadt
nicht verlassen, seine Kinder dürfen nicht
vor die Tür. »Sie haben sehr viele Hausauf-
gaben bekommen«, sagt Erler. Das halte
sie eine Zeit lang beschäftigt.

Auch in Deutschland haben etliche Leh-
rer, Eltern und Schüler bereits erfahren
müssen, was es heißt, wenn die Schule
schließt. Wie in der Oberschule in Berlin
wurden an Dutzenden Orten alle Lehrer
und Schüler nach Hause geschickt, weil es
einen konkreten Corona-Verdacht gab. 

Die Nachricht des Gesundheitsamts im
Kreis Schleswig-Flensburg, dass die Sieg-
fried-Lenz-Schule geschlossen werden
müsse, erreichte deren Leiter Malte Bach-
mann am Mittwochvormittag. Der Grund:
Es gibt einen ersten Infizierten, einen
Rückkehrer aus dem Skiurlaub, der Ver-
bindung zur Schule hat.

Bachmann entschied, den Unterricht
nicht sofort abzubrechen, sondern er war-
tete bis nach der sechsten Stunde. Dann
schickte er alle 1200 Schüler auf unbe-
stimmte Zeit nach Hause. »Es herrschte
eine gespannte Gelassenheit«, sagt er.
»Alle sind ganz ruhig gegangen. Niemand
hat gejubelt, dass er schulfrei hat.«

Bachmann hatte noch versucht, seine
Schule zu schützen. Seit Wochen hängen
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seit Dienstag mit diesem Problem. Da wur-
de die Schule, als erste staatliche in Berlin,
geschlossen. Sie hatte, wie in den Vorjahren,
zwei Skilager in Südtirol angeboten. Ein
Sportlehrer fing sich dort das Virus ein. Am
Tag der Schließung sollten die ersten Klau-
suren geschrieben werden, die über die
 Zulassung zum Abitur entscheiden. Schul-
leiter Thomas Herold beteuert, sie hätten
»alles versucht, das irgendwie hinzubekom-
men«. Er habe vorgeschlagen, die Prüflinge
in dem leeren Gebäude zu verteilen. Doch
die Gesundheitsbehörde lehnte ab. 

Jetzt kämpfe er dafür, die Klausur und
womöglich auch die Prüfungstermine zu
verschieben, so Herold. Doch dafür seien
 »schwierige rechtliche Hürden in Berlin,
aber auch bundesweit« zu nehmen. Er sor-
ge sich auch um die Vorbereitung der Abi-
turienten, sagt er: »Nicht alle haben zu
Hause einen Rückzugsort, an dem sie in
Ruhe arbeiten können.« Deshalb sei schon
über Schüler-Patenschaften oder gemein-
same Lerngruppen nachgedacht worden.
 »Aber ist das sinnvoll bei Corona?«

Eine Lösung für alle Schülerinnen und
Schüler zu finden, die kurz vor einem Ab-
schluss stehen, ist momentan das wohl
größte Problem der Bildungspolitiker. Die
Eltern bewegt hingegen derzeit eine ganz
andere Frage: wohin mit den Kindern,
wenn die Schule schließt? 

Die Eltern, riet die Gewerkschaft Ver.di
Mitte der Woche, sollten »die Situation
 offen mit dem Arbeitgeber ansprechen«.
Beschäftigte könnten versuchen, kurzfris-
tig Urlaub zu nehmen oder Überstunden
abzubummeln. 

Wer sich nicht einvernehmlich einigt,
auf Homeoffice oder ein anderes Modell,
kann auf Paragraf 616 im Bürgerlichen Ge-
setzbuch hoffen: Mitarbeiter dürfen, bei
voller Bezahlung, zu Hause bleiben, wenn
sie nachweisen können, dass sie durch »ein
in ihrer Person liegendes unverschuldetes
Leistungshindernis« ausfallen, so das baye-
rische Gesundheitsministerium. Dessen
Sprecherin wies aber auch auf ein Problem
hin: »Diese Regelung kann im Arbeitsver-
trag oder Tarifvertrag ausgeschlossen sein,
was in der Praxis auch oft der Fall ist.«

Ein Rechtsanspruch auf Homeoffice
steht zwar auf der Agenda von Arbeits -
minister Hubertus Heil, es gibt ihn aber
noch nicht. Die Kommunen sehen sich bis-
lang nicht in der Lage, eine alternative Kin-
derbetreuung zu organisieren. Ein zentra-
ler Ersatz könne nicht organisiert werden,
heißt es aus Bundesländern wie Bayern
und Baden-Württemberg. Mal abgesehen
davon, wie sinnvoll das wäre: Viele Kinder
an einem Ort zu betreuen konterkariere
jede Schulschließung, sagt der Pressespre-
cher des bayerischen Kultusministeriums,
Zoran Gojic. 

Im Nachbarland Österreich dürfen El-
tern ihre Kinder weiterhin zur Schule schi-

an vielen Stellen Hinweise, auf Hygiene
zu achten, in den Klassen sei das Thema
Corona besprochen worden. »Mit den jun-
gen Klassen haben wir sogar das Hände-
waschen praktisch geübt«, so Bachmann.
»Dass es uns trotzdem so früh erwischt hat,
ist natürlich nicht schön.« 

Am Donnerstagvormittag diskutierte
Bachmann mit Kolleginnen und Kollegen,
wie es weitergehen soll. Zur selben Zeit
trafen sich Eltern einiger Schüler auf einem
Parkplatz vor einem Schulgebäude. Dort
hatte eine Lehrerin ihr Auto abgestellt,
vollgepackt mit Materialien der Schule
zum freien Lernen und zum Spielen. Wer
wollte, konnte sich etwas ausleihen. 

»Die erste Reaktion ist: Das kann ich
verstehen«, sagt Gerd Kämmer, der zwei
Töchter, 12 und 14 Jahre alt, auf der weiter -
führenden Schule hat. Der zweite Gedan-
ke sei gewesen: »Wohin mit den Kindern?«
Zwar könne sich seine Schwiegermutter
um sie kümmern, aber für andere Eltern
sei die Situation schwierig. »Natürlich
könnte man größere Betreuungsgruppen
bilden und sich untereinander absprechen.
Aber wäre das im Sinne der Seuchen -
vorbeugung?«

Auch Elternsprecherin Patrycja Bruchal-
la lässt ihren Sohn lieber nur allein im Gar-
ten spielen statt mit Freunden. Etliche Stun-
den habe sie damit verbracht, mit besorgten
Müttern und Vätern zu telefonieren und
Lösungsvorschläge zu diskutieren, sagt sie:
»Die meisten würden gern irgendwie helfen.
Es gab schon wilde Ideen, ob wir nicht von
uns aus Internetunterricht auf die Beine
stellen können.« Es komme jetzt darauf an,
das Beste aus der Situation zu machen.

Patric Cordier ist Schulelternsprecher
am Theodor-Heuss-Gymnasium im saar-
ländischen Sulzbach. Am Dienstagabend
hatte sich die Elternvertretung noch getrof-
fen und darüber gesprochen, was sie tun
könnten, wenn die Schule betroffen wäre.
Zwei Stunden später war es dann so weit. 

Um 22.45 Uhr rief die Schulleitung 
an, ein Kind an der Schule sei positiv auf
Corona getestet worden. Die Schule müsse
sofort geschlossen werden. Um 23.05 Uhr
informierte Cordier alle Klassenelternspre-
cher per WhatsApp und Mail. Die sollten
die Nachricht an alle Eltern weiterleiten. 

Am nächsten Morgen hätten gerade mal
drei Schülerinnen und Schüler vor der Tür
gestanden, weil sie es nicht mitbekommen
hätten. »Kein schlechter Schnitt bei mehr
als 500 Kindern und Jugendlichen«, sagt
Cordier. 

Im Laufe des Mittwochs beschloss das
Gesundheitsamt, die Schule bis Freitag in
der darauffolgenden Woche zu schließen,
zehn Tage lang. Außerdem wurde eine
häusliche Quarantäne für alle Schüler, Leh-
rer und Mitarbeiter der Schule angeordnet. 

Cordier erhält seit Dienstagnacht Nach-
richten und Anrufe verunsicherter El -

Wohin mit den 

Kindern?

Frage



tern. Sie wollen wissen, in welche Klasse
das infizierte Kind geht, um einzuschätzen,
wie gefährdet ihr eigenes ist. Doch dazu
gibt es aus Datenschutzgründen keine ge-
nauen Angaben. Und die Eltern fragen
sich, wer die Kinder aus den unteren Klas-
senstufen tagsüber betreuen soll. Zu den
Großeltern können sie nicht, die gehörten
schließlich zur Risikogruppe. Und die Kin-
der irgendwo gemeinsam zu betreuen,
wäre das Gegenteil von Quarantäne. »Es
gibt dafür leider keine Lösung«, so Cordier.
 »Alle müssen das für sich regeln.«

Die Coronakrise trifft das deutsche Bil-
dungssystem zu einem Zeitpunkt, da die
Digitalisierung längst nicht so weit fortge-
schritten ist wie erhofft. Schulen und auch
Hochschulen leben von Präsenz. Moderne
Methoden könnten jetzt helfen, sind je-
doch nicht verbreitet.

Petra Walenciak glaubt deshalb, dass in
der Krise auch eine Chance liegt. Die 44-
Jährige unterrichtet Wirtschaft am Fried-
rich-List-Berufskolleg in Bonn – und setzt
schon lange auf digitale Lehr- und Lern-
methoden. »Uns ist es wichtig, dass wir
als berufsbildende Schule Prozesse mög-
lichst praxisnah abbilden. Und dazu
 gehört eben auch die Nutzung digitaler In-
strumente«, sagt Walenciak.

So werde bei Projekten das agile Ar -
beiten trainiert, wie es auch in der Wirt-
schaft üblich sei. Die Schülerinnen und
Schüler wählen eigene Wege, um ans Ziel
zu kommen. »Wir geben den Jugend -
lichen dann beispielsweise die Aufgabe,
sich selbst in Arbeitsgruppen zu organi-
sieren«, sagt die Berufsschullehrerin. Die
Schule bietet eine Kommunikationsplatt-
form an, oft  finden die Schüler zusätzliche
Wege wie etwa Zoom, Skype oder What-
sApp. Hauptsache, am Ende komme es
zur  gewünschten Zusammenarbeit und zu
 Ergebnissen.

»So gesehen wäre eine geschlossene
Schule für uns zwar eine Herausforderung,
aber keine Katastrophe«, sagt Walenciak.
Durch das Coronavirus werde ihre Schule
jetzt »vielleicht etwas schneller auf dem
Weg voranschreiten, auf dem wir ohnehin
gehen« – Richtung digitales Lernen. 

Dorthin sind auch die deutschen Hoch-
schulen unterwegs und längst nicht ange-
kommen. Doch sie haben Glück. Der Co-
rona-Ausbruch fällt in die vorlesungsfreie
Zeit. Veranstaltungen mit vielen Teilneh-
mern, Vorlesungen in Massenfächern wie
Jura und Betriebswirtschaft sind im Monat
März rar. Doch die Uhr tickt. Mitte April
sollen fast überall die Vorlesungen wieder
beginnen. 

Früher dran sind mancherorts die Fach-
hochschulen sowie Kunst- und Musikhoch-
schulen. In Bayern hat das Kabinett be-
schlossen, den Beginn der Lehrveranstal-
tungen für solche Frühstarter nach hinten
zu verschieben. »Mit dieser Maßnahme

gewinnen wir fünf Wochen wertvolle
Zeit«, so Wissenschaftsminister Bernd
 Sibler (CSU). 

Martin Leitner, Präsident der Hoch-
schule München, einer der größten Fach-
hochschulen der Republik, bereitet seine
Lehrkräfte schon auf ein »schwieriges
 Semester« vor, wie er ihnen schreibt: »Ich
bitte Sie, mit viel Fantasie und Bereit-
schaft möglichst viele Anteile Ihrer Lehre
auf Nicht-Präsenz-Lehre umzustellen.«
Auf keinen Fall solle es ein »Semester
light« geben, sagt die Sprecherin der
Hochschule. Die Lehranstalt hat dem
 Wissenschaftsministerium bereits Vor-
schläge dazu eingereicht, wie das Pensum
zu retten ist. Das Sommersemester soll
eine Woche länger dauern, die Prüfungs-
zeit nach hinten verschoben, der Samstag
stärker als bisher für den Unterricht ge-
nutzt werden.

An der Musikhochschule München fal-
len Einzel- und Gruppenunterricht aus, die
Proben der Hochschulensembles ebenso,

auch die Ballett-Akademie ruht für die kom-
menden fünfeinhalb Wochen. Mindestens.

Noch keine einheitlichen Vorgaben gibt
es laut Hochschulrektorenkonferenz für
die Universitäten, die den größten Teil der
angehenden Akademiker ausbilden. Ent-
scheiden müssen die jeweiligen Ministe-
rien und die Hochschulen selbst.

An der Universität Köln mit ihren
50 000 Studierenden und fast 10 000 Mit-
arbeitern war bis Donnerstag ein Corona-
Fall aufgetreten. Es handelte sich um
 einen Angestellten der Verwaltung, der
sich selbst ins Krankenhaus einwies. Die
Universität hat Krisenstäbe in der Hoch-
schulleitung und den einzelnen Fakultäten
 eingerichtet. Wer Kontakt zu Corona-
 Infizierten hatte, bekommt Hausverbot,
bei Meetings und Konferenzen sollen Teil-
nehmer einen Mindestabstand von einem
Meter einhalten.

Es zeichnet sich ab, dass Hochschulen
wie auch Schulen verstärkt auf E-Learning
umstellen werden. Allerdings ist auch das
kein Allheilmittel. »Selbst wir kommen
nicht ganz ohne Präsenz aus«, sagt Ste-
phan Düppe, Sprecher der Fernuniversität
Hagen. Seine Hochschule betreibt Regio-
nalzentren in verschiedenen Bundeslän-
dern in Kooperation mit den dortigen Uni-
versitäten. Für Klausuren und mündliche
Prüfungen müssen Studierende persönlich
erscheinen.

In Hagen sollte Ende März eine große
Konferenz stattfinden, die nun abgesagt
wurde. Thema: »Digitalität und Bildung«.

Auch viele andere Veranstaltungen wer-
den ausfallen, abgesagt oder verschoben.
In Kerpen hofften sie am Donnerstag noch,
dass zumindest die traditionelle »Motto-
woche« an der Europaschule stattfinden
kann. Die Abiturienten verkleiden sich an
den letzten fünf Schultagen, trotz Kostü-
mierung läuft dann der Unterricht weiter –
so war es jedenfalls in der Vergangenheit.
In diesem Jahr könnte es heißen: kein Un-
terricht, kein Mottospaß. 

Schulleiterin Strucken will die Abituri-
enten notfalls digital aufs Abitur vorberei-
ten. »Wenn die aktuelle Situation dazu
führt, dass der eine oder andere neue Mög-
lichkeiten ausprobiert, wäre das kein
schlechter Nebeneffekt«, sagt sie. Dass die
Abiturienten ihre Prüfungen ablegen
könnten, werde jedenfalls nicht an den
 Voraussetzungen in ihrem Gymnasium
scheitern, sagt die Leiterin. Nur die Feierei
werde vielleicht ausfallen. 

»Möglicherweise müsste auch der Abi-
ball abgesagt werden«, so Strucken. »Das
ist zwar keine Schulveranstaltung, aber
auch da kommen normalerweise mehr als
1000 Gäste.« 

Laura Backes, Anna Clauß, Jan Friedmann,
Michael Fröhlingsdorf, Armin Himmelrath,
Swantje Unterberg, Markus Verbeet
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Schulleiterin Strucken 

Ablaufplan für den Krisenfall

Ca.11
Millionen Schülerinnen
und Schüler gehen in
Deutschland in eine der
rund 43 000 Schulen. Davon
bereiten sich gerade rund
400 000 auf das Abitur vor.

Quelle: Destatis
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F
ragen der Sicherheit sind für Demokratien immer
die heikelsten. Schnell kommt der Verdacht auf,
sie seien zu lasch, würden nicht hart genug durch-
greifen, um die körperliche Unversehrtheit ihrer

Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten. Das galt bis-
lang vor allem für die Themen Kriminalität und Terror, es
gilt nun auch für das Thema Gesundheit.

Können die Demokratien das Coronavirus so zügig ein-
dämmen, wie China das angeblich geschafft hat? Sollten
autoritär regierte Staaten im direkten Systemvergleich
besser abschneiden, wird das Zweifel an der Demokratie
nähren.

Auf den ersten Blick scheinen alle Nachteile bei den
Demokratien zu liegen. In einer Krise wie dieser können
sie ihren größten Vorteil nicht ausspielen. Das ist das
 deliberative Verfahren: der Diskurs vor der Entscheidung,
die Vielstimmigkeit, aus der sich die besten Ideen und 
die größtmögliche Zustimmung entwickeln sollen. Das
schränkt Machtballung und Machtmissbrauch ein.

Zum Diskurs gehören natürlich die Medien, deren Rol-
le ebenfalls schon kritisiert wird, weil sie angeblich
 Hysterie schüren. In einem Artikel der »Neuen Zürcher
Zeitung« über die Coronakrise in Singapur wird als
 Vorteil genannt, dass der Staat Einfluss auf das Fernsehen
und die Zeitungen ausüben könne, weshalb sie eine ein-
heitliche Haltung verträten.

In der Krise sind offenbar Tempo, Entschiedenheit, 
Einheitlichkeit gefragt. Und das sind nicht die Stärken der
Demokratie. Schon regt sich Unmut in Deutschland. Ge -
sundheitsminister Jens Spahn müsse schneller entscheiden,
härter durchgreifen. In der Krise richten sich die Augen
auf den Staat, und er soll ein starker sein.

Als stark gilt jetzt der Zentralismus, als schwach der
Föderalismus. Als stark gilt das Autoritäre, nicht das
Demokratische. Als stark gilt das Dirigistische, nicht das
Liberale. Also China imitieren?

Die Frage ließe sich noch stärker zuspitzen. Dann
 würde sie lauten: also die AfD regieren lassen? Denn die
gebärdet sich gern autoritär und würde sich angesichts
des ewigen Widerspruchs von Freiheit und Sicherheit
grundsätzlich auf die Seite der Sicherheit stellen.

Das ist wahren Demokraten nicht möglich. Sie müssen
immer, auch in Kriegen und Krisen, ihre Prinzipien und
Werte bedenken und verteidigen. Sie können nicht alles tun,
um einen Feind zu besiegen, ein Virus einzudämmen. 
Das macht es manchmal so kompliziert, Demokrat zu sein.

Selten war es so kompliziert wie derzeit, da es nicht
nur eine Krise gibt, sondern zwei, die ineinanderfließen.

Um die Gefahr für die Gesundheit zu dämpfen, muss 
das öffentliche Leben weitgehend eingefroren werden, mit
womöglich heftigen Folgen für die Wirtschaft und den
Wohlstand.

Das ist genau die Krise, auf die die AfD gewartet hat.
Sie hält ihre Stunde für gekommen, wenn die Arbeits -
losigkeit steigt und sich viele Bürger vom Abstieg bedroht
sehen.

In ihrem Buch »Wie Demokratien sterben« definieren
die Harvard-Politologen Steven Levitsky und Daniel
Ziblatt die gefährlichste Situation so: »Die Kombination
eines Möchtegern-Autokraten und einer großen Krise
kann für eine Demokratie also tödlich sein.« In Deutsch-
land sind die Möchtegern-Autokraten nicht an der 
Macht, anders als in den USA, wo Donald Trump regiert.
Dort ist die Kombination aus Corona- und Wirtschafts -
krise extrem gefährlich für das politische System.

Aber eine lauernde AfD ist unangenehm genug, weil
sie die Konstellation komplett verändert. Auf der 
einen Seite stehen die Parteien, die bedenken, wie sich
ihre Politik auf Freiheit und Demokratie auswirken könn-
te. Auf der anderen Seite steht die AfD, die das nicht
muss, weil sie das System nicht verteidigen, sondern er -
setzen will.

Ihren Spitzenpolitikern würde es leichtfallen zu sagen:
Schaut mal, wie gut die Chinesen mit ihrer autoritären
Struktur gefahren sind. Sie könnten behaupten: Wir
haben immer gesagt, dass die Globalisierung schädlich ist,
dass offene Grenzen ins Verderben führen. Und welche
Verhetzung würde die AfD erst betreiben, sollten in
Deutschland Flüchtlinge eintreffen, die mit Corona infi-
ziert sind.

Für eine offene Gesellschaft ist ein aggressives Virus
eine besondere Bedrohung, weil die Offenheit die Verbrei-
tung begünstigt: offene Grenzen, Versammlungsfreiheit,
ein freimütiger Lebensstil des Reisens und Begegnens.

In den Debatten über den Aufstieg der Rechtspopulis-
ten war genau das eine Trennlinie. Hier die Somewheres,
die Wert auf Heimat legen, die es sich gar nicht leisten
können, viel und weit zu reisen, und unter der Globalisie-
rung eher leiden, weil ihre Arbeitsplätze womöglich
bedroht sind. Dort die Anywheres, die einen globalisier-

ten Lebensstil pflegen und dafür auf große Freiheiten
angewiesen sind.

Ist das nicht zu theoretisch? Geht es in der Coronakrise
nicht darum, so viele Menschen wie möglich vor einer
potenziell tödlichen Infektion zu bewahren? Im Prinzip
gilt das schon, aber nicht um jeden Preis.

Eine politische Gegenwart schafft sich auch eine Zu -
kunft. Was jetzt entschieden wird, setzt Standards 
für morgen. Aus den Normen und Handlungen des Aus-
nahmezustands könnte sich die neue Normalität ent -
wickeln.

So war es fast immer, wenn sich die Bundesrepublik
vom Terror bedroht fühlte. Dann wurden Gesetzespakete
geschnürt, die auf die aktuelle Situation reagiert haben
und Freiheiten einschränkten. War die Gefahr verschwun-

Dirk Kurbjuweit

Die Stunde des

starken Staats
Essay Demokratien stehen im Verdacht, zu langsam und

zu unentschieden zu sein, um große Krisen lösen 

zu können. Sind autoritäre Regime hier im Vorteil?
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den, zum Beispiel durch Auflösung der linksterroristi-
schen RAF, wurden die meisten Gesetze aber nicht
zurückgenommen. Der Staat neigt generell in Sicherheits-
fragen dazu, seine Machtbefugnisse zu erweitern.

Wenn man also jetzt die Macht des Zentralstaats aus-
bauen würde, käme man nur schwer wieder davon weg.
Dabei ist inzwischen zu bedenken, wer an die Hebel die-
ser Macht gelangen könnte. Eine von der AfD geführte
Bundesregierung, so unwahrscheinlich das jetzt ist, würde
sich bedanken für alle Instrumente, die ihr autoritäres
Regieren leichter machte. Ihr habt doch auch … Das
kommt doch von euch … So würden Sätze beginnen, mit
denen die neuen Herrscher die Kritik ihrer Vorgänger
zurückweisen könnten.

Und vielleicht regieren eines Tages die Grünen, auch
weil die Probleme des Klimawandels weiterwachsen. Dann
könnte diese Regierung zurückschauen auf die Zeiten 
der Coronakrise und eine rigorose Politik der Emissions -
reduzierung damit begründen, dass das eine vergleich -
bare Situation sei: existenziell, für alle bedrohlich. 

Damals, könnten die grünen Politiker sagen, haben die
Demokratien das Problem in den Griff bekommen, indem
sie die Freiheiten der Menschen einschränkten, weil die
freiheitliche Lebensweise toxisch war. So ist es jetzt wie-
der, deshalb werden auch wir eine Vielzahl von Verboten
aussprechen: Fahr- und Reiseverbote, Konsumprohibition
über hohe Steuern. Was viele Anywheres treffen würde,
die bislang durchaus grüne Neigungen haben, solange es
den eigenen Lebensstil nicht beeinträchtigt.

Ein gewichtiges Argument gegen Widerstand wäre
dann: Was regt ihr euch auf? Damals wurde es auch
gemacht, und es hat geholfen. Der Präzedenzfall hat in
der Politik eine große Wirkmacht, gerade in unsicheren
Zeiten. Der Präzedenzfall, der derzeit geschaffen werden
könnte, ist einer der Verbote, der geballten Staatsmacht.

Schon deshalb wäre es falsch, jetzt Prinzipien über
Bord zu werfen und auf den chinesischen Weg zu setzen.
Man sollte sich erst einmal fragen, wo Demokratien ihre
Vorteile haben, auch in der Krise.

Ein Vorteil könnten die »Gelegenheits -
politiker« sein. Dieser Begriff stammt 
von dem Soziologen Max Weber, der damit 
uns alle meinte, die Bürger, die in einer
Demokratie regelmäßig Akteure sind, vor
allem bei Wahlen. Heute nennt man sie mün-
dige Bürger, mit den Freiheiten vertraut,
daran gewöhnt, Entscheidungen für das eige-
ne Leben zu treffen – und für das Leben
anderer, das All gemeinwohl, da nur in der
Demokratie Staat und Gesellschaft ein
 Projekt für alle sind.

Nach Terroranschlägen wurden die Bürger
regelmäßig aufgerufen, ihre Lebensgewohn-
heiten nicht zu ändern, weiterhin auf Weih-
nachtsmärkte zu gehen oder U-Bahn zu
 fahren. Die Freiheit verteidigen, indem man
die Freiheit lebt. Jetzt ist das Gegenteil
gefragt. Wer nun maßvoll mit seiner Freiheit
umgeht, sich selbst beschränkt, betreibt eine
Gelegenheitspolitik, die Einschränkungen der
Freiheit durch den Staat vorgreift.

Einer der wichtigsten Sätze für Zeiten wie
diese stammt eben nicht aus China, sondern
aus Königsberg, das im 18. Jahrhundert eine
Hochburg der Aufklärung war: Handle nur 
so, wie alle handeln sollen, lautet Immanuel

Kants kategorischer Imperativ. Auch das verhindert
Ansteckungen. 

Und das deliberative Prinzip hat selbst in der Krise sei-
ne Vorteile. Wer schnell entscheidet, hat ein höheres
 Risiko, falsch zu entscheiden. Wenn nur einer entscheidet,
kann einer für alle falsch entscheiden. Das führte direkt 
in die Katastrophe.

G
leichwohl kann ein Ausnahmezustand nicht kom-
plett mit den Methoden der Normalität bewältigt
werden. Etwas schneller, etwas entschiedener –
das darf schon sein. Was helfen könnte, ist ein

Prinzip der Zeit in Klammern. Eine Klammer wird gleich-
sam zu Beginn der Krise gesetzt, eine am Ende. In der
Klammer, der Zeit des Ausnahmezustands, dürfen Freihei-
ten beschränkt werden, aber eben nur da, nicht mehr
danach. Darauf müssten sich alle demokratischen Kräfte
verständigen. Das wäre das Gegenteil von: die Krise als
Chance, wir reformieren unseren Staat grundsätzlich. Die-
ses Prinzip ist in diesem Fall zu gefährlich.

Zudem müssen in der Klammer rote Linien gelten. Die
Pressefreiheit gehört dazu, da die Meinungsfreiheit, 
deren Teil sie ist, ein zentrales Prinzip der Demokratie
 bildet. Auch den Föderalismus sollte man nicht in der
Krisen panik über Bord werfen. Der Diskurs wird dafür sor-
gen, dass die Maßnahmen am Ende überall ähnlich sind.

Die ideale Klammer am Ende ist die Neuwahl. Wahlen
dienen in der Demokratie auch dazu, Politik nachträglich
zu legitimieren – oder eben nicht. Jetzt ist die Zeit,
Machtfragen auszuklammern, Angela Merkels Koalition
braucht die volle Unterstützung der Parteien, die sie tra-
gen. Im Gegenzug muss sie für volle Transparenz sorgen,
alle Maßnahmen früh und genau begründen, die Oppo -
sition in einer Art nationalem Sicherheitsrat einbeziehen.

Die Regierung braucht jetzt viel Macht. Aber ist die Krise
überstanden, muss der Gelegenheitspolitiker darüber befin-
den, ob sie die Macht gut eingesetzt hat. Das ist nicht der chi-
nesische Weg durch die Krise, sondern der demokratische. �
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S
eit Mittwoch ist die »Joint Operation
Cell« (JOC) abgeriegelt. Die mehr
als 100 Soldaten, die in Schichten

rund um die Uhr die temporäre Einsatz-
zentrale im Verteidigungsministerium auf
der Bonner Hardthöhe besetzen, sind in
einem Gebäudetrakt isoliert. Sie essen ge-
trennt von den Kollegen, dürfen ihre nor-
malen Büros nicht betreten, keine öffent-
lichen Verkehrsmittel benutzen, sollen
nach Dienstende sofort nach Hause fahren
und bis zur nächsten Schicht dort bleiben.

Generalleutnant Martin Schelleis, der
Nationale Territoriale Befehlshaber der
Bundeswehr, hat sein Büro im selben Ge-
bäudekomplex. Anfang der Woche war er
noch persönlich in der Operationszentrale,
inzwischen schaltet sich der General per
Video zu den Kameraden, die praktisch
nebenan sitzen. Das Ansteckungsrisiko
soll so klein wie möglich gehalten werden.

Die Einsatzzentrale JOC, die für beson-
dere Lagen eingerichtet wird, koordiniert
derzeit den Umgang der Bundeswehr mit
der Corona-Epidemie. Hier laufen alle
 Informationen aus dem Inland ein. Dazu
zählen auch die Anfragen kommunaler

 Behörden für Amtshilfe. So bat in dieser
 Woche der vom neuartigen Virus stark be-
troffene Landkreis Heinsberg um Unter-
stützung durch Laborkapazitäten. Im Fall
der Fälle wird hier auch dafür gesorgt, dass
die Truppe in ihren Kasernen genügend
»Absonderungsbereiche« für Menschen
unter Quarantäne bereitstellt. Die Männer
und Frauen der JOC sollten also besser
nicht krank werden.

Mit 265 000 militärischen und zivilen
Mitarbeitern kann sich die Bundeswehr
nur schwer vor der Epidemie schützen.
Doch zugleich verfügt die Truppe über
reichlich Material und Personal, um den
zivilen Behörden im Notfall beistehen zu
können. Die militärische Führung steht
deshalb vor einer fast unlösbaren Aufgabe:
Sie muss die eigenen Leute so gut wie mög-
lich vor dem Virus abschotten, darf die

Einsatzbereitschaft der Streitkräfte damit
aber nicht gefährden.

Schon seit Beginn der Krise gelten stren-
ge Vorschriften, um eine Ausbreitung des
Virus in den eigenen Reihen zu begrenzen.
Das enge Miteinander der Soldaten in den
Kasernen und die vielen Dienstreisen ins
europäische Ausland sind ein idealer Nähr-
boden für die Weiterverbreitung.

In einem internen Erlass ordnete das Mi-
nisterium schon früh »besondere Maßnah-
men zum Schutz vor einer Ausbreitung
von Covid-19« an. Was mit den normalen

Hygienemaßnahmen wie Hände waschen
beginnt, endet bei der Bundeswehr mit spe-
ziellen Regeln für die Soldaten, die viel un-
terwegs sind. So wies die Hausleitung alle
Heimkehrer aus Risikogebieten wie China,
Iran oder auch Italien an, zwei Wochen lang
zu Hause zu bleiben.

Sicherheitshalber werden in allen Ka-
sernen für mindestens zwei Prozent des
Personals Krankenzimmer für Covid-19-
Patienten vorgehalten. Die Regelungen im
Intranet sind eindeutig: »Erkrankte Perso-
nen werden isoliert, Kontaktpersonen ge-
hen in Absonderung bzw. Quarantäne.«

Seit Montag gilt in der Bundeswehr die
vertrauliche »Weisung Nr. 2 zum Melde-
wesen und Verhalten/Umgang mit Ereig-
nissen im Zusammenhang mit der Lage
Covid-19«. Auf sechs Seiten ordnet das Mi-
nisterium ein striktes Informationsregime
an. Absicht sei es, »unter den Bedingun-
gen Covid-19 weiterhin die Einsatzbereit-
schaft sicherzustellen« und das Risiko der
Verbreitung »durch die und in der Bw zu
minimieren«.

Vollständig verhindern lässt sich die Ver-
breitung jedoch nicht. In einem internen
Lagebericht von Mittwoch listet das Mi-
nisterium 48 »begründete Verdachtsfälle«
bei der Bundeswehr auf, 12 seien bestätigt.
Ein Betroffener ist inzwischen als gesund
entlassen worden. Die Führungsakademie
in Hamburg wurde wegen eines Corona-
Falls bis auf Weiteres geschlossen. Stark
eingeschränkt ist die Arbeit beim Perso-
nalamt der Bundeswehr in Köln, dem Lo-
gistikbataillon im sachsen-anhaltischen
Burg und bei einer Kompanie des Luft -
waffenausbildungsbataillons im bayeri-
schen Roth.

Noch ist unklar, welche Auswirkungen
die Krise auf Auslandseinsätze hat. »Ab
sofort und bis vorerst Ende April 2020
werden grundsätzlich alle zivilen und mi-
litärischen Reisen in die Einsatzkontingen-
te der Bundeswehr ausgesetzt«, heißt es
im Lagebericht. Das gilt auch für den
 geplanten Afghanistanbesuch von Peter
Tauber, dem Parlamentarischen Staats -
sekretär im Verteidigungsministerium. Die
Kontingentwechsel seien davon aber »der-
zeit nicht betroffen«.

Doch wie lange noch? Die Regierung in
Mali erwäge, »per Dekret eine Selbstiso-
lation für Einreisen« zu verhängen, heißt
es in dem Lagebericht. Das Einsatzfüh-
rungskommando prüfe mögliche Auswir-
kungen auf »Kontingentwechsel und Ver-
sorgung«. Das Verteidigungsministerium
beobachtet die Entwicklung in dem Sahel-
staat besorgt. Bestehen die Malier auf ei-
ner 14-tägigen Quarantäne, wäre das wo-
möglich das vorläufige Aus für den wich-
tigsten Auslandseinsatz der Bundeswehr.

Matthias Gebauer, Konstantin 
von Hammerstein

Idealer

Nährboden
Verteidigung Die Bundeswehr

steht vor einer fast unlösbaren

Aufgabe: die Truppe vor dem

 Virus abzuschotten, ohne die

 Einsatzbereitschaft zu riskieren.
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Soldaten auf Truppenübungsplatz Bergen: »Absonderungsbereiche« in den Kasernen

Frage 

Ist die Bundeswehr
noch einsatzfähig?
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Grüne Britta Haßelmann. Pairing, das
heißt: Fehlt jemand, stimmen einige Ab-
geordnete der anderen Fraktionen nicht
ab, damit die Mehrheitsverhältnisse ge-
wahrt bleiben.

Namentliche Abstimmungen blieben
Ende der Woche aus, damit sich die Abge-
ordneten nicht an der Urne zusammen-
drängen müssen. Wenn es aber nicht bei
ein paar Qua rantänefällen bleibt, wird es
heikel. Routinen und Vorschriften fehlen
für diesen Fall. 

Der Bundestag ist laut Geschäftsord-
nung nur dann beschlussfähig, wenn mehr
als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
Theoretisch könnte man trotzdem weiter-

machen, solange niemand die Beschluss-
fähigkeit infrage stellt. Sobald das aber
 jemand tut, etwa die AfD, wäre auch ein
mögliches Rumpfparlament am Ende. 

Und weder erlaubt die Geschäftsordnung
Abstimmungen im Homeoffice, noch exis-
tiert dafür die digitale Infrastruktur. Die Ge-
fahr von Hacking, Spionage oder Manipu-
lationen wäre ohnehin kaum kalkulierbar. 

Es ist längst wahrscheinlich, dass sich
der Bundestag selbst eine Pause verordnet.
Derzeit wird zum Beispiel darüber nach-
gedacht, Sitzungswochen in den freien
Sommer zu verschieben. Anderswo pas-
siert so etwas bereits. Das Europaparla-
ment hat seine Zusammenkünfte verkürzt
oder abgesagt. In Spanien wurden eben-
falls Parlamentstermine ausgesetzt. Der

Bayerische Landtag hat eine Plenarsitzung
am 24. März gestrichen.

Für einen solchen Fall baut man im Bun-
destag vor. »Natürlich priorisiert man jetzt,
schaut, was unbedingt vor der Sommer-
pause verabschiedet werden muss«, sagt
eine Abgeordnete. Ergänzungen zum
Kurzarbeitergeld sowie Bundeswehrman-
date in Afghanistan und im Mittelmeer
sollten, so war es zu Redaktionsschluss
 verabredet, vorgezogen und im Eilverfah-
ren beschlossen werden. Doch beliebig
viel lässt sich nicht vorarbeiten. 

Das Grundgesetz sieht zwar ein Not -
parlament vor. In diesem »Gemeinsamen
Ausschuss« sitzen 32 Bundestagsabgeord-
nete und 16 Vertreter des Bundesrats, oft
Ministerpräsidenten. Aber dieses Notfall -
parlament darf nur im Verteidigungsfall
übernehmen. Für einen Krieg wurde vor-
gesorgt. Für eine Seuche nicht. 

Umstritten ist, ob eine andere Behörde
den Bundestag einfach abriegeln, das Ver-
lassen und Betreten untersagen kann. Zu-
ständig wäre das Gesundheitsamt des Ber-
liner Bezirks Mitte. Aber kann wirklich
eine Bezirksbehörde den gewählten Volks-
vertretern ihre Arbeit verbieten?

Die Senatsverwaltung für Gesundheit
ließ das prüfen und teilte schließlich mit:
Ja, sie gehe davon aus. In der Bundestags-
verwaltung verweist man dagegen auf Ar-
tikel 40 des Grundgesetzes, der dem Bun-
destagspräsidenten das Hausrecht gibt und
das Parlament vor dem Zugriff der Exeku-
tive schützt. Eine dritte Deutung aus dem
Kreis der Taskforce geht so: Das Gesund-
heitsamt könnte den Bundestag unter Qua-
rantäne stellen. Die Abgeordneten kämen
dann weiterhin hinein, könnten im dringen-
den Notfall ihre Arbeit machen. Heraus
 kämen sie aber nicht mehr. Jonas Schaible

E
ine Großveranstaltung nach der an-
deren wird wegen des Coronavirus
abgesagt. Der Bundestag ist im

Grunde eine ständige Großveranstaltung.
709 Abgeordnete, dazu Mitarbeiter, Ver-
waltung, mehr als 6000 Menschen arbei-
ten in den Büros des Bundestags. Hinzu
kommen Besuchergruppen, Journalisten,
Gäste aus aller Welt. Angekommen ist das
Virus hier schon, es wäre ein Wunder, wür-
de es sich nicht weiterverbreiten. 

Die Frage ist, was dann passiert. Wenn
viele in Quarantäne müssen. Wenn der
Bundestag schrumpft und schrumpft, bis
er handlungsunfähig wird. Oder am Ende
gar geschlossen wird.

Ein Fußballspiel kann man ohne große
Folgen absagen. Aber das Parlament?
»Hier schlägt das Herz der Demokratie,
oder es schlägt nicht«, sagte der frühere
Bundestagspräsident Norbert Lammert
einmal. In diesem Sinne wäre eine Schlie-
ßung des Bundestags der Herzstillstand.
Und dann?

Die erste Erkenntnis dieser Krise ist,
dass niemand eine gute Antwort darauf
hat. Diejenigen, die jetzt entscheiden müs-
sen, hangeln sich von Tag zu Tag. 

Um sich abzustimmen, wurde eine Task-
force eingerichtet. Schon dreimal trafen
sich die Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rer der Bundestagsfraktionen mit Bundes-
tagspräsident Wolfgang Schäuble. 

Erste Einschränkungen sind beschlos-
sen. Kuppel und Dachterrasse bleiben Be-
suchern verwehrt. Von Montag an dürfen
kaum noch Besuchergruppen ins Haus.
Abgeordnete sollen nur wirklich notwen-
dige Dienstreisen antreten.

Dass diese Prävention nicht lange rei-
chen würde, war klar. Seit Mittwoch gibt
es bestätigte Fälle. Ein Mitarbeiter des Jus-
tizministeriums, der Kontakt zu Abgeord-
neten hatte. Und der FDP-Abgeordnete
Hagen Reinhold, er wurde positiv getestet.
Mehrere Parlamentarier und Mitarbeiter
verschiedener Fraktionen begaben sich in
häusliche Quarantäne. Damit ist die nächs-
te Eskalationsstufe erreicht. 

»Sollten einige Abgeordnete ausfal len,
finden sich zum Beispiel Pairing-Lösun-
gen zwischen den Fraktionen«, sagt die

Herz-

stillstand
Parlament Der Bundestag kann

durch Corona handlungsunfähig

werden. Erste Abgeordnete 

sind bereits in Quarantäne – und

einen Notfallplan gibt es nicht. 

Frage 

Muss der Bundestag
bald schließen?
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Plenarsaal in Berlin: Für den Krieg vorgesorgt, für die Seuche nicht



Zahl der Neuinfektionen

mit Maßnahmen

Kapazitätsgrenze des Gesundheitssystems

Quelle: ECDC; allgemeines Seuchenschema

ohne
Maßnahmen

Was Maßnahmen bewirken müssen:

Q Verzögern und Abflachen 
 des Höhepunkts der Epidemie

Q Überforderung von Gesundheitssystem 
 und anderen Infrastrukturen vermeiden

Q Patientenzahl möglichst gering halten

Typischer Ablauf einer Epidemie

Zeit seit Beginn der Epidemie
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Frage 

Sind wir bereit?
Epidemiologie Ohne drastische Einschränkung unseres Alltags lässt sich der Seuchenzug des

Coronavirus nicht mehr bremsen. Der Ausnahmezustand könnte Monate dauern.

R
egierungen können Begräbnisse
und Hochzeiten verbieten, Turnie-
re, Konzerte und Messen absagen,
sie können Flugzeuge und Kreuz-

fahrtschiffe stilllegen, Grenzen schließen,
ganze Staaten abriegeln, Millionen Men-
schen isolieren – an ihrem Ziel aber werden
sie scheitern: Das neuartige Coronavirus
Sars-CoV-2 können sie nicht mehr besiegen.

Die Schlacht ist geschlagen; schon vor
Monaten hat die Menschheit krachend
 verloren.

Die Zukunft gehört einstweilen dem
 Virus. Nur ein Impfstoff könnte dies än-
dern, aber bis er verfügbar sein könnte,
werden anderthalb, eher zwei Jahre oder
mehr vergehen. Bis dahin sind Milliarden
Menschen auf allen Erdteilen gefährdet,
sich mit Sars-CoV-2 anzustecken. 

Die Weltgesundheitsorganisation WHO
hat die Coronakrise formell zu einer Pan-
demie erklärt. Sie fordert alle Regierungen
auf, sich sofort auf den internationalen
Notstand einzustellen – und kritisiert, dass
viele Staaten nicht entschlossen genug ge-
gen die Naturkatastrophe vorgehen. 

Innerhalb von Wochen ist der Erreger
in mehr als 100 Länder vorgedrungen. Die
Infektionszahlen außerhalb Chinas explo-
dieren geradezu in vielen Regionen, zum
Teil verdoppeln sich die bekannten Anste-
ckungen alle 48 Stunden.

In Deutschland hat sich die Zahl der
Virus träger binnen Tagen vervielfacht –
von Einzelfällen hin zu einem fast flächen -
deckenden Phänomen. Das jetzige Infek-
tionsniveau mit Sars-CoV-2 lässt keinen
Zweifel mehr zu: Das Virus ist angekom-
men, es zirkuliert vieltausendfach. Es geht
nicht mehr weg.

Mediziner bereiten sich darauf vor, dass
der Beginn der epidemischen Welle in
Deutschland unmittelbar bevorsteht. »Die
Zahl der Infizierten wird sich vermutlich
sehr schnell stark erhöhen«, sagt der Viro-
loge John Ziebuhr von der Universität
 Gießen. Das öffentliche Leben steht vor
Einschränkungen wie nie zuvor in Friedens-
zeiten. Und das ist erst der Anfang.

Die gute Nachricht lautet nach wie vor:
Für die meisten Menschen wird Covid-19,
die Krankheit, die dieses Coronavirus ver-
ursacht, glimpflich verlaufen. Ein paar
Tage Husten und Fieber, das war’s.

Viele bemerken nicht einmal, dass sie
sich angesteckt haben. Ein Großteil der
Jüngeren in Deutschland, so erwartet es
der Berliner Virologe Christian Drosten,
wird schon bis zum Sommer mit dem Vi-
rus in Kontakt gekommen sein, ziemlich
wenig darunter leiden und fortan gegen
diese Variante immun sein.

Aber ungefähr einer von fünf Infizierten
wird ernster oder sogar schwer erkranken,

zum Beispiel an einer Lungenentzündung.
Manche werden in der Klinik künstlich
beatmet werden müssen – oder sterben.
Die Gefahr eines schweren Verlaufs steigt
eindeutig mit dem Alter, insbesondere 
im Rentenalter nimmt die Sterblichkeit
stark zu. 

In China hat die Krankheit unter Er-
krankten, die älter als 80 waren, nach An-
gaben der WHO rund 22 Prozent getötet.
In Italien liegt die aktuelle Todesrate unter
infizierten Senioren vermutlich höher, was
auch daran liegt, dass die Kliniken und
 Mediziner angesichts des plötzlichen An-
sturms von Kranken mit Atemnot kom-
plett überlastet sind. 

Besonders gefährdet sind alte Menschen
mit weiteren Leiden – eine Gruppe, die in
Deutschland zahlenmäßig stark vertreten
ist. Riskant kann das Virus aber auch für
Jüngere sein mit Vorerkrankungen, für
Krebskranke und Diabetiker beispielswei-
se oder für Patienten mit Herzleiden oder
Bluthochdruck.

Insgesamt, so ist zumindest die Erwar-
tung von Medizinern, wird Covid-19 nur
wenige der Infizierten töten, einen von
hundert, vielleicht zwei von hundert. Und
obwohl diese Vorhersage scheinbar beru-
higend klingt – ist das Gegenteil der Fall.
Denn 60 bis 70 Prozent der Menschheit
werden sich mit dem Virus anstecken, sagt
der US-Seuchenmediziner Richard Hat-
chett. Bei Milliarden Infizierten könnte die
Zahl der Toten daher ein fast schon apo-
kalyptisches Ausmaß erreichen. 

Ein besonders hohes Risiko besteht für
die Bewohner von Alten- und Pflegehei-
men. Eingeschleppte Infektionen können
sich dort, wie bereits im US-Bundesstaat
Washington geschehen, auf große Teile der
Bewohner und des Personals ausdehnen.
Manche Einrichtungen, auch in Deutsch-
land, wurden bereits unter Quarantäne ge-
stellt, es gilt ein Besuchsverbot selbst für
enge Familienangehörige.

Die Welt steht vor dramatischen Wo-
chen und Monaten. Wie lässt sich das mit
exponentieller Kraft ausufernde Virus
noch aufhalten? Das Immunsystem fast al-
ler Menschen hat dem brandneuen Erreger
nichts entgegenzusetzen, quasi niemand
besitzt schützende Antikörper aus frühe-
ren Infektionen. Für das Virus ist dies wie
Elfmeterschießen ohne Torwart.
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Die schärfsten Abwehrwaffen im Köcher
der Präventionsmediziner sind Seife, alko-
holhaltige Desinfektionsmittel und der
gute Rat, regelmäßig die Hände zu wa-
schen. Das ist nicht viel.

Gesundheitsbehörden weltweit räumen
inzwischen ein, dass sie das Virus nicht
mehr stoppen können. Den Kampf geben
sie dennoch nicht verloren. Aber nicht 
die Ausrottung des Erregers ist nunmehr
ihr Ziel, sondern seine Verlangsamung,
 genauer: die Anpassung der Seuchen -
intensität an die Leistungsfähigkeit der
Kliniken. 

Die Strategie: Das Schlimmste lässt sich
noch verhindern, wenn höchstens so viele
Menschen an einer gefährlichen Form von
Covid-19 erkranken, wie das jeweilige Ge-
sundheitssystem behandeln kann. Keines-
falls darf es mehr Akutkranke geben als
Betten auf Intensivstationen, sonst droht
ein Massensterben.

Ein paar Tausend schwer kranker Covid-
 19-Patienten können die deutschen Kli -
niken medizinisch versorgen – aber ein
paar Zehntausend nicht. Wenn dann noch
 Ärzte und Pflegepersonal in großer Zahl

selbst erkranken und ausfallen, würde die
Situation rasch unbeherrschbar, das Ge -
sund heitssystem sogar eines hoch entwi-
ckelten Landes wie Deutschland käme
dem Zusammenbruch nahe.

Um die Krankenhäuser für Corona-Pa-
tienten frei zu halten, beschlossen Bundes-
regierung und Ministerpräsidenten Don-
nerstagabend, dass die Krankenhäuser ab
Montag alle planbaren Operationen ver-
schieben sollen.

Die entscheidende Frage lautet: Wie
lässt sich die Ausbreitung eines Virus ver-
langsamen, das hochgradig ansteckend ist
und deshalb die Welt in kurzer Zeit um-
rundet hat? Jeder Infizierte, so haben
 Epidemiologen vorläufig ermittelt, gibt
das Virus im Schnitt an drei weitere Men-
schen weiter. Das ist viel. Diese sogenann-
te Basisreproduktionszahl muss sinken,
nur wie?

Sars-CoV-2 ist ein ausgesprochen tücki-
scher Feind, denn er verbreitet sich sehr
leicht über Leute, die sich gesund fühlen.
Der Erreger führt bei vielen Menschen ta-
gelang zu keinen Symptomen, obwohl er
sie bereits in regelrechte Virenschleudern

verwandelt hat, die über die oberen Luft-
wege außerordentlich große Mengen in-
fektiöses Material ausstoßen. Das macht
die Eindämmung der Infektion besonders
schwer. 

Im Stadium der Erkrankung bleiben
auch Patienten mit mildem Verlauf zu-
nächst weiterhin infektiös. Erst ab dem
neunten Tag nach Beginn der Krankheits-
erscheinungen, so haben Forscher aus
München und Berlin festgestellt, stellen
sie kein Ansteckungsrisiko mehr dar. 

Was Behörden angesichts solch gefähr-
licher Viren richtig und falsch machen
 können, das zeigt die Geschichte. Bei 
der Influenzapandemie von 1918/19 star-
ben weltweit geschätzt 50 Millionen
 Menschen, weitaus mehr als im Ersten
Weltkrieg. Knapp ein Drittel der Welt -
bevölkerung wurde binnen kurzer Zeit
 in fiziert.

Als die Seuche im September 1918 die
US-Stadt Philadelphia erreichte, hielten
die Behörden dort zunächst keine be -
sonderen Maßnahmen für geboten. Eine
große Militärparade mit etwa 200 000
Teilnehmern und Gästen wurde trotz 
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Verlegung eines Covid-19-Patienten im südkoreanischen Seoul: Ein tückischer Feind



der grassierenden Influenza abgehalten,
was ihr vollends zum Durchbruch verhalf.
In nur vier Monaten verloren mehr als
12 000 Bürger ihr Leben.

Die Stadt Saint Louis hingegen ver-
hängte nach den ersten Fällen umgehend
weitreichende Maßnahmen, sehr früh
während des Ausbruchs schloss sie trotz
beträcht lichem Widerstand wochenlang
alle Schulen, Gaststätten, Kinos und
 Kirchen, Großveranstaltungen wurden
 untersagt. In Saint Louis starben umge-
rechnet auf die Bevölkerungszahl weni -
ger als halb so viele Einwohner wie in
 Philadelphia.

Es hat sich damals ausgezahlt, die Ab-
stände zwischen den Menschen zu ver -
größern – und das wird bei der jetzigen
Coronakrise nicht anders sein. »Soziale
Distanzierung« ist eine von wenigen sinn-
vollen Interventionsmöglichkeiten, die
den Gesundheitsbehörden angesichts der
Pandemie geblieben sind.

Messen, Konzerte, Sportevents, Feste
und Tagungen werden jetzt abgesagt, und
zwar in großen Teilen der Welt. Firmen
verlegen Konferenzen ins Internet und die
Arbeit ihrer Angestellten ins Homeoffice.
Dienstreisen fallen aus. Viele deutsche
Schulen und Universitäten werden
vorüber gehend schließen. Als Nächstes
könnten  Kitas folgen. Infizierte Kinder ent-
wickeln fast immer nur sehr schwache
Symptome von Covid-19, aber manche
Forscher glauben, dass sie dennoch eine
Rolle spielen bei der Verbreitung der
Krankheit.

Wie lange der Ausnahmezustand dau-
ern wird, weiß niemand. Es könnten eher
Monate sein als Wochen. 

ger hat schließlich nichts von seiner Infek-
tiosität eingebüßt.

Wie es weitergeht? Der Gießener Viro-
loge Ziebuhr glaubt nicht, »dass es noch
gelingt, dieses Virus komplett zu eliminie-
ren«. Ganz im Gegenteil: Es werde den
Durchmarsch antreten. Seine weitere Aus-
breitung, so Ziebuhr, komme erst zum Still-
stand, »wenn ein Großteil der Bevölke-
rung ausreichende Immunität gegen das
Virus entwickelt hat«. Das könne ein Jahr
dauern, vielleicht ein paar Monate weni-
ger, vielleicht aber auch ein paar Monate
länger.

Und wenn diese Immunität nach einiger
Zeit wieder absinken sollte, dann könne
Sars-CoV-2 wiederkommen, wenn auch 
in deutlich schwächerer Form, sagt Zie -
buhr. Das Virus könnte von nun an zu
 einem weiteren ständigen Begleiter des
Menschen werden, so wie die Erreger der
Grippe und verschiedener Erkältungs-
krankheiten.

Lange hegten Experten die Hoffnung,
dass sich Sars-CoV-2 verhalten könnte wie
die Influenzaviren – und wie diese von
der Nordhalbkugel wieder verschwinden,
sobald es dort wärmer wird. Das hätte 
uns eine dringend notwendige Verschnauf-
pause beschert. In den Sommermonaten
hätten die Gesundheitssysteme sich frisch
aufstellen können, um für weitere Viren-
attacken im Herbst und Winter besser ge-
rüstet zu sein.

Inzwischen aber gehen viele Virologen
davon aus, dass Sars-CoV-2 sich von den
höheren Temperaturen im Sommer kaum
wird abschwächen lassen. »Dafür fehlt je-
der Hinweis«, sagt WHO-Experte Mike
Ryan. Auch in immer warmen Weltgegen-
den wie Singapur kommt das Virus offen-
bar gut voran.

Monate von Anstrengung, Stress und
Ausnahmezustand stehen Deutschland
und weiten Teilen der Welt bevor. Und
im nächsten Winter droht eine weitere
Verschärfung der Lage. Denn dann
kommt die jährlich wiederkehrende Grip-
pe dazu, deren Symptome jenen von
 Covid-19 ähneln. Viele Menschen könn-
ten dann sogar von beiden Krankheiten
gleichzeitig betroffen sein. In den Kranken -
häusern könnte ein beispielloses Chaos
ausbrechen.

Auf diese Zuspitzung kann sich die Ge-
sellschaft allerdings vorbereiten und Risi-
ken vermindern. Virologe Ziebuhr hofft
darauf, dass es endlich gelingen wird, die
Impfquote gegen Influenza in der Bevöl-
kerung »so hoch wie irgend möglich« zu
steigern. Überdies empfiehlt der Medizi-
ner, dass sich vor allem Ältere nun drin-
gend gegen Pneumokokken impfen lassen,
die Erreger von Lungenentzündungen.

Irene Berres, Marco Evers

Mail: marco.evers@spiegel.de
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Beatmungspatientin: Jeder ist gefährdet – und jeder ein Gefährder

Jeder Einzelne solle mithelfen im
Kampf gegen das Virus, fordert Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn (CDU).
Tatsächlich kann jeder etwas tun – näm-
lich argwöhnisch sein und seinen Mit -
menschen aus dem Weg gehen. Näher 
als einen Meter, so empfiehlt die WHO,
soll sich niemand mehr einem Hustenden
nähern. 

In dieser Seuchenzeit gilt: Jeder ist ge-
fährdet – und jeder ein Gefährder. Das
 Distanzgebot dürfte den Alltag der Men-
schen deutlich verändern. Eng zusammen-
stehen in der U-Bahn, im Klub, im Fahrstuhl
oder in der Schlange vor der Supermarkt-
kasse? All dies wird sich von nun an für
viele riskant anfühlen, ebenso wie Hände-
schütteln oder die Wangenküsschen für
 liebe Freunde.

In den nächsten Tagen und Wochen
wird sich zeigen, ob dies ausreicht – oder
ob der Staat auch hierzulande zu auto -
ritären Maßnahmen greifen muss wie in
China, Italien, Südkorea. Sperrzonen,
Ausgehverbote, die Einstellung von 
Bus- und U-Bahn-Verkehr, Zwangs -
schließungen von Lokalen und Kinos sind
denkbar. 

Die Infektionszahlen in Wuhan, dem
 Epizentrum der Seuche, sind erst stark
 zurückgegangen, als die Stadt und die
 umliegende Provinz kompromisslos still-
gelegt wurden.

Jetzt ist China nach den großen Erfol-
gen im Kampf gegen das Virus dabei, die
Beschränkungen im öffentlichen Leben
wieder zu lockern: Fabriken öffnen, Lkw
fahren, Flugzeuge fliegen. Das könnte
 allerdings leicht dazu führen, dass die Epi-
demie dort wieder aufflammt – der Erre-



� Krankenhausbetten bleiben für ge -
wöhnlich nur dann frei, wenn keine
Patienten da sind. Auf deutschen Intensiv-
stationen dagegen werden Betten häufig
nicht genutzt, weil es zu wenige Kranken-
schwestern und Pfleger gibt.

»Der Normalbetrieb ist in vielen Inten-
sivstationen angesichts des Personal -
mangels häufig nicht mehr aufrechtzuer-
halten, sodass vielfach Intensivbetten
gesperrt werden müssen«, sagen Uwe
Janssens, Chefarzt der Klinik für Innere
Medizin und Internistische Intensiv -
medizin am Sankt-Antonius-Hospital in
Eschweiler (NRW), und weitere Mediziner
im »Deutschen Ärzteblatt«.

Laut einer Umfrage mussten im Jahr
2017 auf 76 Prozent der Intensivstationen
immer wieder Betten gesperrt werden.
Die Problematik ist bis heute an der Tages -
ordnung: Patienten werden abgewiesen –
und müssen hoffen, irgendwo anders ein
Intensivbett zu finden.

Solche Aufnahmestopps sind in Zeiten
der Coronavirus-Krise unglaublich. Die
größte Sorge ist derzeit, ob es bei weite-
rer Ausbreitung der Epidemie noch genug
Plätze mit Beatmungsgeräten geben wird,
um Patienten mit der neuartigen Lungen-
erkrankung Covid-19 behandeln zu
 können. Während der Berliner Virologe
Christian Drosten in der »Neuen Osna-
brücker Zeitung« forderte, »mit Hoch-
druck mehr Kapazitäten an Intensivbet-
ten« zu schaffen, könnte es im Notfall
daran hapern, dass diese nicht genutzt
werden können. 

Grundsätzlich sei »im Bereich der
Intensivmedizin die Personalsituation aus-
schlaggebend und die größte Problematik
bei der Ausweitung der Kapazitäten«,
sagt Gerald Gaß, der Präsident der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft. »Eigent-
lich haben wir in Deutschland genügend
Intensivbetten. Wir haben aber ein an -
dauerndes Problem, und das ist nicht erst
seit Corona so, dass wir für all die Betten
zu wenig Intensivpflegekräfte haben«, er -
gänzt Janssens, der auch Präsident der
Deutschen Interdisziplinären Vereinigung
für Intensiv- und Notfallmedizin ist.

Während in deutschen Kliniken derzeit
17 000 Pflegestellen nicht besetzt werden
können, hat Deutschland in der Euro -
päischen Union die höchste Dichte an

Krankenhausbetten. Von den 497 000 Bet-
ten sind 28 000 Intensivbetten – auch hier
liegt Deutschland bezogen auf die Ein-
wohnerzahl mit Abstand an der Spitze in
Europa. Krankenhäuser haben in den ver-
gangenen Jahren die Zahl der Intensiv -
betten auch deshalb erweitert, weil sie mit
deren Belegung besonders hohe Erlöse
erzielen konnten. Mitunter werden alte,
todkranke Menschen etwa noch mit einer
maschinellen Beatmung behandelt, die
gar nicht mehr viel hilft, dem Kranken-
haus aber Geld bringt.

»Ausufernde, zum Teil sinnlose Thera-
piemaßnahmen bei Patienten mit a priori
sehr schlechter Prognose«, so Janssens
und seine Kollegen im »Deutschen Ärzte-
blatt«, seien ein Grund dafür, warum
Krankenschwestern und Pfleger desillusio-
niert seien und nicht mehr gern auf der
Intensivstation arbeiteten. Auch die hohe
Arbeitsbelastung, die unzureichende
Bezahlung und die geringe Wertschätzung
der Pflegekräfte hätten zur Personalflucht
aus deutschen Intensivstationen geführt.

Bei Fortschreiten der Coronavirus-
Krise könnte sich die Rekordzahl an Inten-
sivbetten allerdings als Segen erweisen.
Krankenhäuser könnten planbare Eingrif-
fe wie das Einsetzen künstlicher Hüften
verschieben. Auf diese Weise ließe sich
die Zahl der freien Intensivbetten um 
30 bis 60 Prozent erhöhen, schätzt Jans-
sens. »Bei einer sehr hohen Anzahl an

Covid-19-Patienten wird es unausweich-
lich sein, nicht zeitlich drängende Opera-
tionen und Eingriffe abzusagen«, sagt
auch Susanne Johna, Vorsitzende des
 Ärzteberufsverbandes Mar burger Bund.
»Dadurch würden wir auf einen Schlag
mehr personellen Spielraum in den Klini-
ken bekommen. Eine  solche Empfehlung
setzt aber in den betroffenen Regionen
ein einheitliches Vorgehen voraus. Hier
sind die jeweiligen Landesgesundheits -
behörden gefordert, entsprechende Emp-
fehlungen auszusprechen.« 

Bis dahin werden Krankenhäuser
zögern, planbare Eingriffe abzusagen.
Die Kosten für die Ärzte und das Pflege-
personal würden weiterlaufen, die Ein-
nahmen aus den Operationen aber fehlen.
 »Wenn wir die nicht dringenden Eingriffe
für ein, zwei Monate zurückfahren wür-
den, dann entstünden Rieseneinnahme-
verluste. Die Krankenhäuser würden
total in wirtschaftliche Schieflage geraten«,
sagt Janssens. »Ich vermisse eine klare

Anweisung der zuständigen Behörden, ob
und wann wir Intensiv kapa zitäten frei-
schaufeln sollen.« Nur dann sprängen Ver-
sicherungen ein.

Im Sankt-Antonius-Hospital in Esch -
weiler werden bis auf Weiteres künstliche
Hüften eingesetzt, aber die Lage wird
mehrmals täglich neu beurteilt. Es gilt ein
genereller Besucherstopp. Zwei Mitar -
beiter der Klinik wurden positiv auf das
Coronavirus getestet und sind zu Hause in
Quarantäne. Drei Patienten mit der Lun-
generkrankung Covid-19 liegen auf der
Intensivstation, am Donnerstag sollte ein
weiterer Patient aus dem Krankenhaus
Heinsberg übernommen werden. 

Dennoch sind von den insgesamt
24 Intensivbetten meistens 3 leer. Nicht
weil Pflegepersonal fehlt, sondern um 
für ein Szenario gerüstet zu sein, das hof-
fentlich nicht eintreten wird. Jörg Blech
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25000
Betten mit Beatmungsmöglichkeit zur intensivmedizinischen
Versorgung stehen in 1160 Krankenhäusern zur Verfügung. 
Quelle: GBE

Frage

Reichen die Notfallbetten?
Krankenhäuser In Deutschland mangelt es weniger an Intensiv -

behandlungsplätzen als an Klinikpersonal – ein gefährlicher Engpass.



C
lemens Wendtner hat in Deutsch-
land schon erste Covid-19-Patienten
behandelt, als die Krankheit noch

nicht einmal so hieß. Der Chefarzt der Ab-
teilung für Infektiologie und Tropenmedi-
zin an der München Klinik Schwabing
weiß, was auf ihn zukommen wird, falls
die Zahl der Infizierten in Deutschland so
steil ansteigen sollte wie in Italien. »Ich
denke«, sagt Wendtner, »dann könnten
wir ein wirksames Medikament gut ge-
brauchen.« 

Seine Klinik will deshalb erstmals in
Deutschland das ursprünglich für die
 Behandlung von Ebola entwickelte Medi-
kament Remdesivir an Coronakranken
 testen. An der klinischen Studie des US-
 Pharmakonzerns Gilead Sciences wollen
auch die Universitätskrankenhäuser Ham-
burg und Düsseldorf teilnehmen. Remde-
sivir hemmt die Replikation des Erbguts
sogenannter RNA-Viren, zu denen  neben
dem Ebola-Erreger auch das neuartige
Corona virus gehört. 

Spätestens seitdem ein amerikanischer
Coronapatient gleichsam über Nacht ge-
nesen war, nachdem er Remdesivir erhal-
ten hatte, gilt das Medikament als mögli-
cher Heilsbringer gegen die Seuche.

In China laufen bereits seit Februar zwei
große Studien, in denen Remdesivir er-
probt wird, Ende April werden erste Er-
gebnisse erwartet. In den USA hat eine
Studie am University of Nebraska Medical
Center in Omaha begonnen; bis zu 40 wei-
tere Standorte, sagt Studienleiter Andre
Kalil, sollen allein in den USA hinzukom-
men. Das US-Verteidigungsministerium
macht Remdesivir bereits Soldaten und zi-
vilen Mitarbeitern im Rahmen einer eige-
nen Studie zugänglich. 

»Noch im April«, sagt Mediziner Wendt-
ner, »soll es auch bei uns losgehen.« An
der Hamburger Uniklinik, so der zustän-
dige Oberarzt Stefan Schmiedel, könnten
die Tests sogar schon in wenigen Tagen
starten. 

Remdesivir ist derzeit der größte Hoff-
nungsträger bei der Behandlung von Co-
vid-19 – aber nicht der einzige. Unter
Hochdruck versuchen Pharmaforscher,
Wirkstoffe zu identifizieren, die das Coro-
navirus bekämpfen könnten. 

Etwa 85 Studien an Covid-19-Patienten
sind derzeit im internationalen Studien -
register Clinicaltrials.gov gelistet. Getestet
werden so verrückt anmutende Heilmittel
wie der Contergan-Wirkstoff Thalidomid,
Stammzellen, die aus dem Innern eines
Zahns gewonnen werden, oder Traditio-
nelle Chinesische Medizin. Inzwischen
gibt es sogar schon Meldungen, dass sich
die vielen Studien gegenseitig die Patien-
ten streitig machen. 

Um die Entwicklung von Medikamen-
ten in geordnete Bahnen zu lenken, hat
die Weltgesundheitsorganisation WHO
Ende Januar eine Bewertung vorgenom-
men, welche Mittel sie für die erfolgver-
sprechendsten hält. Jetzt riefen der briti-
sche Wellcome Trust, die Bill & Melinda
Gates Foundation sowie der Mastercard
Impact Fund mit 125 Millionen Dollar An-
schubfinanzierung den »Covid-19 Thera-
peutics Accelerator« ins Leben, der in
 Zusammenarbeit mit der WHO aussichts-
reiche Medikamentenforschung gezielt
 fördern und koordinieren, die Zulassung
unterstützen und die neuen Mittel auch
armen Ländern zugänglich machen soll. 

»Die Covid-19-Forschung bewegt sich
in einem phänomenalen Tempo voran«,
sagt Jeremy Farrar, Direktor des Wellcome
Trust. »Doch auf der anderen Seite ist der
Covid-19-Erreger ein extrem schwieriges
Virus.« Um die Pandemie in den Griff zu

bekommen, müsse deshalb viel Geld in-
vestiert werden. 

Schmerzlich zeigt sich jetzt, dass in den
vergangenen Jahren einiges versäumt wur-
de. Bei antiviralen Medikamenten habe es
in den vergangenen 25 Jahren riesige Fort-
schritte gegeben, berichtet der aus Hamburg
stammende Biochemiker und Virenforscher
Matthias Götte, der an der University of
 Alberta in Kanada den Wirkmechanismus
von Remdesivir experimentell erforscht.
Aber ein Mittel gegen Coronaviren sei bis-
lang nicht darunter. »Dabei«, sagt Götte,
»hätten wir es nach der Sars-Epidemie
längst entwickeln können und sollen.« 

Jetzt müssen die Forscher in kürzester
Zeit Verpasstes aufholen. Benötigt wird
zum Glück nicht unbedingt ein Wunder-
mittel. Rund drei bis vier Prozent der Pa-
tienten, das zeigt die Erfahrung aus China,
müssen während des Krankheitsverlaufs
künstlich beatmet werden. Wenn die Be-
atmungsplätze knapp werden, steigt die
Sterblichkeitsrate rapide an. Selbst ein Me-
dikament, das lediglich bei einem Teil die-
ser drei bis vier Prozent zumindest die Be-
atmung überflüssig machen könnte, würde
schon viele Leben retten – auch wenn es
nicht jeden Patienten über Nacht kurierte. 

Weil man eine ähnliche Therapie bereits
während der Sars-Epidemie 2003 einsetzte,
werden derzeit viele Covid-19-Patienten mit
einer Kombination aus den Aidsmedikamen-
ten Lopinavir und Ritonavir sowie dem Im-
munmodulator Interferon behandelt. Noch
sei aber nicht erwiesen, dass diese Mittel
auch effektiv gegen das neuartige Coronavi-
rus wirkten, warnt Götte. Er selbst ist sogar
eher skeptisch: »Lopinavir hemmt sehr gut
das sogenannte Protease-Enzym von Aids-
viren«, erklärt er. »Aber die Coronavirus-
Protease ist anders.« Man müsse damit rech-
nen, dass das Medikament gegen das neuar-
tige Virus zumindest nicht optimal wirke. 

Inzwischen deuten Laborexperimente
darauf hin, dass es das eine perfekte
 Medikament gegen Covid-19 vermutlich
ohne hin nicht geben wird. Das experimen-
telle Ebola-Medikament Remdesivir bei-
spielsweise wirkte in einer Studie an
 Rhesusaffen gegen ein mit dem Covid-19-
 Erreger verwandtes Virus dann am besten,
wenn es prophylaktisch oder zu Beginn
 einer Infektion gegeben wurde – in einer
unübersichtlichen Pandemiesituation ist
das aber in vielen Fällen kaum möglich.

Zudem muss die Substanz intravenös
verabreicht werden. Kommt Remdesivir
also vielleicht vor allem für Hochrisikogrup-
pen infrage? »Man wird sich die Ergebnisse
der verschiedenen Patientenstudien sehr
genau ansehen müssen«, sagt Götte, »um
beurteilen zu können, wer von dem Medi-
kament tatsächlich profitieren kann.«

Auch ein anderes Medikament ist in den
vergangenen Wochen zum Hoffnungsträger
geworden: das jahrzehntealte Malariamittel
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Wann wird Covid-19

heilbar sein? 
Medikamente Pharmaforscher testen Wirkstoffe gegen das Coronavirus.

Größter Hoffnungsträger ist ein experimentelles Ebola-

Medikament. Nun soll es auch an deutschen Patienten erprobt werden. 

Frage

22%
der chinesischen Patienten,
die über 80 Jahre alt 
waren, starben nach der 
Infektion mit dem 
neuartigen Coronavirus.
Quelle: WHO; Datenbasis: 55 924 bestätigte 

Covid-19-Fälle bis 20. Februar über alle Altersgruppen



Ob das Mittel auch bei Covid-19-Patien-
ten wirke, sei allerdings noch offen. »Es
könnte sein, dass es in der Lunge nicht in
ausreichender Menge verfügbar ist«, sagt
Pöhlmann. Das müsse man jetzt heraus-
finden. 

Gegen das Ebolavirus erwiesen sich Anti -
körper als besonders wirksame Therapie.
An Covid-19-Patienten werden nun eben-
falls verschiedene Arten von Antikörpern
erprobt, auch solche, die aus dem Blut ge-
nesener Patienten gewonnen wurden.

Am Ende, vermutet Götte, brauche
man wahrscheinlich eine Kombination ver-
schiedener antiviraler Medikamente, um
Covid-19 erfolgreich therapieren zu kön-
nen – allein schon um die Entwicklung
von Resistenzen zu verhindern. 

Im Medical Center der University of Ne-
braska in Omaha sind bislang drei Patienten
in der placebokontrollierten Studie mit
Remdesivir behandelt worden. Wer von ih-
nen das Medikament bekommt und wer
nicht, dürfen vorerst weder Patient noch Be-
handler wissen. Zum Zustand der Corona-
Kranken aber kann Kalil Folgendes sagen:
»Einer der drei ist bereits aus dem Kranken-
haus entlassen worden und befindet sich in
Quarantäne. Der Zustand des zweiten ver-
bessert sich.« Bei dem dritten Patienten sei
die Behandlung gerade erst begonnen wor-
den. »Wir müssen gewappnet sein«, sagt
Kalil. »Es ist ein Rennen gegen die Zeit.«

Veronika Hackenbroch, Kerstin Kullmann

Chloroquin. Anders als Remdesivir ist es be-
reits zugelassen, günstig in der Herstellung
und hat den großen Vorteil, dass sein Sicher-
heitsprofil bestens bekannt ist, auch bei der
Anwendung als Prophylaxe – Millionen Afri-
kareisende haben es wochen lang geschluckt. 

Dass Chloroquin auch antiviral wirkt, ist
schon länger bekannt. Es stört die Aufnahme
von Viren in menschliche Zellen. Eine ex-
perimentelle Studie aus China konnte jetzt
zeigen, dass Chloroquin – und insbesondere
sein Verwandter Hydroxychloroquin – in
Zellkulturen tatsächlich die Vermehrung von
Sars-CoV-2 zu hemmen vermag. 

Im internationalen Studienregister sind
inzwischen vier Chloroquin-Studien mit
Covid-19-Patienten eingetragen. Unter an-
derem soll das Mittel als Prophylaxe für
Kontaktpersonen und Krankenhausmit -
arbeiter getestet werden. 

Eine weitere Medikamentenhoffnung
kommt aus Deutschland. Forscher des
Deutschen Primatenzentrums in Göttingen
und der Berliner Charité fanden heraus,
dass der in Japan für die Behandlung von
Bauchspeicheldrüsenentzündung zuge -
lassene Wirkstoff Camostat Mesilate das
 Eindringen des neuartigen Coronavirus in
Zellen hemmen kann.

»Wir wussten bereits, dass andere Co-
ronaviren an dieser Stelle verwundbar
sind«, erklärt Stefan Pöhlmann, Leiter der
Abteilung Infektionsbiologie am Deut-
schen Primatenzentrum. »Deshalb konn-
ten wir das jetzt so schnell nachweisen.«
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»Ich habe Angst vor 
den Menschen«
Epidemie Das Virus ist allgegenwärtig, an vielen Orten steht das öffentliche Leben 

still, die ersten Toten werden betrauert. Auch die Deutschen müssen 

sich an den Ausnahmezustand gewöhnen. Reise durch ein verunsichertes Land.

Wovor haben die 
Menschen Angst?

Dienstag 14.31 Uhr, im Zimmer 106 klin-
gelt das Telefon der Corona-Hotline Leip-
zig: »Gesundheitsamt, die Frau Helbig,
schönen guten Tag … Sie haben Ihren Vater
in Erfurt besucht? Okay, der Vater hatte
Kontakt mit seiner Sekretärin? Also Sie
 selber hatten keinen Kontakt mit der Se-
kretärin?«

Normalerweise überprüft Utta Helbig,
51, hygienische Zustände in Krankenhäu-
sern, seit Leipzig am 6. März eine eigene
Corona-Hotline eingerichtet hat, nimmt
sie Anrufe der Bevölkerung entgegen.
»Seitdem sind wir hier alle ein bisschen zu
Seelsorgern geworden«, sagt sie. 

Es rufen Menschen an, die Utta Helbig
erzählen, sie hätten ein DHL-Päckchen an-
genommen und mit dem Finger unterschrie-
ben, auf so einem Display, sie soll  ihnen
 sagen, ob das nicht gefährlich sei. Sie rufen
sie aus Bad Muskau an, von der deutsch-
polnischen Grenze, kein Verdacht auf
 Corona, aber sie wollen wissen: Könnte
 Corona nicht demnächst auch nach Bad
Muskau kommen? Eine Opernsängerin sagt
ihr, sie sei in Mailand aufgetreten. Ein an-
derer will nach Nepal, er brauche für die
Einreise ein Attest, dass er nicht infiziert sei. 

Zehn Mitarbeiterinnen bearbeiten täg-
lich bis zu tausend Anrufe, zwischen 7 und
19 Uhr, in Dreistundenschichten. »Länger
hält man das nicht durch«, sagt Utta Helbig.
Auf ihrem Tisch stehen frische Tulpen, eine
Schachtel Pralinen, eine Geste der Abtei-
lungsleiterin. 

Als die Hotline eingerichtet wurde, gab
es noch keine Corona-Fälle in Leipzig. Da-
mals riefen Literaturfans an, um sich da -
rüber zu beschweren, dass die Buchmesse
abgesagt wurde. An diesem Tag rufen Fuß-
ballfans an und beschweren sich bei Helbig
darüber, dass das Champions-League-Spiel
Leipzig gegen Tottenham nicht abgesagt
wird. Sie wollen nicht mehr ins Stadion, sie
wollen ihr Geld zurück.

Darf man an Corona 
verdienen?

Torsten Roth, 44, Konditor aus Erfurt

SPIEGEL: Herr Roth, wie sind Sie darauf
gekommen, eine Praline in Form des Co-
ronavirus in Ihrer Konditorei anzubieten?
Roth: Anfang März habe ich am Kondito-
rentag in Erfurt teilgenommen, und dort
war die Stimmung wegen der Infektions-
welle schon recht gedrückt. Ich dachte mir,
wir dürfen jetzt nicht hysterisch werden
oder depressiv.
SPIEGEL: Woraus besteht die Praline?
Roth: Das ist eine Hohlkugel mit Sahne-
Nougat-Kern. Die Kugel ist umhüllt mit
Marzipan, das dann geairbrusht wird mit
Lebensmittelfarbe. So etwas Ähnliches
machen wir auch zu Halloween, in Form
eines Kürbis oder eines Schädels, bei dem
man das Gehirn sieht.
SPIEGEL: Wie sind die Reaktionen auf die
Corona-Praline?
Roth: Natürlich gibt es Leute, die das re -
spektlos finden. Andere finden das gut und
lustig, erst vor Kurzem haben die Mitar-
beiter eines Krankenhauses 25 Stück ge-
kauft.
SPIEGEL: Was kostet eine Praline denn?
Roth: Drei Euro pro Stück.
SPIEGEL: Wie viele haben sie bislang ver-
kauft?
Roth: Etwa 500 Stück. Wer weiß, was
noch kommt. Ich muss meine Mitarbeiter
ja auch irgendwie bezahlen.

Wie lebt es sich 
in Quarantäne?

Christine Casser, 53, Erzieherin aus Berlin 

»Ich habe mein Haus seit neun Tagen
nicht verlassen. Ich habe Frühjahrsputz
gemacht, Fenster, Küche, Bäder, alles
rein. Ich habe gepuzzelt und ganze
 Fotoalben digitalisiert. Mein Mann und

Um die Situation mit der infizierten Se-
kretärin zu klären, führt Utta Helbig an
diesem Nachmittag sechs Gespräche. Sie
spricht mit der Firma des Sohnes in Leip-
zig, mit dem Gesundheitsamt in Erfurt,
mit der Firma des Vaters, mit der Kollegin
aus Zimmer 103, die bereits einen Anruf
der Firma entgegengenommen hat. 

Utta Helbig findet heraus, dass es keine
infizierte Sekretärin gibt. Es gibt eine an
Corona erkrankte Leiharbeiterin, zu der
hatte der Vater aber keinen Kontakt. Beim
Vater in Erfurt wird ein Abstrich genom-
men, dem Sohn in Leipzig sagt Utta Hel-
big: »Sie sind erst mal nur der Kontakt vom
Kontakt. Wenn Sie keine Symptome haben,
können Sie ruhig arbeiten gehen.«

Am vergangenen Mittwoch wird das Hot-
lineteam mit 13 Medizinstudenten aufge-
stockt. Sie bekommen 15 Euro die Stunde.

Fällt jetzt das Abitur aus?

Lehrer, 36, aus Berlin

»Die Schüler fragen mich: ›Wie tödlich ist
das? Werden wir alle infiziert? Werden wir
unser Abi machen können?‹ Da geht gera-
de für jede Klasse mindestens eine Schul-
stunde drauf. Es geht sehr viel durch -
 einander, die Schüler kriegen ihre Gerüch-
te durch die sozialen Medien. Im Moment
arbeiten wir noch auf das Abitur hin, aber
wir sind im Blindflug. Wenn die Schul-
schließung kommt, werden wir Fernunter-
richt machen. Normalerweise dauert es
ein Jahr, um so ein System vernünftig ein-
zurichten. Wir haben jetzt vielleicht nur
ein paar Tage. Prüfungen werden wir da-
rüber nicht abnehmen können, obwohl es
auch dazu Möglichkeiten bei Fernunis gibt.
Die überprüfen dann über die Webcam,
dass nicht geschummelt wird. 
    Ich bin Mathelehrer, ich habe mit meinen
Schülern Exponentialfunktionen am Bei-
spiel des Virus durchgenommen. Da war
das Erstaunen groß, wie schnell man bei
ein paar Hunderttausend Infizierten ist.« 
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ich  kochen jeden Abend und ich schlafe
aus. 

Es begann, als wir mit Freunden im Ski-
urlaub am Karersee in Südtirol waren. Auf
den Pisten war es wie ausgestorben. Süd-
tirol galt zwar offiziell noch nicht als be-
troffen, aber in den Nachrichten hieß es,
das Virus komme jeden Tag näher. An-
fangs machten wir Witze, dann wurde es
Ernst. Eines Abends saßen wir mit den
Freunden im Hotel beim Wein und gestan-
den uns gegenseitig, ein Kribbeln in der
Nase zu spüren. Da lachte keiner mehr. 

Ich bekam leichten Schnupfen, aber
kein Fieber. Wir haben den Urlaub abge-
brochen und sind nach Hause gefahren.
Wenige Stunden später erklärten die Be-
hörden die Region zum Risikogebiet.

Ich bin Erzieherin in einer Kindertages-
stätte, deshalb rief ich bei der Corona-Hot-
line vom Gesundheitsministerium an.
Nach 15 Versuchen wurde ich durchge-
stellt, und ein netter Herr erklärte mir, dass
er mir nicht weiterhelfen könne, wenn ich
keine Symptome wie Fieber hätte. Dann
rief ich beim Gesundheitsamt an, aber die
konnten auch nichts tun. Erst der Ärztliche
Bereitschaftsdienst half: Man könne nicht
jeden testen, aber sobald ich Fieber be-
kommen würde, käme ein Team in voller
Epidemiemontur vorbei. 

Sie sagten mir am Telefon, mein Arbeit-
geber solle mich freistellen, und ich soll 
14 Tage zu Hause bleiben. Das gelte auch
für meinen Mann. Wir halten uns daran. 

Seitdem sitzen wir hier. 
Freunde haben uns einen Korb auf die

Terrasse gestellt, DVDs, ein Puzzle, Süßig-
keiten und Erdbeeren. Bald sind im Kühl-
schrank die Lebensmittel alle, dann muss
jemand für uns einkaufen gehen.«

Wer hilft den Ärzten?

Sibylle Katzenstein, 53, 
Hausärztin aus Berlin

Berlin-Neukölln, vorbei an Restposten -
läden, türkischen Schneidereien: eine Arzt-
praxis. Am Eingang orange-weiße Warn-
schilder, »bei akutem Infekt« solle man
 anrufen oder eine Mail schreiben. Bei Co-
rona-Verdacht nicht reinkommen, heißt es.

Die Schilder hat Sibylle Katzenstein auf-
gehängt, Allgemeinmedizinerin, ihr gehört
die Praxis. Sie schickt Corona-Testkits für
Rachenabstriche zu ihren Patienten nach
Hause. Sie beinhalten ein langes Watte-
stäbchen in einem Plastikröhrchen, drei
Säckchen zum Einpacken. 

An diesem Mittag trägt sie einen blauen
Stationskittel, zur Begrüßung reicht sie
den Ellenbogen. 

SPIEGEL: Frau Katzenstein, wie viele Pa-
tienten haben Sie schon getestet?
Katzenstein: Ich habe die Kits seit Kur-
zem, bei 20 vorliegenden Ergebnissen sind
alle negativ. 
SPIEGEL: Ein gutes Zeichen, oder?
Katzenstein: Das hat nichts zu sagen, es
wird zu mehr Infektionen kommen. Heute
hatte ich einen Anruf von einer Praxis hier
in der Stadt, da hat eine Ärztin sich selbst
getestet, positiv. Die personellen Ressour-
cen werden knapp werden, besonders
wenn keine Schutzausrüstung zur Verfü-
gung steht. 
SPIEGEL: Fühlen Sie sich als Ärztin aus-
reichend informiert?
Katzenstein: Ich bekomme alle paar Tage
Mails von der Kassenärztlichen Vereini-
gung. Am Anfang hieß es, die Tests seien
Privatleistungen, dann wurde das wieder
aufgehoben. Die Bürokratie eines Co rona -
Tests übersteigt den Aufwand des Testver-
fahrens. Wir sind jetzt schon überlastet.
SPIEGEL: Wessen Schuld ist das? 
Katzenstein: Ich geben keinem die Schuld.
Wir stehen am Anfang einer Pandemie, wer
ist da schon informiert? Mich stört, dass
wir immer noch darüber reden, ob wir die
Fußballstadien schließen oder ob wir genug
Atemmasken haben. Wir müssen Material

sparen, für die Pflege der  Betroffenen. Wir
brauchen einen klaren Plan.
SPIEGEL: Haben Sie einen?
Katzenstein: Werbespots wären gut, fürs
Fernsehen. Wenn Sie hohes Fieber haben,
schnellen Puls und schnelle Atmung, rufen
Sie jetzt diese Nummer an. Telefon- und
Videosprechstunden sind ein probates Mit-
tel, um Ärztepersonal vor Infektionen zu
schützen. Und Corona-Selbsttests. Jeder
kann sich selbst testen, das ist einfach.
SPIEGEL: Wie schützen Sie sich selbst?
Katzenstein: Die Patienten sitzen in der
Sprechstunde weit weg von mir, wir haben
weniger als 15 Minuten Kontaktzeit. 
SPIEGEL: Haben Sie Angst?
Katzenstein: Ich bin alarmiert. Ich möchte
die Entscheidungen nicht treffen, die viel-
leicht bald anstehen: Wer kriegt den Be -
atmungsplatz? Wer kriegt das Bett auf der
Intensivstation? 

Wer geht noch ins Bordell
in Zeiten von Corona?

Bordellbetreiber, 60, 
aus Nordrhein-Westfalen

»Im Moment ist die Lage bei uns noch
recht normal. Am Wochenende hatten wir
einen Junggesellenabend. In den ersten
Wochen nach dem Karneval ist das Ge-
schäft sowieso immer ruhiger. Ich glaube,
dass der Karneval mit seiner ganzen Küs-
serei viel gefährlicher ist als ein Besuch
bei uns. Küssen ist in unserer Branche ja
keine Standardleistung und wird auch sel-
ten verlangt. Außergewöhnliche Sicher-
heitsvorkehrungen können wir allerdings
nur schwer treffen. Ein Meter Abstand
voneinander ist in unserem Gewerbe nicht
möglich, da muss man schon näher ran.
Wir sind jetzt gerade dabei, Hinweisschil-
der aufzustellen, die an die persönliche
Hygiene erinnern. In jedem Zimmer gibt
es eine Nasszelle, die soll von den Kunden
auch benutzt werden, bevor es zum Kör-
perkontakt kommt. Mehr ist nicht möglich,
das sagt auch das Gesundheitsamt. Die
 Namen und Adressen unserer Kunden auf-
zunehmen, wie das in Flug häfen geschieht,
verbietet sich bei uns von selbst. Da könn-
ten wir den Laden gleich zumachen.

Hilft es, wenn man glaubt?

Die Kirchentür lässt sich öffnen, still liegt
die spätgotische Kirche da, 41 mal 16 Me-
ter, man kann sich verteilen und mit
 Abstand zueinander beten, wenn man
will. Die Gemeinde St. Nikolaus in Gan-
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Medizinerin Katzenstein 
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Barkeeper Marr 
gelt hält das Pfarrbüro geschlossen, aber
Daniel Wenzel, 46, der katholische
 Pfarrer, erzählt am Telefon darüber, wie
Seelsorge derzeit möglich ist. Am Ascher-
mittwoch, sagt er, einen Tag nachdem 
der erste Corona-Fall in Gangelt bekannt
geworden war, sei der Gottesdienst 
gut besucht gewesen. Danach wurde es
weniger. 

Hilft der Glaube, hilft das Beten gegen
Corona? 

»Spannende Frage«, sagt er. Und: »Ich
denke, er hilft den Menschen beim Einsor-
tieren. Hilft dabei, nicht kirre zu werden.«
Es gibt einen Spruch, den Wenzel mag:
Man müsse handeln, als ob das Beten nicht
hülfe. Und beten, als ob das Handeln be-
langlos wäre. 

Muss man sich schützen? »Natürlich.
Nur weil wir an ihn glauben, setzt der
Herrgott die Infektionskette nicht außer
Kraft.« 

Auf der Homepage der Weggemein-
schaft Gangelt, zu der St. Nikolaus ge -
 hört, hat Wenzel erklärt, wie er sich das
kirchliche Leben in Zeiten von Corona vor-
stellt. Die Weihwasserbecken bleiben leer.
Der Friedensgruß wird nur mündlich ge-
sprochen. Die Kommunion wird nicht
 gespendet, »die damit verbundene Anste-
ckungsgefahr erscheint uns hierbei zu
groß. 

Es wird gebeten, mehr Abstand als üb-
lich zu halten, und dann kommt noch die
Bitte: »Versuchen Sie, die Türen mit dem
Ellenbogen zu öffnen.« 

Macht Corona kriminell?

Julia Hefty, 45, Geschäftsführerin der
Hochtaunus-Kliniken in Bad Homburg

»Bei uns werden, wie in anderen Kliniken
auch, Desinfektionsmittel gestohlen, aus
öffentlich zugänglichen Räumen. Pro -
blematischer ist für uns aber, dass wir
Schwierigkeiten haben, andere Ver-
brauchsmaterialien bei unseren üblichen
Lieferanten zu bestellen. Große Nach -
bestellungen sind nicht mehr möglich.
Normalerweise werden wir dreimal in der
Woche beliefert, das ist jetzt nicht mehr
der Fall. 
    Es gibt Gerüchte, dass manche Herstel-
ler das Los entscheiden lassen, wenn es
um die Frage geht, wer was bekommt. 
Seit Kurzem erhalten wir aber Angebote
von Firmen, von denen wir noch nie et-
was gehört haben. Diese Unternehmen
bieten uns Verbrauchsmaterial zu ab -
surd überhöhten Preisen an. Wir spre -
 chen vom 10-Fachen, auch vom 50-
 Fachen des normalen Preises. Das sind
Krisengewinner, das kann man nicht an-
ders sagen.« 
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etwa 250 Schützen gekommen. Das kön-
nen wir zurzeit nicht verantworten. Die
Stadt sagt gerade alle Veranstaltungen ab,
weit unter tausend Leuten, auch die Schul-
aufführung der Musical-AG. Natürlich pla-
nen wir jetzt schon für das Schützenfest
im Juli. Das ist das wichtigste Ereignis des
Jahres. Das Schützenfest findet immer
statt, außer zu Kriegszeiten. Ich habe noch
nie erlebt, dass es ausfällt. Das wollen wir
gerade alle nicht hoffen. Wir müssen da
an vieles denken, an die Königsproklama-
tion, die Festredner, die Ehrengäste. Un-
sere Stadtkapelle muss üben, die ist her-
vorragend. Das ist ein großer Aufwand.
Aber bei der Feier anschließend, beim
 Königsball mit Tanz und Band, da bleibt
es sicherlich nicht aus, dass man sich auch
mal berührt. Noch gehen wir davon aus,
dass sich die Lage beruhigt. Heute Abend
beraten wir erst mal darüber, ob wir den
Schießbetrieb im Verein nun vorüber -
gehend einstellen, obwohl jeder seinen
 eigenen Waffenschrank hat. Wir haben
zwei Fälle von Corona im Landkreis, die
sind 25 Kilometer entfernt. Aber das ist ja
keine Entfernung mehr für ein Virus.«

Fürchten sich 
die Alten?

Vorn am Eingang steht der Desinfektions-
spender, wie immer. Neu ist die rote Kor-
del daneben. Sie soll den Eingang kleiner
machen und jeden, ob Besucher oder Be-
wohner des Seniorenzentrums, direkt auf-
fordern, die Hände zu reinigen. Auch neu
seit dieser Woche sind die Schilder an den
Fahrstühlen in allen vier Etagen des Hau-
ses: »Wir verzichten aufs Händeschütteln,
wir schenken Ihnen ein Lächeln.«

Unten im Foyer empfängt Wolfgang
Janzen, seit 29 Jahren Leiter von St. Mar-
kus der Martha Stiftung im Hamburger
Stadtteil Hoheluft-West. »Wir haben hier
schon so manches durch, öfter hatten wir
das Noro virus«, sagt Janzen. Es beginne
meist unten im Haus, wandere in die obe-
ren Etagen und wieder zurück. Da wür-
den die betroffenen Bewohner für eine
Weile isoliert. 

Am Ende vom Flur »Sonnenblumen-
weg« sitzt Alex Kienscherf zusammen mit
seiner Frau Ursula im Wintergarten. Er
trägt Wollweste, rotes Poloshirt, ist 80 Jah-
re alt und besucht seine Frau zweimal am
Tag für drei Stunden. Seine Frau hat mal
bei Karstadt gearbeitet als Verkäuferin,
aber später hat sie Parkinson bekommen
und Demenz. Die Diagnose kam erst vor
vier Jahren, und dann ging alles schnell.
Sie höre nichts mehr, vermutet Kienscherf,
sie spricht nicht mehr, läuft nicht, sitzt 
nur noch da, und er sitzt bei ihr und war -

Sollten wir noch 
ausgehen?

Aus den Boxen dröhnt Feine Sahne Fisch-
filet, auf dem Aufkleber an der Eingangs-
tür steht »Fick die AfD«. Das Hey Luigi
im Münchner Glockenbachviertel ist eine
Neighbourhood-Bar, in der Punks, Schrift-
steller und Ärzte miteinander trinken. Wer
nicht reserviert, bekommt normalerweise
keinen Tisch, aber was ist gerade normal?
Am Dienstagabend bleibt ein Drittel der
Tische leer. 

Corona gab es bislang aus der Flasche,
jetzt ist es auch hier in aller Munde. Noch
macht man sich am Tresen vor allem da-
rüber lustig.

Yannick Marr ist 35 Jahre alt und der
Barchef im Hey Luigi. Er sagt, wer wie er
seit Jahren in der Gastronomie arbeite, der
wisse, dass man sich vor Tröpfcheninfek-
tionen schützt, indem man hustende und
niesende Gäste auf Abstand hält. Der Des-
infektionsspender in der Küche sei auch
nicht erst seit Corona da, das verlange das
Münchner Kreisverwaltungsreferat schon
lange. Zwei, drei Monate könne man den
Gästerückgang durchhalten, dann werde
es wirtschaftlich schwierig. Für die Stamm-
gäste gibt es einen Kurzen. Er heißt »Apo-
theke«, 2 cl Fernet-Branca, 1 cl Menta. 

Fällt das Schützenfest aus?

Uwe Moormann, 54, Präsident des
 Schützenvereins Lohne e.V. von 1608, 
aus Niedersachsen 

»Wir hatten heute eine Entscheidung 
zu fällen: Die Generalversammlung des
Schützenvereins wird abgesagt. Es wären



tet. Sie kennen sich seit ihrer Kindheit,
sind seit 55 Jahren verheiratet. Er hat seine
Frau erst selbst gepflegt und dann, vor
zwei Jahren, ins Heim gebracht.

Er selbst habe den Krebs schon ein paar-
mal hinter sich, der halbe Magen sei weg.
Da habe er jetzt keine Angst vor Corona.

Die meisten der älteren Leute hier im
Haus haben schon ganz andere Sachen er-
lebt, auch sie haben keine Angst vor einem
Virus. Und wenn es sie dann doch trifft?

»Dann ist es so«, sagt Kienscherf, 
sanft, lächelnd, nicht verbittert, eher
 dankbar dafür, dass sie es bis hierher ge-
schafft  haben.

Wie verwaltet man

Stillstand? 

Vor einigen Wochen plagte Jasmin Zum-
winkel, 25, ein Husten, zudem war sie hei-
ser. Verdacht auf Keuchhusten, sagte der
Arzt. Eine Woche lang blieb sie zu Hause.
Sie ahnte zu diesem Zeitpunkt nicht, dass
ihre Erkrankung für die Gemeinde Neu-
stadt (Dosse) in Brandenburg zu einem
Glücksfall werden würde. 

Während Zumwinkel ihren Husten aus-
kurierte, nahm eine ihrer Kolleginnen an
einer Sitzung in der Prinz-Homburg-Schu-
le in Neustadt teil. Auch eine Sportpsycho-
login aus Berlin war dabei. Eine Frau, die
an Covid-19 erkrankt war. Doch das stellte
sich erst Tage später heraus.

Der Landkreis griff schnell durch. Am
vergangenen Sonntag erreichte den Amts-
direktor Dieter Fuchs eine mündliche
 Anordnung des Gesundheitsamts. Die
drei Schulen des Ortes sollten geschlossen
werden, ebenso die zwei Internate und
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der Hort, gemäß Paragraf 28 des Infek -
tionsschutzgesetzes. Fast 800 Schüler
 sollen bis zum 17. März zu Hause bleiben,
bis zum Ende der Inkubationszeit. Und
mit ihnen all die anderen Menschen, die
im Haushalt leben. Eltern, Geschwister,
Groß eltern.

Fuchs beschloss, auch die Verwaltung
vorübergehend zu schließen. Er fürchtete,
seine Mitarbeiterin könnte sich bei dem
Treffen angesteckt haben. Und das Virus
inzwischen unter den Kollegen weiterver-
breitet haben. Im Amt in Neustadt arbei-
ten 35 Mitarbeiter. 

Eine Verwaltung wird für Menschen
wichtig, wenn Wesentliches in ihrem Le-
ben passiert. Geburt, Hochzeit, Tod. Haus-
kauf oder die Anmeldung eines neuen
Wohnsitzes. Alles Anträge, die persönlich
gestellt, Bescheinigungen, die persönlich
abgeholt werden müssen. Dutzendfacher
Kontakt, jeden Tag. All das ruhte in die-
sen Tagen in Neustadt. Nur eine durfte
kommen: Jasmin Zumwinkel. 

Als sie am vergangenen Montag zum
Dienst kam, wurde sie von den Kollegen
isoliert. Während Amtsdirektor Fuchs die
Belegschaft über seinen Entschluss infor-
mierte, das Amt zu schließen, saß Zumwin-
kel allein in einem Konferenzraum. 

Später hängte sie Zettel an die Türen,
dass das Amt geschlossen sei. Dann
druckte sie sich die Pressemitteilung 
des Landkreises aus und markierte sich
die wichtigen Passagen. Um auf Fragen
vorbereitet zu sein. Seitdem sitzt sie 
an ihrem Schreibtisch, Büro 5, der Blick
auf den Edeka-Parkplatz. Alle 35 Te le -
fone der Verwaltung wurden auf ihren
Apparat umgeleitet, ebenso die An -
schlüsse der Schulen, des Horts, der
 Bibliothek. Alle paar Minuten klingelt
das Telefon.

»Amt Neustadt, Zumwinkel«, spricht
Zumwinkel kräftig in den Hörer. 

Dann antwortet sie: »Nein, eine Sperr-
zone haben wir hier nicht. Nur eine vor-
sorgliche häusliche Quarantäne.« Wieder
Stille. »Nein, nicht für alle. Wer nicht da-
von betroffen ist, kann einkaufen. Genau.
Nein, nicht so dramatisch, wie man es
manchmal aus dem Fernsehen kennt«,
sagt sie. Und dann: »Noch nicht.«

Zumwinkel sagt, die Menschen hätten
meist praktische Fragen. Ob sie zu Hause
bleiben sollten, wenn sie Kontakt mit
Schulkindern hatten. Ob am Wochenende
Geburtstag in den Gaststätten gefeiert wer-
den dürfe. Ob der Ort von der Polizei ab -
geriegelt sei.

Drei Tage lang beantwortete Zumwin-
kel die Fragen der Menschen allein, bis die
Tests ergaben, dass sich keiner ihrer Kol-
legen angesteckt hatte. 

Jasmin Zumwinkel arbeitet seit vier Jah-
ren in der Verwaltung. Ihr Fachbereich ist
unter anderem die öffentliche Sicherheit.
In ihrem Schrank hängt eine Jacke mit der
Aufschrift »Ordnungsamt«. Sie sei die -
jenige, die im Ort Knöllchen verteile. Nor-
malerweise.

Ist das Rassismus?

Der Bahnhofsvorplatz in Düsseldorf war
an diesem Februartag voller Menschen.
Aus dem Nichts schrie sie ein Mann an:
»Verpiss dich! Geh in dein eigenes Land!« 

Als die Frau fünf Wochen später davon
erzählt, bittet sie, ihren Namen nicht zu
veröffentlichen. Die 41-Jährige ist die Toch-
ter von Chinesen, aufgewachsen in den Nie-
derlanden, seit elf Jahren in Deutschland.
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Ehepaar Kienscherf

Asia-Supermarkt-Betreiberin 



Sie sitzt an einem Tisch in der kleinen
 Bäckerei, die zu ihrem Asia-Supermarkt
gehört. Ein paar Meter weiter füllen ihre
Kolleginnen die Regale mit Misopaste, ge-
trockneten Pilzen und Algenchips. Die Ge-
gend rund um die Immermannstraße ist als
japanisches Viertel bekannt. 

Corona sei damals gerade in Deutsch-
land angekommen, sagt sie. Ein paar Tage
später, vor einem Café: Als sie an drei rau-
chenden Männern vorbeiging, begann
 einer, kräftig zu husten. Ein anderes Mal,
in der U-Bahn, stiegen ein paar Jugend -
liche aus. Als einer neben ihr stand, schütz-
te er mit seinem Pullover die Nase und den
Mund. Seitdem hat sie Fragen, auf die sie
keine Antworten weiß: Bin ich gemeint?
Reagiere ich über? Ist das Rassismus?

Sie sagt: »Vor dem Coronavirus habe
ich keine Angst. Ich habe Angst vor den
Menschen.«

Zerstört Corona meine

Existenz?

Katharina Bäuml, 44, spielt Oboe und
Schalmei im Ensemble Capella de la Torre

»Ich wäre heute von einem Konzert in Er-
langen wieder gekommen. Es wurde ab-
gesagt. Inzwischen hat mich die zehnte
Absage wegen Corona erreicht. Ich bin ein
optimistischer Mensch, aber jetzt zucke
ich zusammen, wenn das Telefon klingelt.
Meistens versprechen die Veranstalter,
dass wir das Konzert nächstes Jahr nach-
holen. Aber auch 2020 müssen wir etwas
essen. Niemand hat in den Verträgen ge-
regelt, was bei einer Pandemie passiert.
Aber selbst wenn ich einen Veranstalter
zur Verantwortung ziehen könnte, würde
ich das ungern tun. Wenn wir unser Netz-
werk zerstören, haben wir überall ver -
loren. Ich habe diesen Monat keine Ein-
nahmen, meine Ausgaben laufen dennoch
weiter. Was das Coronavirus für die freien
Musiker bedeutet, merken nächstes Jahr
die Steuerberater, wenn wir alle weg sind.« 

Helfen Abstriche gegen 

die Angst?

Auf dem Gelände der Bayern-Kaserne im
Münchner Norden sind zwei graue Zelte
aufgebaut, mit ausreichender Durchfahrts-
höhe. Im ersten geben die Autofahrer ihre
Personalien an und unterschreiben eine
Einwilligung, im zweiten bekommen sie
von einem Sanitäter in Schutzkleidung ein
Abstrichstäbchen in den Mund gesteckt.
Jeweils durchs kurz geöffnete Autofenster,
die Prozedur dauert fünf Minuten. 

»Ich habe mir das in Südkorea abge-
schaut«, sagt Patrick Schönfelder, 35, Not-
fallsanitäter und Leiter des operativen Ein-
satzbetriebs der Aicher Ambulanz neben
seinen Zelten. 

Ein Kollege habe ihm einen Link mit In-
formationen über das asiatische Vorbild
geschickt. Um 23 Uhr sei ihm dann auf der
Couch der Gedanke gekommen: »Das ma-
chen wir auch, wir können es ratzfatz um-
setzen.« Schönfelder fand heraus, dass in
Hessen und Baden-Württemberg Kollegen
bereits ähnliche Drive-in-Stationen einge-

richtet hatten. In München testet Schön-
felders Arbeitgeber, ein großes Münchner
Rettungsunternehmen, Verdachtsfälle nach
Auftrag des Gesundheitsamts vorwiegend
zu Hause. Doch der Auftritt in Schutz -
montur verunsichert manche Menschen,
vor allem Kinder. Wer im eigenen Auto
sitzen bleiben kann, fühlt sich sicherer.
»Der Klient muss seine Komfortzone nicht
verlassen«, sagt Schönfelder.

Das Modell habe weitere Vorteile. Es
brauche weniger Schutzkleidung, die
 Gefahr der Kontamination sei geringer als
in einem Gebäude. Die Zelte seien schnell
organisiert und wetterbeständig. Was bis-
lang nicht geht: Auswertung der Proben
vor Ort. Die Röhrchen kommen in die La-
bore, die die Ergebnisse dann an die Be-
hörden melden. Für einen Drive-in-Test
braucht es eine persönliche Terminzuwei-
sung des Gesundheitsamts. Auf Verdacht
und eigene Initiative vorzufahren ist nicht
möglich. Schönfelder glaubt, dass das Mo-
dell Drive-in bald deutschlandweit verbrei-
tet sein könnte. »Das funktioniert zum Bei-
spiel auch auf dem abgesperrten Parkplatz
eines großen Supermarkts oder auf einem
Sportgelände.«
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Wird jetzt geplündert? 

Clayton Husker, 55, Prepper aus 
Schleswig-Holstein

»Seit 15 Jahren bereite ich mich auf so
 einen Fall vor. Ich nenne es ›Die Lage‹.
Stromausfall, Sturm, Krankheitswellen,
Atomunfall. Ich habe alles durchgespielt.
Wer jetzt Hamsterkäufe macht, dem kann
ich nur sagen: guter Gedanke, aber biss-
chen spät dran. Mein Keller ist voll. Ich la-
gere 250 Liter Trinkwasser, vier Tonnen
Brauchwasser, zwei Tonnen Steinkohle, 
30 Raummeter Holz, ein paar Tausend
 Liter Heizöl, dazu Lebensmittel mit etwa
fünf Millionen Kalorien, Trockengemüse,
Wurst konserven. Ich empfehle Erdnuss-
butter, die hält ewig. Und Salz, das verges-
sen die meisten. Ich habe zehn Kilo. Und
zehn Großpackungen Toilettenpapier. Es
gibt ein paar Sachen, die dürfen nicht aus-
gehen. Klopapier und Kaffee gehören
dazu, finde ich. Das Einlagern ist ein biss-
chen wie Briefmarkensammeln, man will
immer mehr haben. Ich kann für meine
Familie sorgen. Und das ist ein verdammt
gutes Gefühl. 

Sobald es ernst wird, kommen auf mei-
nen Hof 20 Mann. Wir packen den Kessel
aufs Feuer, dann gibt es Suppe für alle.
Sechs Monate können wir mit meinen
 Vorräten überleben. Und wenn jemand
kommt, der Hunger hat, dem gebe ich was,
wenn er nett fragt. Wenn wir fliehen müs-
sen, hab ich ein altes Feuerwehrauto, das
kann ich zur Not auch mit Pflanzenöl be-
treiben. Ich glaube nicht an Plünderungen.
Der Mob wird nicht kommen. 

Ich glaube an das Gute. Im Internet wird
eine Menge Mist geschrieben, die Leute,
die an die Apokalypse glauben, die wer-
den wahrscheinlich eher an einer Zahn-
wurzelentzündung sterben. Meine Zähne
kann ich mir selbst ziehen, das hab ich
auch schon ausprobiert. 

Ich bin Sanitäter, ich bin beim Katastro-
phenschutz, ich habe einfach ein paar Sa-
chen schon erlebt. Die Schneekatastrophe
1978/79, da sind wir nicht mehr aus dem
Haus gekommen. Die Grippewelle vor
zwei Jahren, da lag ich im Krankenhaus.
Da haben sie Schwestern aus der Rente
zurückgeholt, und die Menschen sind noch
im Rettungswagen gestorben. So wird es
wieder kommen. Aber in ein paar Jahren
werden vielleicht manche sagen: Gut, dass
wir Corona hatten. Jetzt sind unsere Keller
auch voll. Wir haben vorgesorgt.«

Uwe Buse, Jan Friedmann, Barbara 
Hardinghaus, Armin Himmelrath, Felix
Hutt, Timofey Neshitov, Christopher 
Piltz, Carolin Pirich, Max Polonyi, Yannick
Ramsel, Jonathan Stock, Barbara Supp
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D
ie deutschen Soldaten, die sich im
Juli 1918 mit der Seuche infizierten,
schleppten sich durch den Schlamm

der Schützengräben. Sie husteten, röchel-
ten, fieberten. Nur wenige erhielten me-
dizinische Hilfe, die Krankenlager an der
Westfront waren überfüllt. »Es hieß, es
gebe keine Leichtkranken und Leicht -
verwundeten mehr, nur noch Schwerver-
wundete und Tote«, schrieb ein Soldat in
sein Tagebuch.

Zu diesem Zeitpunkt hatte die verhee-
rende Grippe die Welt schon umrundet.
Wenige Monate zuvor war das neuartige
Virus erstmals in den Vereinigten Staaten
aufgefallen. Anfang 1918 hatte ein Arzt 
in Kansas einen aggressiven Erreger bei
seinen Patienten diagnostiziert. Sie litten
an auffällig hohem Fieber, Kopfschmerzen
und quälendem Husten. In Fort Riley,

 einem Stützpunkt der US-Armee, erkrank-
ten im März 1918 in wenigen Tagen mehr
als 500 Männer.

Die US-Armee entsandte nach der Mo-
bilmachung jede Woche Zehntausende
Soldaten nach Europa, damit landete das
Virus an der Westküste Frankreichs. Ra-
send schnell eroberte die Seuche die Front-
abschnitte. Infizierte Heimaturlauber, Ver-
letzte und Kriegsgefangene trugen die
Krankheit dann in alle Ecken des Konti-

nents. Später gelangte sie nach Nordafrika,
Indien, China und Australien. Am Ende
raffte sie etwa 50 Millionen Menschen
 dahin und verursachte damit mehr Todes -
opfer als der Erste Weltkrieg.

Geschichte wiederholt sich nicht, die
Umstände heute sind andere als vor hun-
dert Jahren. Dennoch kann ein Blick auf
die Spanische Grippe lehrreich sein: wie
sie sich verbreitet hat – und wie sich das
hätte verhindern lassen.

Die Pandemie wurde Spanische Grippe
genannt, weil die Iberische Halbinsel als
Ursprungsort der Seuche galt. In Wahrheit
waren es einfach nur die Zeitungen des
neutralen Spanien gewesen, die erstmals
umfassend über die Krankheit informiert
hatten. Eine relativ liberale Zensur machte
dies möglich. 

Im Deutschen Kaiserreich unterdrück-
ten die Behörden die Berichterstattung,
weil sie um die Kriegsmoral fürchteten.
Die Stimmung in der Bevölkerung war
 ohnehin angespannt. Es mangelte an Brot
und Kartoffeln. Viele Menschen waren
ausgemergelt – und damit anfällig für
 Keime. Innerhalb weniger Monate er-
krankten Hunderttausende am neuartigen
Virus. 

»Die Seuche raste«
Historie Untätige Behörden, überfüllte Krankenhäuser: Die Spanische

Grippe tötete vor hundert Jahren viele Millionen Menschen.
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Soldaten in Armeelazarett im US-Bundesstaat Kansas 1918: Die Patienten litten an hohem Fieber, Kopfschmerzen, Husten

Frage 

Was hat uns die 
Spanische Grippe
gelehrt?



Die Betroffenen bekamen bis zu 41 Grad
Fieber, Schüttelfrost und Gelenkschmer-
zen. Viele konnten sich kaum noch auf
den Beinen halten, fielen in einen koma-
tösen Schlaf. Auf die Masseninfektion folg-
te Chaos. Überall in Deutschland standen
Fabrikbänder still. Es gab nicht mehr ge-
nug Feldarbeiter, um die Ernte einzubrin-
gen. Zwischen den Großstädten des Reichs
fuhren zeitweise keine Züge mehr. Allein
in Hessen meldeten sich 45 000 Eisenbah-
ner krank. 

Die Epidemie forderte immer mehr To-
desopfer, im Deutschen Reich wurden
 insgesamt 426 000 gezählt. Vermutlich
waren es mehr, die Dunkelziffer dürfte
hoch sein. 

Auf einem Treffen des Ärztlichen Ver-
eins in München berichtete ein leitender
Mediziner im Juli 1918, die Sterblichkeit
unter den Grippekranken im Krankenhaus
Schwabing sei »erschreckend groß«. Inner-
halb von zehn Tagen hätten 24 von 77 Pa-
tienten den Tod gefunden. Erstaunlicher-
weise treffe »das traurige Schicksal zu-
meist jüngere kräftige Individuen«. 

Tatsächlich starben auffällig viele 20- bis
40-Jährige an der »Lungenpest«, wie die
Krankheit im Volksmund genannt wurde.
In Breslau waren 70 Prozent der Toten
jünger als 30 Jahre. Ein amerikanisch-ja-
panisches Forscherteam kam 2007 zu dem
Ergebnis, das Killervirus sei so aufgebaut
gewesen, dass gerade ein starkes Immun-
system bei dem Versuch, die Viren zu neu-
tralisieren, besonders überreagierte – und
sich die Abwehrkräfte des Körpers schließ-
lich gegen die eigenen Zellen richteten. 

1918 gingen die Ärzte davon aus, die
Jüngeren seien gegen die bösartige Grippe
nicht immun, weil sie die vorangegangene
Pandemie von 1889/90 nicht miterlebt hat-
ten. Die deutsche Ärzteschaft war ratlos,
wie sie die Spanische Grippe bekämpfen
sollte, ohne deren Ursache zu kennen. 

Führende Mediziner nahmen an, die
Krankheit werde von dem Bakterium
 Haemophilus influenzae ausgelöst, das
1892 entdeckt worden war. Sie blieben bei
ihrer These, auch als längst klar war, dass
dieses Bakterium bei den Kranken nur sel-
ten diagnostiziert wurde. Der wahre Erre-
ger, das Grippevirus, wurde 1933 entdeckt. 

2005 konnte ein Forscherteam das Virus
der Spanischen Grippe mit dem Subtyp
A/H1N1 rekonstruieren. Wissenschaftler
vermuten, dass das Virus im Mittleren
 Westen der USA von Schweinen auf den
Menschen übergegangen war. Eine andere
Variante des Subtyps löste 2009 die
Schweinegrippe aus.

Was also lässt sich aus dieser Katastro-
phe heute lernen? Noch im Oktober 1918,
als schon Tausende Menschen in Deutsch-
land gestorben waren, handelte der kai-
serliche Reichsgesundheitsrat in Berlin
ignorant, behäbig, grob fahrlässig. Das

Die Krankenwagen der städtischen Sani-
tätskompanie sausten hin und her zwi-
schen der Stadt und dem Lazarett.« 

Die deutschen Zeitungen berichteten
nun erstmals ausführlicher über die Spa-
nische Grippe. Sie kritisierten die Behör-
den und spekulierten über mögliche Zu-
sammenhänge zwischen Versorgungseng-
pässen und dem Ausmaß der Epidemie.

An den Fronten füllten nun immer mehr
grippekranke Soldaten die Lazarette. Laut
einem Militärarzt starb mancherorts jeder
fünfte von ihnen. Ein Sanitäter des Roten
Kreuzes berichtete in einem Feldpostbrief
aus einen Kriegslazarett in Frankreich, die
Fieberkranken hätten starken Durchfall
und sprängen im Wahn nachts dauernd
aus dem Bett. Die deutsche Armee zählte
1918 bis zu 24 000 Grippeopfer. 

Nach Kriegsende im November 1918
wütete die Pandemie noch zwei weitere
Jahre. Am Ende stand eine doppelte Nie-
derlage: Der Krieg war verloren, der
Kampf gegen die Seuche ebenfalls. »Die
Spanische Grippe hat uns gelehrt, dass für
eine Eindämmung der Epidemie möglichst
große Transparenz nötig ist«, sagt Roelcke.
»Geheimhaltung ist ein Problem.«

Felix Bohr
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Fallzahlen im Vergleich

50 Mio.
Tote*

Schätzung:

500 Mio.

Spanische Grippe
1918 bis 1920

zum Vergleich

Covid-19
8. Dez. 2019 bis heute**

127863 Infizierte4718 Tote

*Schätzungen reichen von etwa 20 Mio. bis 100 Mio. Toten.

**Stand: 12. März, weltweit bestätigte Fälle.

Quellen: Johns Hopkins University;

Bull. Hist. Med.; Am. J. Epidemiology

Infizierte

Gremium votierte gegen Quarantänemaß-
nahmen, Schulschließungen und ein all -
gemeines Verbot von Versammlungen. Es
fürchtete wirtschaftliche Nachteile und
wollte die Bevölkerung nicht beunruhigen.

Die Verantwortlichen rieten den Bür-
gern lediglich, mit einer Salzlösung zu gur-
geln, Menschenmengen zu meiden und
beim Verdacht einer Infektion zum Arzt
zu gehen. Dabei wussten die Mitglieder
des Reichsgesundheitsrats um die Zustän-
de in den Krankenhäusern in Deutschland,
die dem Ansturm der Kranken nicht ge-
wachsen waren. Die Isolation einzelner
Patienten war nur selten möglich. In Berlin
und anderen Städten wurden Patienten ab-
gewiesen. 

Die Grippe erfasste auch das Pflegeper-
sonal der Krankenhäuser. In einer Klinik
in Nürnberg starben innerhalb weniger
Wochen von 94 Pflegebediensteten fünf
Krankenschwestern und eine Pflegeschü-
lerin, dazu fünf weitere Angestellte. Bei
zahlreichen Betroffenen war Lungenver-
sagen die Todesursache. 

»Anders als heute gab es damals keine
Intensivmedizin, also beispielsweise auch
keine Beatmungsgeräte«, sagt der Medi-
zinhistoriker und Arzt Volker Roelcke von
der Universität Gießen. Schon allein we-
gen der verbesserten medizinischen Infra-
struktur sei es schwierig, die Pandemie
1918 mit der jetzigen Coronakrise zu ver-
gleichen. »Die Mortalitätsrate lag damals
weit im zweistelligen Prozentbereich, bei
Corona, soweit wir das heute wissen, liegt
sie bei circa drei Prozent.« 

Die Sterberate der Spanischen Grippe
sei auch deshalb so hoch gewesen, weil 
der Krankheitserreger H1N1 den Körper
viel stärker angegriffen habe, als dies beim
Coronavirus der Fall sei, so Roelcke. Au-
ßerdem litten Anfang des 20. Jahrhunderts
viele Deutsche unter weiteren Krankhei-
ten wie Tuberkulose. Antibiotika, die ge-
gen bakterielle Lungenentzündungen ge-
holfen hätten, gab es noch nicht. 

Roelcke sieht aber auch Parallelen zwi-
schen der Spanischen Grippe und dem Co-
ronavirus. In beiden Fällen handle es sich
um eine stark ansteckende Krankheit.
»Die Ausbreitung verläuft außerdem ähn-
lich schnell und global.« Und es fehle, da-
mals wie heute, an einem wirksamen Ge-
genmittel: »Im Moment ist unsere Gewiss-
heit, dass es ein Virus ist. Wir haben aber
noch keine kausale Therapie dagegen.« Es
gebe weder Medikamente noch einen
Impfstoff.

Im Herbst 1918 erreichte die Grippepan-
demie in Deutschland ihren Höhepunkt.
In den Krankenhäusern von Frankfurt am
Main starben pro Tag 20 Grippepatienten.
In Berlin fielen der Spanischen Grippe ins-
gesamt mindestens 40000 Menschen zum
Opfer. Der Schriftsteller Alfred Döblin no-
tierte: »Die Seuche raste durch die Stadt.
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Coronakrise

SPIEGEL: Herr Minister, ein Mann in Ih-
rem Alter zählt zur Risikogruppe für eine
Corona-Infektion. Wie schützen Sie sich?
Altmaier: Ich halte mich an die Empfeh-
lungen des Robert Koch-Instituts. Wobei
es mir zunächst etwas schwergefallen ist,
auf den üblichen Händedruck zur Begrü-
ßung zu verzichten. Jetzt halte ich es wie
die Kanzlerin, die gesagt hat: »Ein freund-
liches Lächeln ist auch nicht schlecht.«
SPIEGEL: Wie stark schränken Sie sich ein,
auf was verzichten Sie?
Altmaier: Ziel ist es ja, die Verbreitung
des Virus zu verlangsamen. Deshalb ha-
ben wir Termine und Reisen, wie meine
Reise nach Schweden Anfang nächster Wo-
che, verschoben oder abgesagt. Wir haben
außerdem überprüft, ob meine Auftritte
bei Veranstaltungen im Einklang mit un-
seren Grundsätzen stehen. Gestern war
ich in München auf einem Treffen von
Wirtschaftsforschern. Am Abend war ich
eigentlich zum Nockherberg zum Starkbier -
anstich eingeladen. Darauf hatte ich mich
sehr gefreut. Aber diese Veranstaltung ist
natürlich zu Recht abgesagt worden. 
SPIEGEL: Haben Sie sich testen lassen?
Altmaier: Das war bislang nicht nötig. Ich
war nicht in Risikogebieten, mir geht es
ausgesprochen gut, und ich hatte, meines
Wissens, keinen Kontakt mit einem Infi-
zierten. Und natürlich gelten für Mit -
glieder der Bundesregierung die gleichen
Vorgaben und Vorkehrungen wie für alle
anderen Bürgerinnen und Bürger auch.
Angesichts der Zunahme der Zahl der In-
fizierten ist nie auszuschließen, dass man
Menschen begegnet, die das Virus in sich
tragen, aber noch keine Symptome zeigen.
SPIEGEL: Politik findet gerade ohne Öf-
fentlichkeit statt. Geht das auf Dauer gut?

Altmaier: Die derzeitigen Vorsichtsmaß-
nahmen werden ja nicht auf unbegrenzte
Zeit erforderlich sein. Aber derzeit kann
es richtig sein, große Partys oder Familien -
feiern zu verschieben. Jeder trägt hier
 Verantwortung nicht nur für sich, sondern
auch für die Gesellschaft, vor allem für
 ältere Menschen. Zum Glück gibt es heute
digitale Möglichkeiten wie Skype, Insta -
gram oder WhatsApp, um sich auszutau-
schen. Denn das alles darf und wird nicht
dazu führen, dass Bürger vereinsamen und
sich alleingelassen fühlen.
SPIEGEL: Geht Regieren im Homeoffice?
Altmaier: Derzeit haben wir noch kein
 infiziertes Regierungsmitglied. Aber wenn
es einen solchen Fall gäbe, dann würden
auch alle, die mit dieser Person Kontakt
hatten, in Quarantäne gehen. Auch hier
werden digitale Lösungen helfen. Die Bun-
desregierung bleibt jederzeit handlungs -
fähig, davon bin ich überzeugt.
SPIEGEL: Dank unserer föderalen Struktur
erleben wir Entscheidungen und Einschät-
zungen je nach Land, je nach Kommune.
Brauchen wir für Krisenzeiten nicht zen-
trale und klare Beschlüsse?
Altmaier: Wir müssen die Bund-Länder-
Strukturen intensivieren. Nicht nur die
Minister müssen eng miteinander zusam-

menarbeiten, sondern auch Beamte und
Amtschefs. Die Länder müssen ihre Kom-
munen intensiv einbeziehen, da sie oft der
erste Ansprechpartner für die Menschen
sind. Wir brauchen aber vor allem viel
mehr Austausch auf europäischer Ebene.
Wir erleben, dass die Maßnahmen noch
nicht ausreichend koordiniert werden.
Hier bin ich im Gespräch mit EU-Kom-
missaren und Ministerkollegen in Nach-
barländern.
SPIEGEL: Braucht es nicht auch ein Macht-
wort von oben? Berlin hat lange gezögert,
ein Fußballspiel ohne Zuschauer stattfin-
den zu lassen.
Altmaier: In Berlin hat sich doch gezeigt,
dass ein höflicher Umgang miteinander
und eine klare Ansprache sich nicht aus-
schließen. Das Spiel findet jetzt ohne Zu-
schauer statt. Ich halte mehr von vernünf-
tigem Miteinanderreden als von sogenann-
ten Machtworten.
SPIEGEL: Wie schnell wird sich das Virus
verbreiten?
Altmaier: 5000 neue Infizierte in Europa
allein von Mittwoch auf Donnerstag, Ita-
lien schließt alle Geschäfte, die Dänen und
die USA schließen ihre Grenzen. Ich bin
ein Mensch, der nicht zu Alarmismus neigt,
aber nach meiner Einschätzung sind wir
jetzt an dem Punkt, wo wir eine rasante
Ausbreitung des Virus erleben werden.
SPIEGEL: In welcher Phase der Pandemie
befinden wir uns?
Altmaier: Noch vor wenigen Wochen woll-
ten wir versuchen, als Land nicht ange-
steckt zu werden. Danach war und ist die
Strategie, wir verlangsamen die Zahl der
Ansteckungen. Ich befürchte nun, dass in
den nächsten Tagen zunehmend die Frage
in den Mittelpunkt rückt, wie wir medizi-

»Wir werden verhindern, dass
wirtschaftlich gesunde
Unternehmen nur wegen Corona
in die Insolvenz geraten«
SPIEGEL-Gespräch Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier, 61 (CDU), schließt 
vorübergehende Verstaatlichungen von Firmen nicht aus, um zu verhindern, 
dass Deutschland in eine Rezession rutscht. An der Schuldenbremse will er indes festhalten. 

Frage

Wen kann der Staat

vor der Pleite 

retten und wen nicht,

Herr Altmaier?



nische Versorgung wie zum Beispiel Inten-
sivbetten oder Beatmungsgeräte für dieje-
nigen sichern, die ihrer am dringendsten
bedürfen. Unser Augenmerk muss voll auf
der Sicherstellung der Gesundheitsversor-
gung liegen – und selbstverständlich auch
auf dem Schutz unserer Volkswirtschaft
und der Arbeitsplätze.
SPIEGEL: Wie infiziert ist die deutsche
Wirtschaft durch das Coronavirus?
Altmaier: Das Virus hat sich als weitaus
infektiöser herausgestellt, als viele Ex -
perten zunächst angenommen hatten, 
und wir wissen noch nicht, wie lange die
Ansteckungswelle anhält und wann ein
wirksamer Impfstoff zur Verfügung steht.

Deshalb werden die wirtschaftlichen Fol-
gen bedeutend sein. Wir erleben eine
 insgesamt nachlassende Weltwirtschaft
und einen spürbaren Rückgang der
 Nachfrage von Produkten aus dem Aus-
land. Das trifft ein exportorientiertes
Land wie Deutschland ganz besonders.
Wir werden aber auch Produktionsaus -
fälle bei uns haben, weil es Unternehmen
an Vorprodukten mangelt oder die
Kranken stände zu hoch sind. Das alles
zeichnet sich erst in Umrissen ab. Aber
wir müssen mit spürbaren negativen Aus-
wirkungen auf die Konjunktur rechnen,
die in einzelnen Branchen sogar sehr stark
sein werden.

SPIEGEL: Ökonomen vergleichen die Co-
ronakrise bereits mit den Folgen der Fi-
nanzkrise 2008. Haben sie recht?
Altmaier: In der Finanzkrise litt die Wirt-
schaft vor allem darunter, dass Börsenwerte
zerstört wurden und Kredite wegbrachen,
weil das internationale Bankensystem er-
schüttert war. Bei Corona sind die Auswir-
kungen viel näher an der realen Wirtschaft.
Was die Instrumente angeht, um die Wider -
standsfähigkeit der Wirtschaft zu stärken,
können wir aber unsere Erfahrungen aus
der damaligen Finanzkrise nutzen.
SPIEGEL: Damals wurden Banken ver-
staatlicht. Werden in der Coronakrise nun
Unternehmen verstaatlicht?
Altmaier: So weit sind wir noch nicht.
Aber wir werden in jedem Augenblick der
Krise entschlossen, schnell und angemes-
sen handeln. Mein Dreistufenplan, den ich
vorige Woche vorgelegt habe, ist inzwi-
schen Basis unseres Regierungshandelns.
Die Wirtschaftsexperten haben gestern die
Frage von Verstaatlichungen von sich aus
aufgeworfen, aber selbst keine Antwort
gegeben. Das macht deutlich, wie schwie-
rig diese Entscheidung ist. Wir haben in
der Finanzkrise unter anderem die Com-
merzbank verstaatlicht, um zu vermeiden,
dass einzelne Finanzhäuser die ganze Wirt-
schaft mit in den Abgrund ziehen.
SPIEGEL: Wen kann der Staat vor der Plei-
te retten? Und wen nicht? Es gäbe da zum
Beispiel die Lufthansa. 
Altmaier: Die Ausgangslage ist jetzt eine
andere; wir werden verhindern, dass wirt-
schaftlich gesunde Unternehmen nur we-
gen Corona in die Insolvenz geraten. Da-
bei geht es um den Erhalt Hunderttausen-
der Arbeitsplätze. Wir werden sehr genau
hinschauen, welche Auswirkungen eine
Pleite haben kann, und alles Erforderliche
unternehmen. Ich sehe derzeit aber keine
größere Zahl von Verstaatlichungen auf
uns zukommen.
SPIEGEL: In Einzelfällen wollen Sie aber
schon eingreifen?
Altmaier: Der Staat ist nicht der bessere
Unternehmer, weshalb wir hiermit sehr
verantwortungsvoll umgehen. Aber ich
habe in meiner Industriestrategie vom ver-
gangenen Jahr bereits als letztes Mittel
eine zeitlich befristete Beteiligung des Bun-
des an Unternehmen als Möglichkeit ge-
nannt, etwa wenn es um das Verhindern
von Unternehmensübernahmen in hoch-
sensiblen Bereichen in Deutschland geht.
Auch in einer Krise wie der durch das Co-
ronavirus können sich ähnliche Fragen im
Hinblick auf die technologische und wirt-
schaftliche Souveränität stellen. Wenn
man jedoch derart tief greifende Maßnah-
men in Erwägung zieht, muss man damit
sehr gewissenhaft umgehen und darf sie
nicht zum Prinzip erklären. 
SPIEGEL: Brauchen wir neben Bürgschaf-
ten für notleidende Unternehmen nicht
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Minister Altmaier: »Unternehmen werden auf Entlassungen zunächst verzichten können«



auch eine spürbare Entlastung der gesam-
ten Wirtschaft, etwa durch die Senkung
von Abgaben und Steuern?
Altmaier: Ja, ich plädiere seit Langem für
eine Entlastung von Unternehmen, die ge-
rade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten
umso wichtiger wird. Aber alles zu seiner
Zeit. Jetzt sollte kein Platz sein für kon-
troverse Diskussionen in der Regierung.
Es geht jetzt um schnelle Hilfe bei Liquidi-
tätsengpässen, vor allem bei betroffenen
Mittelständlern. Denn wenn ein Medizin-
unternehmen gerade das Geschäft seines
Lebens macht, ist es auf Steuersenkung
und Betriebsmittelkredite weniger ange-
wiesen als etwa eine Cateringfirma, die
alle Aufträge verloren hat und ihre Ange-
stellten nicht mehr bezahlen kann. Des-
halb kümmern wir uns darum zu verhin-
dern, dass Unternehmen pleitegehen. Wir
müssen derzeit verhindern, in eine
Rezession zu schlittern. Grundsätz-
lich ist aber immer richtig, Impulse
zu setzen, um den wirtschaftlichen
Aufschwung anzukurbeln.
SPIEGEL: Wie nah ist die Rezession?
Altmaier: Solange wir keine belast-
baren Zahlen haben, können wir kei-
ne seriöse Vorhersage machen. Aber
die Aussichten haben sich durchaus
verdüstert.
SPIEGEL: Ist es nicht utopisch, nicht
von einer Rezession auszugehen?
Altmaier: Wir sind im Januar von ei-
ner Wachstumsprognose von 1,1 Pro-
zent für das Jahr 2020 ausgegangen.
Wir können heute schon sagen, dass
wir diese Zahl nicht erreichen wer-
den. Ich prüfe derzeit, ob wir unsere
Frühjahrsprognose, die normaler-
weise Ende April veröffentlicht wird,
vorziehen können, damit schnell für alle
Transparenz herrscht.
SPIEGEL: Wie viele Firmen haben sich bei
Ihnen gemeldet, die jetzt Geld brauchen?
Altmaier: Wir haben Ende Februar eine Hot -
line für Unternehmen in meinem Ministeri-
um eingerichtet undzählenjedenTag um die
hundert Anrufe. Es gibt eine erhebliche Ver-
unsicherung, daher sind die Unternehmen
dankbar fürUnterstützungundInformation.
SPIEGEL: Wer ruft an?
Altmaier: Vor allem Inhaber kleiner und
mittelständischer Unternehmen. Am meis-
ten wird nach Liquiditätshilfen und Kurz-
arbeitergeld gefragt. Momentan sind die
Programme ausreichend. Gleichzeitig wer-
den wir aber sicherstellen, dass vom Volu-
men her genügend Geld zur Verfügung
steht. Die Kurzarbeiterregelung haben wir
wesentlich vereinfacht. Unternehmen wer-
den auf Entlassungen im größeren Stile zu-
nächst verzichten können.
SPIEGEL: Aus welchen Branchen stammen
die Hilfe suchenden Unternehmen?
Altmaier: Vor allem aus Hotellerie, Gast-
stätten und Catering, auch Zulieferbetrie-

be für Messen und Ausstellungen sowie
für die zivile Luftfahrt. Wir erleben aber
ebenfalls, dass sich bei größeren Unterneh-
men derzeit die Auswirkungen besonders
stark bemerkbar machen. Auch diesen ste-
hen wir zur Seite.
SPIEGEL: Wird die Wirtschaft diese Krise
überstehen? Schaffen wir das?
Altmaier: Wir haben schon viele Krisen
überstanden, die Berlinblockade, Tscher-
nobyl, 9/11, die Banken- und Börsenkrise
2008. Wir haben gelernt, entschlossen
und zielgerichtet mit diesen Krisen 
umzugehen. Wir sind imstande, innerhalb
weniger Tage Gesetze auf den Weg 
zu bringen. Die eigentliche Herausfor -
derung ist die Psychologie. Sie bestimmt
die Widerstandskraft einer Gesellschaft.
Aber auch da sehe ich Deutschland gut
gerüstet.

SPIEGEL: In der Finanzkrise hieß es: Die
Einlagen sind sicher. Jetzt sagt die Kanzle -
rin: »Wir werden das Notwendige tun.«
Brauchen wir nicht mehr Mut und Zuver-
sicht?
Altmaier: Die Einlagen sind auch jetzt
 sicher. Damals hatten wir übers Wochen -
ende ein Rettungspaket geschnürt, um zu
verhindern, dass systemrelevante Banken
in die Insolvenz gehen und andere mitzie-
hen. So ist es uns schnell gelungen, das
Bankensystem zu stabilisieren. Jetzt haben
wir eine andere Herausforderung: Nicht
systemisch relevante Einrichtungen sind
betroffen, sondern ganz unterschiedliche
Unternehmen. Die eine alles lösende Maß-
nahme gibt es nicht. Deshalb haben wir
verschiedene zielgenaue Instrumente, die
wirken und jederzeit angepasst werden
können. 
SPIEGEL: Das Coronavirus unterbricht Lie-
ferketten, der Ruf nach mehr nationaler
Produktion wird laut, etwa bei der Arz-

* Gerald Traufetter und Martin Knobbe im Bundes-
wirtschaftsministerium in Berlin.

neimittelherstellung. Müssen wir die Glo-
balisierung zurückzuschrauben?
Altmaier: Es ist keine gute Idee, die Glo-
balisierung zurückzuschrauben, aber es ist
die richtige Idee, einseitige Abhängigkei-
ten zu minimieren und in sensiblen Berei-
chen die nationale Souveränität wiederzu-
gewinnen. Ich habe deshalb bereits ent-
sprechende Initiativen bei der Halbleiter-
produktion oder der Batteriezellenherstel-
lung realisiert. Ich kann mir auch gut ein
gemeinsames europäisches Projekt für die
Arzneimittelproduktion vorstellen. Aber
ich warne davor, Handelsbarrieren hoch-
zuziehen. Es könnte ja mal sein, dass wir
nur in Europa mit einem solchen Virus be-
schäftigt sind und dann auf die Einfuhren,
etwa aus China, angewiesen sind.
SPIEGEL: Die vorzeitige komplette Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags wäre

doch ein guter symbolischer Akt.
Aber in der Großen Koalition haben
Sie sich wieder darüber zerstritten.
Altmaier: Der Soli wird für 90 Pro-
zent der Bürger 2021 abgeschafft.
Wenn man das vorziehen will, muss
eine solide Finanzierung stehen.
Deshalb war dies im letzten Koali -
tionsausschuss noch nicht entschei-
dungsreif. 
SPIEGEL: Also zählt Parteitaktik
mehr als Zeichensetzen?
Altmaier: Nein, im Gegenteil. Es
geht – auch in der Krise – um ver-
antwortungsvolles Handeln. Jede
Entscheidung, die wir in Deutsch-
land treffen, wird bei unseren euro-
päischen Nachbarn sehr genau ver-
folgt. 2008 haben zum Beispiel Staa-
ten zusätzliche Kredite aufgenom-
men, die es sich gar nicht leisten

konnten. Das hat direkt in die Staatsschul-
denkrise 2010 geführt. Um eine neue Fi-
nanzkrise in Europa zu verhindern, dürfen
wir nicht alle Prinzipien einer vernünfti-
gen Haushaltsführung über Bord werfen,
und das ist auch gar nicht nötig.
SPIEGEL: Wollen Sie ernsthaft noch an der
schwarzen Null festhalten?
Altmaier: Der entscheidende Faktor un-
serer Stabilitätspolitik ist die Schulden-
bremse, wie sie im Grundgesetz verankert
ist. Solange wir uns daran halten, werden
wir den Kurs der Solidität nicht verlassen.
Eine Geisterdebatte über den Sinn und Un-
sinn von Schuldenbremsen lehne ich ab,
solange wir ausreichende Mittel haben, um
Unternehmen liquide zu halten.
SPIEGEL: Haben Sie Sorge, dass Italien in-
nerhalb der EU ein »failed state« werden
könnte und wir wie einst bei Griechenland
über milliardenschwere Rettungsmaßnah-
men streiten werden?
Altmaier: Italien ist in einer ausgespro-
chen schwierigen Situation wegen seiner
Haushalts- und Finanzverfassung – und
wegen der hohen Betroffenheit durch das
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Altmaier (M.), SPIEGEL-Redakteure* 

»Die Gesundheit steht über allem«



Coronavirus. Dennoch habe ich ein hohes
Vertrauen in seine Fähigkeiten, diese He-
rausforderung zu meistern. Dass wir uns
in Europa gegenseitig unterstützen, ist eine
Selbstverständlichkeit.
SPIEGEL: Könnte die Europäische Union
am Virus zerbrechen?
Altmaier: Die Lage ist eine andere als die
Euro- und Staatsschuldenkrise. Damals
ging es um die Frage, ob wir hinter die er-
reichte Integration des Euroraumes zu-
rückfallen, indem einzelne Länder ge-
zwungen werden, den Euroraum zu ver-
lassen. Das sehe ich im Augenblick nicht.
Wir haben den Euro in den vergangenen
fünf Jahren enorm stabilisiert. Die Mit-
gliedstaaten sind weniger anfällig als zu
Zeiten der Krise 2008.
SPIEGEL: Die Europäische Zentralbank
hat gerade zusätzliche Anleihenkäufe im
Wert von 120 Milliarden Euro als Pro-
gramm gegen die Coronakrise verkündet.
Mit einer Senkung der Zinsen kann sie
aber nicht mehr groß helfen, weil diese be-
reits auf praktisch null sind.
Altmaier: Die EZB hat in der Tat sehr we-
nig Spielraum. Deshalb rücken die klassi-
schen Instrumente der Wirtschaftspolitik
stärker in den Mittelpunkt.
SPIEGEL: Muss Deutschland nicht im
Kampf gegen das Virus genauso rigoros
handeln wie Italien?
Altmaier: Die Gesundheit steht über al-
lem. Es muss darum gehen, die Ausbrei-
tung zu verlangsamen. Das wird zum Teil
nur mit drastischen Maßnahmen möglich
sein. Im Augenblick ist die Zahl der Infi-
zierten niedriger als in Italien, die Zahl der
Todesopfer sowieso. Andererseits hat die
Infektionswelle in Italien früher begonnen.
Wir werden erst in einigen Tagen wissen,
ob sie bei uns signifikant anders verläuft.
SPIEGEL: Wie gehen Sie persönlich damit
um, so schwierige Abwägung zu treffen:
Schutz der Wirtschaft gegen Tote durch
das Virus?
Altmaier: Das Leben, sei es Einzelner oder
der Gemeinschaft, darf niemals zur Dispo-
sition stehen. Wir haben ein europäisches
Wirtschafts- und Sozialsystem entwickelt,
das den Mensch in den Mittelpunkt stellt.
Das unterscheidet uns von manch anderen
Wirtschaftsräumen. Das ist schon bisher
mein Kompass und wird es bleiben.
SPIEGEL: Vor knapp drei Wochen sollten
Sie im Kabinett noch ausgetauscht werden
gegen Friedrich Merz, zumindest wurde
es so kolportiert. Jetzt stehen Sie im Zen-
trum der Krisenbewältigung. Totgesagte
leben länger?
Altmaier: Ich bin seit 25 Jahren im Bun-
destag, seit acht Jahren Mitglied der Bun-
desregierung. Ich habe in diesen Jahren
immer nur eines gemacht: meine Arbeit.
SPIEGEL: Herr Altmaier, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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Coronakrise

D
as Coronavirus hat Ursula von der
Leyen zur Italienerin gemacht. Sagt
Ursula von der Leyen. Auf Italie-

nisch. »Cara Italia, cari italiani«, beginnt
die Kommissionschefin ihre Videobot-
schaft. »Liebes Italien, liebe Italiener!«
Europa sei eine große Familie. »Und diese
Familie, Ihre Familie, wird Sie nicht allein-
lassen. In diesem Moment sind wir in
Europa alle Italiener.«

Das klang herzzerreißend. Doch kaum
hatte sie ihr Video am Mittwoch auf Twit-
ter verbreitet, ergoss sich bitterer Spott
über die Kommissionschefin und ihre
 Behörde. »Sie gehören nicht zu unserer
Familie«, antwortete eine Nutzerin. »Ge-
ben Sie uns unser ganzes Geld und unsere
ganze Souveränität zurück«, ein anderer. 

Die Kluft zwischen von der Leyens Wor-
ten und der europäischen Wirklichkeit
könnte größer kaum sein. Als die Regie-
rung in Rom den Katastrophenschutzme-
chanismus der EU auslöste, um dringend
benötigte medizinische Ausrüstung zu er-
halten, reagierte kein einziges Mitglieds-
land. Stattdessen sprang China als Helfer
ein, das Ursprungsland der Pandemie:
4556 Kisten mit fast vier Millionen Ein-
wegmasken, Schutzbrillen, Handschuhen

und anderer Schutzkleidung seien nach
Italien geflogen worden, berichtete die
staatliche Nachrichtenagentur Xinhua.
Noch am Wochenende werde die Liefe-
rung in Turin eintreffen.

In der EU kündigten dagegen aus -
 gerechnet die Schwergewichte die Solida-
rität auf: Frankreichs Regierung beschlag-
nahmte sämtliche Atemschutzmasken, auch
Deutschland verhängte ein Exportverbot
für medizinische Schutzausrüstung. Am
Donnerstag schärfte die Bundesregierung
sogar nach: Medizinische Güter dürfen
jetzt nur noch an andere EU-Länder ge -
liefert werden, wenn der »lebenswichtige
Bedarf« Deutschlands gedeckt sei. 

In Berlin wie auch in Paris grassiert die
berechtigte Sorge, bald selbst italienische
Verhältnisse zu haben. Interne Analysen
der Franzosen besagen nach Angaben von

EU-Diplomaten, dass die Infektionszahlen
in ihrem Land bald ebenfalls explodieren
könnten. »Italien ist uns nur eine Woche
voraus«, sagt ein Beamter. »Die Lage ist
überall angespannt.« 

Die EU-Kommission kann in den Kampf
gegen die Virus-Ausbreitung bestenfalls
 koordinierend eingreifen, denn die öffent-
liche Gesundheit liegt in der Kompetenz
der Mitgliedsländer – und diese reagierten
bislang höchst uneinig auf die Krise. Von
Abstimmung keine Spur. Während sich
 einige Staaten nach wie vor im Abwarte-
modus befinden, hat die Regierung Italiens
inzwischen das gesamte Land lahmgelegt.

Zugleich wachsen die Befürchtungen,
dass es in der EU mit einer ihrer größten
Errungenschaften erst mal vorbei sein
könnte: der Reisefreiheit. Österreich hat
seine Grenze zu Italien weitgehend ge-
schlossen; der Flug- und Zugverkehr wur-
de eingestellt. Am Donnerstag stoppte die
Slowakei den Bus- und Zugverkehr aus
dem Ausland. Die tschechische Regierung
riegelte ihre Grenzen für Reisende aus
Deutschland und 14 weiteren »Risiko -
ländern« ab. Brüsseler Insider befürchten
drakonische Maßnahmen im Osten der
EU, weil die dortigen Gesundheitssysteme
weniger leistungsfähig seien. In diesen
 Fällen handeln allein die Nationalstaaten.
Der Einfluss der EU geht gegen null.

Größere Hoffnung auf eine einheitliche
Reaktion gibt es bei den wirtschaftlichen
Folgen der Krise. So hat die Kommission
einen 25-Milliarden-Euro-Fonds in Stel-
lung gebracht, der vor allem kleineren
 Unternehmen und den Gesundheitssyste-
men helfen soll. Als Soforthilfe sollten 
die Mitgliedsländer 7,5 Milliarden Euro
einspeisen – allerdings kein frisches Geld,
sondern nicht verwendete Struktur- und
Regionalhilfen. 

»Wir sind bereit, von allen notwendigen
Instrumenten Gebrauch zu machen«, er-
klärte EU-Ratspräsident Charles Michel.
Das erinnerte an die Formulierung des ehe-
maligen EZB-Chefs Mario Draghi, der einst
versprach, »alles Notwendige« (»whatever
it takes«) zu tun, um den Euro zu retten. 

Dass sich jetzt erneut ein »Draghi-
 Effekt« einstellt, darf aber bezweifelt wer-
den. Zwar versprach von der Leyen, ihre
Behörde werde »die volle Flexibilität des
Stabilitäts- und Wachstumspakts nutzen«,
den Mitgliedsländern also höhere Schul-
den gestatten als nach den EU-Kriterien
erlaubt. Auch sollen Unternehmen, die
sich in Schwierigkeiten befinden, leichter
als sonst staatliche Beihilfen beziehen
 dürfen. Wie weit das gehen könnte, ist al-
lerdings unklar. Die EU-Staaten sind sich
auch in dieser Frage nicht einig. Italien
etwa drängt auf eine weitgehende Auf -
weichung der Schuldenregeln. Aus den
sparsamen Ländern heißt es dagegen,
Rom habe bisher noch jede Krise für den
Kampf gegen die Maastricht-Kriterien
 genutzt.

Einig waren sich die EU-Länder wenigs-
tens darin, das Treffen der Innenminister
am Freitag wie geplant durchzuführen –
auch wenn Bundesinnenminister Horst
Seehofer aus Rücksicht auf seine Gesund-
heit fehlen würde. Wenn sich selbst die für
die Seuchenbekämpfung verantwortlichen
Minister nicht mehr nach Brüssel trauten,
meint ein EU-Diplomat, »dann bräuchten
wir in den nächsten sechs Monaten gar kei-
ne Ministerräte mehr abzuhalten«. 

Markus Becker

Brüsseler

Ohnmacht
Europa Das Coronavirus 

legt die Schwächen der EU offen:

Die Kommission hat kaum

 Kompetenzen, die Mitgliedstaaten

schützen vor allem sich selbst.
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EU-Kommissionschefin von der Leyen: »In diesem Moment sind wir alle Italiener«

Frage 

Was tut eigentlich
die EU so?



werden wach, als 8000 Angestellte ihren
Job verloren. So weit ist es bei der Luft-
hansa aber noch lange nicht. 

Das Unternehmen kann sich bislang
selbst finanzieren, unter anderem 
über sogenannte Schuldscheindarlehen,
die bei Investoren auch mangels ande-
rer Anlagealternativen zunehmend
Absatz finden. Geplant ist, ab Ende
März auf diese Weise erneut 200 Mil -
lionen Euro einzusammeln – es wird 
ein Test sein, wie die mittelfristige
Zukunft der Lufthansa am Kapital-
markt eingeschätzt wird.  

Im Notfall würde wohl der Staat 
einspringen und sich vorübergehend 
an der Lufthansa beteiligen. Das Steuer-
geld wäre vermutlich sogar gut angelegt.
Startet die Branche irgendwann nach
der Coronakrise wieder durch, werden
zahlreiche Wettbewerber wohl nicht
mehr dabei sein. Die Lufthansa dürfte
dann am Ende sogar zu den Gewinnern
zählen.

Eine Sparte entpuppt sich bereits 
als Krisenprofiteur: Lufthansa Cargo.
Nach China oder in die USA fehlen die
Frachträume der Passagiermaschinen;
die Nachfrage steigt jedoch. Weil Güter
durch die Unterbrechung der Liefer -
ketten nun schnell transportiert werden
müssen, heißt es öfter Luftfracht statt
Seecontainer. 

Lufthansa erwägt sogar, sechs ältere
Maschinen vom Typ MD-11 doch nicht
vorzeitig außer Dienst zu stellen, so
stark könnte die Nachfrage anziehen. 

Dinah Deckstein, Martin U. Müller

Frage

Wird die Lufthansa 

verstaatlicht?

Bis Mittwochnacht sah es so aus, als
könnte es für Lufthansa nicht mehr
schlimmer kommen. Knapp eine Woche
zuvor hatte Konzernchef Carsten Spohr
überraschend mitgeteilt, die Kapazität
von bis zu 390 Flugzeugen aus seiner
Flotte von 780 Maschinen vorüberge-
hend aus dem Verkehr zu ziehen. 

Am Donnerstag, in den frühen Mor-
genstunden deutscher Zeit, meldeten 
die Nachrichtenagenturen dann, dass 
US-Präsident Donald Trump vom
Wochenende an Bürgern aus Schengen-
staaten die Einreise in die Vereinigten
Staaten verwehrt. 

Was der Lufthansa gerade passiert, 
ist ein unternehmerischer Albtraum.
Trumps Bann war in der düsteren
Progno se von vergangener Woche noch
gar nicht berücksichtigt. Also geht die
Streichorgie nun noch weiter und könnte
bis zu 80 Prozent des Angebots betref-
fen. Ein brutales Downgrade.

Bislang galten die Strecken nach
 Nordamerika als sichere Einnahme -
quelle. 313-mal pro Woche düsen Jets
von Lufthansa, Swiss oder Austrian
 Airlines über den Atlantik. Im Sommer
sogar mehr als 400-mal. Das Geschäft
beschert der Lufthansa knapp ein Fünftel
ihrer Verkehrserlöse und ordentlich
Gewinn. Damit dürfte es für längere Zeit
erst einmal vorbei sein. Ob sich das
 Ganze zum Debakel auswächst, hängt
indes nicht mehr allein von Spohr ab,
sondern vor allem von der Bundesregie-
rung. Sie will Vertreter der Branche 
am Montag zu einem Krisengespräch
empfangen und mit ihnen auch über
Liquiditätshilfen, etwa durch Kredite der
staatlichen Förderbank KfW, sprechen.

Der Konzern einigte sich mit Betriebs-
räten und Gewerkschaften auf Kurz -
arbeit, außerdem wirbt er für unbezahl-
ten Urlaub. Teile der Belegschaft sollen
nun womöglich vorzeitig und block -
weise ihren Jahresurlaub nehmen. Kün-
digungen sind nach einer 2016 abge-
schlossenen Tarifvereinbarung bis Ende
2023 nicht möglich. Die Flugbegleiter -
gewerkschaft UFO will den Plänen
 je doch nur zustimmen, wenn Spohr und
seine Vorstandskollegen nach dem Vor-
bild anderer Luftfahrtbosse vorüber -
gehend auf Teile des Gehalts oder Ak -
tienoptionen verzichten.

Intern geht bereits das hässliche Wort
von der Insolvenz um. Erinnerungen an
die Air-Berlin-Pleite im Sommer 2017
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Frage

Wen kostet Corona den Job?

Negative Folgen des Coronavirus auf 
die Konjunktur sind schon heute unaus -
weichlich, größere Auswirkungen auf
dem Arbeitsmarkt sind indes eher
 un wahrscheinlich. Das glaubt zumindest
das Nürnberger Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundes-
agentur für Arbeit. Es gibt durchaus 
gute Gründe für diese Sicht: Zum einen
wächst der Dienstleistungssektor 
weiter, etwa bei Gesundheit oder Er -
ziehung, wo die Nachfrage nach
 Arbeitskräften von der Coronakrise
 unberührt bleibt. Zum anderen fehlt 
es im Land aufgrund der Demografie
ohnehin zunehmend an Arbeitskräften,
vor allem an qualifizierten. Das Risiko,
entlassen zu werden, ist so niedrig 
wie nie seit der Wieder vereinigung. Und
wie schon nach der Lehman-Pleite
 werden die Unternehmer auch jetzt wie-
der versuchen, über Kurz arbeit ihre
Arbeitnehmer so lange wie möglich 
zu halten. Vor allem in der export -
orientierten Industrie. Das Kalkül ist ein-
fach: Wenn die Konjunktur wieder
anspringt, kostet es viel Geld und Zeit,
entlassene Fachkräfte zurück -
zugewinnen – wenn es überhaupt
gelingt. Das größte Risiko, den Job zu 
verlieren, haben jetzt Zeit arbeiter. Sie
werden in vielen Betrieben als 
Puffer für Auftragsspitzen genutzt. 

Und dann ist da noch die große Zahl 
von Selbst ständigen – Techniker, Messe-
bauer, Coaches, Trainer, Servicekräfte –
die nicht im öffentlichen Blick sind,
wenn ihnen die Aufträge  wegbrechen.
Ein Rest von Unwägbarkeit bleibt, vor
allem, weil vergleichbare  Erfahrungen
aus der Vergangenheit fehlen: Was
 passiert, wenn etwa durch  Quarantäne
parallel mehrere strategisch wichtige
Unter nehmen zeitweilig  schließen
 müssen? 

Das größte Problem für die  Firmen 
liegt im Faktor Zeit: Brechen die 
Ein nahmen eines Unter nehmens zu 
lange ein, ist irgendwann die Substanz
 auf gebraucht – dann hilft auch die
 Kurzarbeit nicht mehr. Markus Dettmer
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Coronakrise

Frage

D
as Angebot ist extrem verlo-
ckend. »Drei mal Dolce Vita«,
wirbt ein Reiseveranstalter im
Aldi-Prospekt für eine Flugreise

im Juli. Mailand, Genfer See, Lago Mag-
giore. Acht Tage, ab 599 Euro, inklusive
Übernachtung und Frühstück. Einziges
Problem: Ob der Trip stattfinden wird,
weiß niemand. Auch wenn der Begleittext
versichert: »Durchführung garantiert«.

Wird das jemand buchen, trotz Co -
rona?

Der Reisebranche kommt gerade ihr
wichtigster Kunde abhanden: der deutsche
Tourist. Der ist zwar von jeher krisenemp-
findlich, aber bei Terror und Naturkata-
strophen änderte er bisher meist bloß das
Reiseziel und buchte in eine andere Welt-
gegend um. Die weltweite Corona-Pande-
mie lässt solche Ausweichmanöver nicht
zu und verwandelt nun selbst die deut-
schen Reiseweltmeister in Reisemuffel.

Rund jeder Dritte, ergab eine aktuelle
Umfrage des Marktforschungsinstituts
Kantar im Auftrag von »Bild am Sonntag«,
will in diesem Jahr auf den Urlaubstrip
verzichten. Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) rief die Bevölkerung
explizit dazu auf, sich reine Spaßreisen
erst einmal zu verkneifen. Selbst wenn jün-
gere Reisende ohne Vorerkrankungen
kaum ernsthafte Folgen für sich befürchten
müssen, war es auch ein Appell gegen den
Egoismus unter manchen Urlaubern. Wer
infiziert zurückkehrt, gefährdet nun ein-
mal Kranke und Ältere.  

Umso erbitterter kämpfen die Anbieter
um jeden einzelnen Gast. Sie gaukeln den
Kunden noch immer eine Normalität 
vor, die es nicht mehr gibt. Die Branche
lockt mit Sonderangeboten, angeblich kos-
tenlosen Stornierungsmöglichkeiten und
den ständig gleichen Bildern von glückli-
chen Urlaubern mit Drink unter Palmen.

Helfen tut es wenig. Reisebüros und Ver-
anstalter verzeichnen Umsatzeinbrüche
von nicht selten 75 Prozent, einzelne Un-
ternehmen sogar noch mehr, ergab kürz-
lich eine Umfrage des Deutschen Reisever-
bands unter 700 seiner Mitgliedsfirmen. 

Kaum ein Anbieter will offen darüber
reden, wie stark er betroffen ist. TUI-Chef
Fritz Joussen ist da eine Ausnahme. Die
Zurückhaltung der Kunden sei derzeit sehr
hoch, erklärte er am Rande einer Betriebs-
rätekonferenz in Hannover. Das werde
 sicher noch etliche Wochen so anhalten.
»Wie das Jahr wird, wissen wir nicht«, so
sein ehrliches Fazit. TUI Deutschland hat
intern schon drastische Sparmaßnahmen
ausgerufen; selbst Büromaterial darf nur
noch mit Genehmigung der Geschäftsfüh-
rung gekauft werden. 

Die wirtschaftlichen Folgen der Virus-
krise sind für die Tourismusindustrie be-
reits jetzt gravierender als die Sars- oder

Fällt der Urlaub aus?
Tourismus Die Reiseindustrie ist geübt im Umgang mit Krisen. Doch die weltweite Pandemie

vergällt sogar den Deutschen die Lust auf Ferntrips. Etlichen Anbietern droht die Pleite.
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die Wirtschaftskrise. Selbst die Einbrüche
im Reiseverkehr rund um die Terror -
anschläge vom 11. September 2001 waren
gegen die Auswirkungen des neuartigen
Coronavirus nur ein kurzfristiger Dämpfer.
Die Branche trägt mehr als zehn Prozent
zum globalen Bruttosozialprodukt bei und
bringt es in Deutschland pro Jahr immer-
hin auf einen Umsatz von mehr als 35 Mil-
liarden Euro. 

Die Touristiker, eigentlich geübt im Um-
gang mit launischen Kunden, haben mit
Horrorszenarien zu tun, für die es keine
Vergleiche mehr gibt. Keiner weiß, wie
 lange der Ausnahmezustand noch andau-
ert. Immer mehr rechnen damit, dass das
Chaos bis ins nächste Jahr hineinreichen
kann. Und keiner kann sagen, welches Rei-
seziel nun in Zeiten einer Pandemie als
virus sicher durchgehen kann. 

Zumal die Deutschen auch nicht mehr
überall uneingeschränkt erwünscht sind.
An vielen Grenzübergängen gibt es Fie-
berkontrollen. Ägypten observiert ver-
stärkt auch deutsche Gäste nach der An-
kunft künftig für zwei Wochen – ein Alb-
traum für Hoteliers am Roten Meer. Auch
ein Städtetrip nach Moskau ist nur noch
etwas für Hartgesottene. Russland ver-
langt nach der Ankunft neuerdings zwei
Wochen Quarantäne vor Ort in einem Pri-
vatquartier. Vietnam, Indien, Saudi-Ara-
bien, Iran, Israel und Uganda haben die
Grenzen für Deutsche und andere Auslän-
der ganz dichtgemacht. In der Nacht zum
Donnerstag schloss sich die US-Regierung
an und verhängte einen Bann gegen alle
Bundesbürger sowie Einwohner aller an-
deren Schengenstaaten. Insgesamt sind es
mehr als 20 Staaten, die Reisende aus
Deutschland nicht mehr ins Land lassen
oder sie gleich nach Ankunft unter
Zwangsisolation stellen. Weitere Staaten
dürften folgen. Nicht überraschend, dass
die Touristen lieber daheimbleiben. Und
sogar da schwächelt die Nachfrage; Hotels
setzen auf Kurzarbeit, bei der Deutschen
Bahn sind mehr Spartarife kurzfristig ver-
fügbar als sonst. 

Vor allem für die wachstumsverwöhn-
ten digitalen Reiseanbieter ist der Ein-
bruch ein echter Schock. »Die Situation
ist unvergleichbar mit allem, was wir ken-
nen. Es könnte die größte Krise für den
Tourismus werden, die es je gab«, sagt Jo-
hannes Reck, Mitgründer des mit mehr als
einer Milliarde bewerteten Start-ups Get -
YourGuide, das Ausflüge vermittelt. Viele
Firmen würden das nicht überleben. »Da-
runter werden auch ganz große sein«, pro-
phezeit er.

Reck, studierter Biochemiker, arbeitete
einst selbst wissenschaftlich mit Viren und
verordnet seinen 650 Mitarbeitern seit
Dienstag Homeoffice. »Ich bin enttäuscht,
dass mancher in der Reisebranche noch
immer so tut, als könne man einfach so

verreisen. Wir haben eine gesellschaftliche
Verantwortung«, sagt der Unternehmer. 

Die Buchungen seien seit dem 14. Feb-
ruar um 50 Prozent eingebrochen. Einen
Vorteil habe die Sache immerhin: Er kom-
me plötzlich mit Partnern ins Geschäft, die
vorher nicht bereit waren, mit Getyour-
Guide zu sprechen wie den Betreibern des
Eiffelturms oder von Disneyland. 

Auch der Hotelschreck Airbnb und an-
dere Wohnungsvermittler kämpfen mit
Stornierungen. Sebastian Olényi vom Ver-
ein Gutes Gastgeben berichtet von einem
Rückgang um 50 bis 80 Prozent bei den
Buchungen privater Unterkünfte in Berlin.
Insbesondere wenn es um Zimmer in der
eigenen Wohnung gehe, seien Gastgeber
zurückhaltend. Jörg Pensberg vom Home
Sharing Club Hamburg geht jedoch davon
aus, dass Menschen eher noch privat bu-
chen würden, »als in einem Hotel, wo man
mit noch mehr fremden Menschen in Be-
rührung kommt«.

Mit am stärksten leiden nun ausgerech-
net die Superstars der Branche: die Betrei-
ber von Kreuzfahrtschiffen wie die TUI.
Ihr gehört gemeinsam mit der US-Reede-
rei Royal Caribbean etwa die »Mein
Schiff«-Flotte. Die schwimmenden Spaß-
burgen entpuppen sich geradezu als Coro-
na-Käfige.

Immer mehr Länder wie zum Beispiel
Indien verbieten den Kolossen, in ihren
Häfen anzulegen. Die hochhaushohen
Kästen, mit teilweise fast 9000 Menschen
an Bord, gelten als gefährliche Brutstätten
für das Virus. In den USA rät die Regie-
rung inzwischen ausdrücklich von grenz-
überschreitenden Fahrten ab. Immer wie-
der mussten Passagiere in den vergange-
nen Wochen aufgrund von Verdachtsfällen
in ihren oft fensterlosen Kabinen aus -

harren. Bei Landgängen wurden sie be-
schimpft, das Schiff sogar mit Steinen und
Flaschen beworfen. 

Die US-Reederei Princess Cruises gab
am Donnerstag bekannt, ihre gesamte
Flotte, immerhin 18 Schiffe, für zwei Mo-
nate aus dem Verkehr zu ziehen. Schiffe,
die derzeit unterwegs seien, dürften kür-
zere Touren noch zu Ende bringen; alle
anderen sollen am nächsten geeigneten
Hafen abgebrochen werden. 

Ob Kreuzfahrtschiffe mit Europäern an
Bord nach dem Einreisebann nun über-
haupt in den USA festmachen – unklar.
Wer dieser Tage an Bord eines Ozean -
riesen geht, hat auch Ungewissheit mitge-
bucht. 

Um überhaupt noch neue Buchungen
hereinzubekommen, locken die Anbieter
neuerdings mit großzügigen Stornorege-
lungen bis 48 Stunden vor Abfahrt. Das
Geld wird zumeist jedoch nicht ausgezahlt,
sondern nur gutgeschrieben.

Mit einem ähnlichen Werbetrick versu-
chen heimische Veranstalter, ihr Geschäft
anzukurbeln. In auffällig verschwurbelten
Erklärungen versichern sie Neukunden, ih-
ren Urlaub kostenlos bis zwei Wochen vor
Abflug stornieren zu dürfen. Viele Käufer
und Reisebüroangestellte schlossen daraus,
dass sich die Regelung auch auf Abflug -
termine im Sommer oder im Herbst bezie-
he. Tatsächlich gilt das Angebot vor allem
für Reisen im März und April. 

Am Montag kamen die Spitzen der
Branche zum Krisengespräch ins Bundes-
wirtschaftsministerium. Der Tourismus -
beauftragte der Bundesregierung, Thomas
Bareiß, konnte ihnen indes nicht viel Hoff-
nung machen. »Wir gehen nicht davon aus,
dass sich die Lage bis Mai oder Juni grund-
legend verändert«, sagt er. Kongresse und
Messen würden höchstwahrscheinlich
auch dann noch ausfallen. In zwei bis drei
Wochen, so sagten ihm die Tourismus -
manager, sei mit ernsten Liquiditäts -
problemen zu rechnen. Betroffen seien vor
allem Anbieter mit geringer Kapitaldecke
wie etwa Busunternehmen. Mit ihnen ver-
reisen vor allem ältere Menschen.

Die Regierung will der Branche vor al-
lem durch einen erleichterten Zugang zu
Kurzarbeitergeld und der Übernahme von
Sozialversicherungsbeiträgen durch den
Staat helfen. Hinzu kommen Kreditbürg-
schaften und die Stundung von fälligen
Umsatz- oder Gewerbesteuerzahlungen.

Im Wirtschaftsministerium erwägen sie,
die im Rahmen des Klimaschutzes geplan-
te Erhöhung der Luftverkehrsabgabe zu
verschieben. Dieser in der Branche so ver-
hasste Ticketaufschlag könnte sogar aus-
gesetzt werden. 

Corona macht’s möglich.

Dinah Deckstein, Martin U. Müller, 
Gerald Traufetter
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A
ndre Watson tut alles dafür, dass es
jedes Virus schwer hat bei ihm. Der
Biologe ist schon lange dazu über-

gegangen, »so zu tun, als würde ich quasi
permanent in einem biomedizinischen La-
bor leben«. Das bedeutet mehr, als Hände
zu waschen und Abstand zu halten. Wat-
son hat sich erfolgreich antrainiert, sein
Gesicht nicht zu berühren. Lässt sich eine
Uber-Fahrt nicht vermeiden, setzt er eine
spezielle Feinstaubmaske auf. Weil vor
ihm vermutlich jemand anderes die Sicher-
heitsgurte im Taxi berührt hat, desinfiziert
er sich nach der Fahrt die Hände. Weil er
im Taxi sein Telefon berührt hat, desinfi-
ziert er auch dieses. 

Watson ist 28, Bioingenieur und CEO
des Start-ups Ligandal in San Francisco.
Er forscht an Gentherapien und Nano -
medizin. »Corona-bump!«, ruft er fröhlich
und streckt dem Gast zur Begrüßung einen
Ellbogen entgegen. Das Virus hat auch im
Silicon Valley die Grußetikette verändert,
weil Handschlag nicht mehr geht. Viele,
die sich treffen müssen in diesen Tagen,
stehen deshalb ratlos voreinander, sich un-
gelenk zunickend, mit Sicherheitsabstand.
Immer öfter aber sieht man jetzt ebendiese
Lösung: Zwei ausgefahrene Ellbogen do-
cken aneinander zum keimfreien Gruß –
sofern keiner der Beteiligten gerade in den
Ellbogen geniest hat.

Am Morgen, so berichtet er, habe er ein
paar Investoren bei sich zu Hause empfan-
gen; Watson hofft auf neues Geld für Li-
gandal, und er möchte dabei sein, wenn
es um die Entwicklung einer Corona-Imp-
fung geht. »Mit unseren Produkten könn-
ten wir diesen Prozess beschleunigen«,
sagt er, hebt zu einem längeren biotechni-
schen Vortrag an und zeichnet ein paar
schwer verständliche Skizzen von Viren
und Antikörpern auf eine Schautafel in sei-
nem Wohnzimmer.

Aus Watsons Wohnung sieht man in
Richtung Oakland auf die San-Francisco-
Bucht, wo seit ein paar Tagen das vom
 Coronavirus betroffene Kreuzfahrtschiff
 »Grand Princess« im Hafen und in Qua-
rantäne liegt. Ins Büro geht Watson schon
seit Wochen nicht mehr, »alles komplett
Homeoffice«. 

In seiner Reaktion auf die Coronakrise
zeigt der Start-up-Gründer zwei typische
Charakterzüge des Silicon Valley: hem-
mungslose Alarmiertheit bei gleichzeiti-
gem Machbarkeitsoptimismus. Das Pro-
blem ist riesig, aber es lässt sich technisch
lösen, mit Visionen und Milliarden, und
zwar schnell. Paranoia einerseits, Pathos
andererseits. Und in dieser Krise scheint
ja beides durchaus angemessen. 

Es waren große US-Tech-Firmen wie
IBM, Facebook und Google, die zu den Ers-
ten gehörten, die Großveranstaltungen ab-
sagten, die ihre Konferenzen knickten und

ihre Angestellten zur Arbeit von zu Hause
aus aufforderten. Dann mochte Bill Gates,
 Microsoft-Gründer und Großphilanthrop,
nicht auf den Staat warten und kündigte
an, mit seiner Stiftung innerhalb kurzer Zeit
eigene Corona-Testkits für zu Hause zu ent-
wickeln, die zunächst in der Region Seattle
zum Einsatz kommen sollen, Gates’ Wahl-
heimat und ein frühes Zentrum des Coro-
na-Ausbruchs in den USA. Der Zimmer-
vermittler Airbnb, von der Viruskrise hart
getroffen, muss vermutlich seinen im Som-
mer 2020 erwarteten Börsengang verschie-
ben. Sequoia Capital, eine der wichtigsten
Risikokapitalfirmen des Silicon Valley und

ein früher Investor in Techgiganten wie
Google und Apple, bezeichnete das
 Coronavirus in einer düsteren Warnung
rasch als »schwarzen Schwan von 2020«
und versuchte, die vielen Firmen ihres Port-
folios auf die ökonomischen Schockwellen
einzustimmen, die kommen werden. 

Nicht allen im Silicon Valley gelang eine
so souveräne Reaktion in der Krise. Wäh-
rend andere Tech-CEOs ihre Firmen auf
die neue Realität umrüsteten, twitterte
 Tesla-Chef Elon Musk noch am 6. März
einen Satz, der auch von Donald Trump
hätte stammen können: »Die Coronavirus-
 Panik ist dumm.« Für Tesla, dessen Wachs-
tumsaussichten stark vom chinesischen
Markt abhängen, ist die Coronakrise eine
schwere Prüfung. Auch der legendäre
 Apple-Mitgründer Steve Wozniak, 69,
heute als etwas schrulliger Techpensionär
bekannt, machte mit einem hochkuriosen
Tweet auf sich aufmerksam. Er berichtete,
dass seine Frau sich gerade wegen eines
starken Hustens untersuchen lasse und
dass sie beide im Januar von einer Reise
nach China zurückgekehrt seien. »Viel-
leicht waren wir Patient zero in den USA«,
mutmaßte er. Der Husten entpuppte sich
später als Nebenhöhleninfektion. 

Eine gute Seite sieht Andre Watson in
der Viruskrise: »Sie kann ein Weckruf für
die Menschheit sein, damit wir besser vor-
bereitet sind, wenn in der Zukunft eine
noch schlimmere Pandemie daherkommt.«
Man stelle sich ein Virus wie Ebola vor,
sagt Watson, also eines mit viel höherer
Sterberate, aber mit derselben explosiven
Verbreitungspotenz wie Corona. 

»Würde das heute passieren, wären wir
alle fucked.« Guido Mingels 

Paranoia und

Pathos
Techindustrie Das Silicon Valley

reagiert hemmungslos panisch –

sieht in dem Virus aber schon

den Auftrag für noch mehr Welt-

verbesserung. 
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Gründer Watson: Ellbogen raus, Maske auf

Warum ist das 
Silicon Valley so 
panisch?

Frage
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Coronakrise

V
or ein paar Tagen setzte sich Ros-
mary Frenner mit Mann und Toch-
ter zusammen, um über den

 Namen ihres Gasthofs zu sprechen: das
»Hotel Corona«. Es ist einer der tradi -
tionsreichsten Betriebe des Südtiroler
Tourismusorts St. Vigil und seit mehr als
 einem Jahrhundert im Besitz der Familie.
Eine Krise wie die aktuelle aber hat das
Haus noch nicht erlebt. 

»Vor zehn Tagen waren wir noch pump-
voll«, berichtet Frenner am Telefon, alle
72 Betten waren belegt, die Lager voll mit
Südtiroler Speck und Frühstücksjoghurt.
Dann kamen die ersten Stornierungen, 
die Anordnungen aus Rom, die Angst der
Skiliftbetreiber. »Niemand soll sagen, die
Leute werden am Kronplatz krank«, so
die 54-Jährige. 

Der »Plan de Corones«, wie der Kron-
platz in der Sprache der ladinischen
Sprachminderheit heißt, ist ein 2275 Meter
hoher Berg, die Tal station für das Ski -
gebiet liegt nur wenige Gehminuten von
Frenners Hotel entfernt.

In den sozialen Medien hätten Leute
schon darüber gewitzelt, dass sie sich im
Hotel Corona das Virus eingefangen hät-
ten, sagt Frenner, »dabei waren das nicht
mal unsere Gäste!« Der Familienrat ent-
schied: erst mal zur allgemeinen Sicherheit
das Hotel zusperren und die bösen Kom-
mentare löschen, über den Rest könne
man sich immer noch Gedanken machen.
»Corona ist ein gängiger Name«, ärgert
sich Frenner, das werde sich doch jetzt
nicht ändern.

Über die Jahrzehnte hat sich Südtirol
zum Sehnsuchtsort der Deutschen entwi-
ckelt. Wann immer in der Welt eine Krise
anstand, wenn Terrorangriffe und Erd -
beben ganze Länder in Risikogebiete ver-
wandelten, stiegen in der Alpenregion die
Übernachtungszahlen. Die Berge, das Wet-
ter, das gute Essen boten deutschen Gästen
das Gefühl von Geborgenheit. Damit ist
es erst mal vorbei. 

Seit Dienstag ist die nördlichste Provinz
Italiens Teil der »Geschützten Zone«, ein
Land im Notbetrieb. Restaurants schließen
um 18 Uhr, katholische Kirchen halten kei-
ne Messen mehr ab, Museen und Theater

führe bereits Gespräche mit den Banken.
Ein paar Wochen Umsatzausfall kann Süd-
tirol verkraften, einen langfristigen Image-
schaden nicht. Deshalb denkt man bereits
jetzt an eine große Werbekampagne für die
Zeit nach Corona – um die deutschen Tou-
risten wieder zurückzuholen.

»Wenn alles vorbei ist, muss man in
Deutschland kommunizieren, dass wir wie-
der clean sind«, sagt HGV-Präsident Man-
fred Pinzger. Die Regierung hat deshalb
die landeseigene Marketingagentur mit der
Ausarbeitung von Konzepten beauftragt. 

Plakate, Werbespots und mehrere Mil-
lionen Euro sollen bereitliegen für den Mo-
ment, in dem das Virus eingedämmt ist.
Schnell schließen, schnell wieder ankur-
beln, das ist die Touristiker-Devise – dann
sei der Imageschaden bis zum Sommer
wieder einzufangen. 

Das Hotel Corona in St. Vigil hat die
Saison erst mal »abgehakt«, sagt Rosmary
Frenner. Sie ist froh darüber, dass ihr Be-
trieb in den vergangenen Jahren keine gro-
ßen Bauarbeiten in Auftrag gegeben hat,
»dann wäre der Verlust deutlich höher«.
Bleibt die Sache mit dem Namen. Je nach-
dem, wie sich die Pandemie entwickelt,
könnte er bald schon wieder einfach nur
ein Name unter vielen sein – oder zur lang-
fristigen Belastung werden. Im Dorf gibt
es ein Apartmenthaus »Isidor«, es wurde
vor einigen Jahren erst umbenannt.
 Vorher trug es den Namen »Isis«.

Anton Rainer

Endstation

Sehnsucht
Reiseziele Gastwirte in Südtirol

haben die Krise lange unter-

schätzt. Die einen fürchteten ums

saubere Image, die anderen mix-

ten Longdrinks gegen das Virus.

stehen still. Nirgends aber wiegt der wirt-
schaftliche Schaden so schwer wie im Tou-
rismus. Er ist der ökonomische Antrieb
des Landes und zugleich seine verwund-
barste Stelle. Wenn er erlahmt, bleibt Süd-
tirol auf der Strecke. 

»Wir haben uns an einen ewigen Auf-
wärtstrend gewöhnt«, sagt Arnold Schuler.
Als Mitglied der Landesregierung ist er
verantwortlich für Tourismus und Bevöl-
kerungsschutz – zwei Dinge, die sich mo-
mentan nur schwer miteinander vereinba-
ren lassen. »Die Hotels mit vielen Sternen
haben große Anlagen gebaut, viel Fremd-
kapital investiert«, sagt er. 

Das Ergebnis waren Wellnesstempel im
ganzen Land, Chaletdörfer, Luxusschup-
pen und ein fast schon beängstigend schnel-
les Wachstum. Südtirol ist ein kleines Land
mit rund 500 000 Einwohnern, aber mehr
als 33 Millionen Übernach tungen pro Jahr.
Zwischen 2013 und 2018 stieg die verbaute
Fläche um fast die Hälfte. 

»Manche dachten, es wird immer so wei-
tergehen«, sagt Schuler. Jetzt merkt die
Region, dass es auch anders kommen
kann. Der Hoteliers- und Gastwirte -
verband (HGV), der in der Coronakrise
vor Kurzem noch von einem »Dolchstoß«
sprach, als das deutsche Robert Koch-In-
stitut Südtirol zum Risikogebiet erklärte,
schlägt mittlerweile leisere Töne an – und
rät den Hotels zur sofortigen Schließung.
Doch ausgerechnet die größten Gastwirte
zögerten am längsten. 

Heinrich Dorfer ist Chef des Quellen-
hofs in der Nähe von Meran, eines
 »Luxury Resort« mit fünf Sternen und
 einem Umsatz von fast 28 Millionen Euro
pro Jahr. Er hat hohe Fixkosten und baut
seit Langem, quasi rund um die Uhr, einen
neuen Aquapark, einen Infinity Pool, ein
neues »super schickes Haupt restaurant«.
Selbst wenn er die vielen Gäste nach Hau-

Frage

Muss sich das »Hotel

Corona« umbennen?
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se schicke, sagt Dorfer, »ich kann ja die
Außenbeleuchtung nicht einfach abschal-
ten«. Der Luxus hotelier nahm bis vor Kur-
zem noch immer neue Buchungen an, Gäs-
te aus München würden sich hier sicherer
fühlen als in Bayern, glaubte er. Drei Tage
bevor Südtirol Teil der »geschützten Zone«
wurde, veröffentlichte das Quellenhof-
Team auf seiner Face book-Seite ein »Re-
zept gegen das Corona virus«:  einen Ing-
wer-Ananas-Longdrink mit Rum – »je
 höher die eingenommene  Dosis, desto
 effizienter und stärker die Wirkung«. Mit
den Scherzen ist es jetzt vorbei. Am Don-
nerstag kündigte auch Dorfer die Schlie-
ßung seines Hotels an.

Für Landesrat Schuler ist es der einzig
richtige Schritt. »Alle Hotels sollten sich an
die Empfehlung halten, auch aus Solidari-
tät«, sagt er, 90 Prozent würden der Auf-
forderung nachkommen. Die Regierung

Wirtin Frenner: Lager voll mit Speck
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S
eit 48 Tagen lebt Rodney Musariri
in einer unfreiwilligen Wohngemein-
schaft. Er muss in einem Zweizim-

merapartment in Wuhan ausharren, der
chinesischen Elfmillionenmetropole am
Ground Zero der Corona-Epidemie, zu-
sammen mit seiner Freundin und einem
Kumpel. Vom 14. Stock eines Hochhauses
im zentralen Wuchang-Bezirk aus können
sie zwar eine der Brücken über den mäch-
tigen Yangtze-Fluss sehen. Doch am Hof-
tor endet ihre Bewegungsfreiheit. Er sagt:
»Wir sind jenseits des Punktes, an dem wir
den Verstand verlieren würden.« 

Musariri, 35, stammt aus Simbabwe und
lebt eigentlich in der südchinesischen Stadt

Shenzhen, wo er als Englischlehrer arbei-
tet. Ende Januar war er mit seiner Freun-
din zu einem Neujahrsbesuch nach Wuhan
gereist. »Um ehrlich zu sein, habe ich nicht
auf die Nachrichtenlage geachtet«, erzählt
Musariri am Telefon. »Eines Morgens wa-
che ich auf, und bumm, stehen wir unter
Lockdown. Okay, so ist das also!« Seither
sitzt er hier fest.

Die unfreiwillige WG sehe ein, sagt
 Musariri, weshalb sie unter Quarantäne
stehe – und natürlich hoffen sie dennoch,
dass sie bald gelockert wird. Doch das lässt
noch immer auf sich warten. »Es gibt keine
Veränderung«, sagt er. »Geben wir dem
Ganzen noch ein paar Tage oder Wochen.« 

Augenzeugenberichte wie dieser stehen
in einem gewissen Widerspruch zu dem
zunehmend optimistischen Bild, das chi-
nesische Staatsmedien seit einigen Tagen
über die Lage in Wuhan zeichnen. 

Die Millionenmetropole war am 23. Ja-
nuar von der Regierung in Peking faktisch
zum Sperrgebiet erklärt worden. Autobah-
nen wurden abgeriegelt, der Zug- und
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Medizinisches Personal in Wuhan feiert die Schließung eines Notkrankenhauses: In den Intensivstationen sind wieder Betten frei

Frage

Hat China sich 

wirklich erholt?

»Weckt mich auf, wenn alles vorbei ist«
China Wuhan gilt als Epizentrum des Corona-Ausbruchs, im Januar schottete die Regierung die Millionenstadt

ab. Medizinisch scheint das Schlimmste inzwischen vorüber, doch ein normaler Alltag liegt in weiter Ferne.
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Flugverkehr eingestellt, 50 Millionen Men-
schen standen in Wuhan und der Provinz
Hubei unter Quarantäne. Später mussten
die meisten Fabriken in der Provinz schlie-
ßen, auch im Rest des Landes waren Aber-
millionen Menschen angehalten, zu Hause
zu bleiben.

Inzwischen dürfen wichtige Firmen in
Hubei, die Teil globaler Lieferketten sind,
ihre Arbeit wieder aufnehmen, etwa der
Automobilhersteller Honda. Die Provinz-
regierung teilte aber auch mit, dass die Fir-
men dafür eine Genehmigung beantragen
müssten. Doch das Signal ist klar: Nach
Wochen des wirtschaftlichen Stillstands
soll es langsam wieder losgehen.

Am Dienstag besuchte Staats- und Par-
teichef Xi Jinping überraschend das Epi-
zentrum der Seuche, zum ersten Mal seit
dem Ausbruch. Gedeutet wurde das als
Ausdruck von Zuversicht der Führung, die
Epidemie mittlerweile im Griff zu haben.
Offizielle Verlautbarungen und Berichte
der Staatsmedien legen nahe, dass das Le-
ben in der Provinz Hubei in kleinen Schrit-
ten zur Normalität zurückkehre. 

Tatsächlich scheint die wochenlange
Überlastung der Krankenhäuser ausge-
standen zu sein. Mehr als 3000 Menschen
sind bisher in Hubei gestorben. Doch am
Dienstag meldeten die Behörden nur noch
13 Neu infektionen in Wuhan. Sämtliche
16 Not hospitäler, die in Sport- und Messe-
hallen der Stadt entstanden waren, sind
mittlerweile geschlossen. Peng Zhiyong,
Leiter der Intensivstation eines Wuhaner
Universitätskrankenhauses, hatte dem Ma-
gazin »Caixin« vor Wochen mit mutiger
Offenheit von verheerenden Zuständen in
seiner Abteilung erzählt. Vor wenigen Ta-
gen berichtete er, dass seit dem 27. Februar
in der Intensivstation wieder Betten frei
seien. 

Ähnliches legt auch ein oft geteilter Ar-
tikel des Magazins »Renwu« nahe, in dem
eine Ärztin des Zentralkrankenhauses zu
Wort kommt. Beiläufig schildert der Re-
porter den Ort des Interviews, das bereits
am 2. März stattfand: »Ai Fen saß allein
im Büro der Notaufnahme. Die Ambulanz,
die zeitweise mehr als 1500 Patienten am
Tag behandelt hatte, war wieder zur Ruhe
gekommen. Lediglich ein einzelner Ob-
dachloser hielt sich dort auf.« 

Bei seinem Wuhan-Besuch am Dienstag
steuerte Xi zuerst ein Kommandozentrum
neben dem Huoshenshan-Hospital an –
das ist eines der beiden 1000-Betten-Kran-
kenhäuser, die Bauarbeiter in nur rund
zehn Tagen hochgezogen hatten. Xi sprach
dort mit Patienten und medizinischem Per-
sonal, das ihm zackig salutierte – wenn
auch nicht von Angesicht zu Angesicht,
sondern per Videoübertragung. Die Ärz-
tinnen und Pfleger seien »die schönsten
Engel« und »Botschafter des Lichts und
der Hoffnung«, ließ er sie wissen. 

Ein Immobilienmakler aus Wuhan, der
nur seinen Nachnamen Liu angeben will,
erzählt: Die Sorge vor Ansteckung habe
sich allgemein gemildert. In den WeChat-
Gruppen, in denen er sich mit ehemaligen
Klassenkameraden austausche, habe es
sich noch vor Kurzem nur um eine Frage
gedreht: »Welche Krankenhäuser werden
uns aufnehmen?«, sagt er. »Viele waren
verzweifelt und ohne Hoffnung. Heute
sieht man solche Posts nicht mehr oft.« 

Dennoch sagt Liu: »Ich werde keine Ent-
spannung finden, bevor der Lockdown
nicht aufgehoben ist und wir zu einem nor-
malen Leben zurückkehren können. Mein
Herz ist immer noch schwer.« Er fügt hin-
zu: »Ich gebe zurzeit nur Geld aus, habe
aber kein Einkommen.« Seinen sechs An-

gestellten bezahle er weiter ein Grund -
gehalt von 2500 Yuan, rund 317 Euro. Die
fälligen Mietzahlungen habe er mit seinem
Vermieter noch nicht diskutiert. 

Der Alltag der Menschen in Wuhan ist
noch lange nicht wiederhergestellt, auch
wenn der medizinische Notstand langsam
abebbt: Die Vorschriften und Bedingun-
gen variieren von Häuserblock zu Häuser-
block. Die meisten Bürger dürfen ihre
Wohnanlagen noch immer nicht verlassen.
Uniformierte Freiwillige kontrollieren die
Tore. Sie übernehmen auch die Verteilung
von Lebensmitteln, die Anwohner per
Messenger-App in den Supermärkten or-
dern und Lieferanten auf Motorrollern aus-
liefern. Nur wer einen Passierschein hat,
darf sich in der Stadt frei bewegen. Das
berichten mehrere Quellen in Wuhan. 

Noch sind die Verantwortlichen sich of-
fenbar nicht einig, inwieweit sie eine Nor-
malisierung gestatten sollen. 

Das eindrücklichste Beispiel dafür liefer-
te die Stadt Qianjiang, die wie Wuhan in

der Provinz Hubei liegt, aber früh Maß-
nahmen gegen das Virus ergriffen hatte und
deshalb weniger schwer getroffen  wurde.
Am Mittwochmorgen um 8.30 Uhr gab 
die Stadtregierung das Dokument Nr. 26
heraus. Noch am selben Tag sollten Stra-
ßensperren entfernt werden, Hotels, Tank-
stellen, Apotheken, Supermärkte wieder
öffnen, kurz: Das öffentliche Leben sollte
wieder anlaufen. Ganze zwei Stunden spä-
ter folgte Dokument Nr. 27 – das sämtliche
Lockerungen wieder  an nullierte. 

Geldsorgen, Ungewissheit und Einge-
sperrtsein zehren an den Nerven der Be-
völkerung. Der Unmut zeigte sich vergan-
gene Woche, als die Vizeministerpräsiden-
tin Sun Chunlan einen Wohnkomplex in
Wuhan inspizierte. Auf Social Media ge-
postete Videos zeigten, wie Menschen aus
ihren Fenstern »Das ist alles Fake!« herun-
terschrien. Angeblich hatte das Manage-
ment der Anlage vor Suns Besuch noch
schnell aufgeräumt und Lebensmittelliefe-
rungen inszeniert, um eine weniger triste
Wirklichkeit vorzutäuschen. 

Staatschef Xi hat der Nachrichtenagen-
tur Xinhua zufolge Verständnis für die frus-
trierten Wuhaner angemahnt. Auch er be-
suchte am Dienstag einen Wohnkomplex.
Unterlegt von Streicherklängen zeigt ein
Video des Staatssenders CCTV, wie er eine
mit roten Lampions geschmückte Allee
entlangspaziert und dabei zu Anwohnern
hinaufwinkt, die ihn von ihren Fenstern
aus grüßen. Bei dem Empfang könnte die
Staatsmacht nachgeholfen haben, wenn
man unbestätigten Berichten auf Social
Media glaubt: Demzufolge sollen Polizis-
ten in die Wohnungen entsandt worden
sein, um sicherzustellen, dass Xi nichts als
Willkommensrufe entgegenschallte. 

»Ich hätte Präsident Xi gern gesehen,
dann hätte ich meinen Freunden mal was
erzählen können«, sagt der kanadische
Englischlehrer Terry Collinge, 41, der seine
Wohnung mit den beiden Simbabwern
teilt. Zurzeit ist die Langeweile ihre größte
Gegnerin. Die Zeit vertreiben sie sich mit
 Videospielen, mit Filmen oder Büchern.
Der Fantasy-Roman »A Knight of the
 Seven Kingdoms« von George R.R. Martin
habe ihm ganz gut gefallen, sagt  Musariri. 

Allzu oft zerfließt die Zeit einfach nur.
Mal würden sie sich am Nachmittag für
ein Nickerchen hinlegen, dann um Mitter-
nacht aufwachen, um frühmorgens wieder
ins Bett zu gehen, so erzählt Musariri es. 

»Manchmal ist es ein bisschen über -
wältigend«, sagt Collinge. »Ich versuche,
posi tiv zu bleiben. Da muss ja ein Licht
am Ende des Tunnels kommen. Aber 
es holt dich ein, der Stress, die Einsamkeit.
Manchmal rolle ich mich zusammen,
 dämmere weg und denke mir: Weckt mich
auf, wenn alles vorbei ist.« 

Georg Fahrion, Mitarbeit: Wu Dandan
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Präsident Xi in Wuhan 

»Botschafter des Lichts«



V
orige Woche bekam ich in Japan ei-
nen Anruf aus China. Am Apparat
war ein Mitarbeiter der Pekinger

Wohnanlage, in der ich seit Jahren lebe.
»Stimmt es«, fragte er, »dass Sie in Japan
sind und am Wochenende nach Peking zu-
rückkommen?«

Ich bejahte, aber die Frage irritierte
mich. Eigentlich konnte niemand wissen,
wo ich war. Im Februar war ich in Europa
gewesen. Da wegen der Coronakrise in-
zwischen viele Staaten den Reiseverkehr
von und nach China eingestellt hatten,
machte ich auf dem Rückweg zwei Zwi-
schenstopps, um Termine wahrzuneh-
men – zuerst in Singapur, dann in Tokio. 

Ich hatte aber noch keinen Rückflug aus
Japan gebucht, und weder meine Frau
noch meine Kollegen waren in Peking
nach meinem Verbleib gefragt worden.
Woher wusste der Mann, dass ich in Japan

bin – einem der Länder, aus denen China
nun selbst die Einreise regulierte?

In Singapur hatte ich eine Woche zuvor
den Experten für Infektionskrankheiten,
Leong Hoe Nam, getroffen. Der Virologe
am Mount Elizabeth Hospital schilderte
mir, mit welchem Aufwand die Behörden
des Stadtstaats versuchen nachzuweisen,
welche Covid-19-Patienten sich wann bei
wem infiziert haben und wen sie selbst an-
gesteckt haben könnten. »Wenn ich Sie
frage, wo genau Sie in den vergangenen
fünf Tagen gewesen, wem Sie begegnet
sind, wird es Ihnen schwerfallen, sich im
Detail zu erinnern.«

Es sei rückständig und forensisch frag-
würdig, sich unter den Bedingungen einer
Pandemie auf das Gedächtnis Einzelner
zu verlassen, so Dr. Leong. »Ganz davon
abgesehen, dass Patienten manchmal ab-
sichtlich nicht die Wahrheit sagen.« Am

Tag darauf wurde in Singapur ein Ehepaar
wegen Verstoß gegen das Infektionsschutz-
gesetz angeklagt. Der erkrankte Mann und
seine quarantänepflichtige Frau hatten
 verschwiegen, wo genau sie sich aufgehal-
ten hatten.

»Die moderne Technik bietet längst Mög-
lichkeiten nachzuweisen, wem ein Infizier-
ter auf drei oder zwei Meter nahe gekom-
men ist«, sagte Dr. Leong. Mittels Bluetooth
zum Beispiel lasse sich das ohne Weiteres
ermitteln. »Ich weiß nicht, wer eine entspre-
chende App erfinden wird, aber gehen Sie
davon aus, dass zur Stunde jemand daran
arbeitet.« Der Einsatz solcher Apps sei da-
tenschutzrechtlich sicher problematisch.
»Aber am Ende wird man den Schutz der
Privatsphäre und den Schutz der Gesund-
heit anderer gegeneinander abwägen und
einen Kompromiss finden müssen.«

Eine Smartphone-App, die jede Person
registriert und den Behörden meldet, der
ich auf zwei Meter nahe komme? Wie weit
werden Staaten nach der Coronakrise im
Interesse der Allgemeinheit gehen, um die
Rechte des Einzelnen zu beschneiden? 

In mehreren asiatischen Ländern sind be-
reits Apps und technische Überwachungs -
instrumente im Einsatz, die weit über das
hinausgehen, was vor Corona denkbar war:
In Hongkong sind Quarantänepflichtige
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Passanten in Shanghai: 50 Überwachungskameras auf der Straße

Der große Angriff
Datenschutz Asiatische Staaten verstärken die digitale Überwachung
ihrer Bürger massiv. Eine Reise durch eine Region, die in der 
Coronakrise zugleich eine Chance entdeckt. Von Bernhard Zand



seit Anfang Februar verpflich-
tet, elektronische Armbänder
zu tragen. Die Regierung stellt
dazu ein Smart phone; bricht
die Verbindung ab oder verlässt
ein Patient seine Wohnung,
wird die Gesundheitsbehörde
alarmiert.

In Südkorea werden hundert -
tausendfach Apps herunterge-
laden, die Alter, Geschlecht,
 Nationalität und das Be we -
gungs profil Infizierter zeigen –
in einem Fall vom Besuch eines
Sportstudios über einen Ein-
kauf bis zur Einlieferung 
ins Krankenhaus. Die in den
Apps visuell aufbereiteten Da-
ten stammen direkt von der
 Regierung: »Wir sahen uns nach einer Mas -
seninfektion mit Mers (dem Middle East
Respiratory Syndrome –Red.) vor fünf Jah-
ren öffentlichem Protest ausgesetzt, weil
wir nicht bekannt gegeben hatten, wohin
diese Patienten  gegangen waren«, recht-
fertigte ein Beamter dieses Vorgehen ge-
genüber der Nachrichtenagentur Reuters.

Zwar geben die Regierungsdaten und
die Apps keine Namen der Erkrankten
preis. Doch sie lassen sich in Einzelfällen
leicht ermitteln, etwa von Nachbarn. »Co-
rona 100m«, berichten die Entwickler,
wurde im Februar bis zu 20 000-mal pro
Stunde heruntergeladen; zusammen mit
»Corona Doctor« und »Corona Map«
zählt sie derzeit zu den 15 meistgeladenen
Apps in Südkorea.

So weit wie Südkorea ist bislang nicht
einmal China gegangen. Aber auch dort
nimmt das Ausmaß der digitalen Kontrolle
von Tag zu Tag zu.

Schon kurz nach der Abriegelung infol-
ge der Coronakrise wurden in der zentral-
chinesischen Provinz Hubei Drohnen los-
geschickt, um Quarantänebrecher zu iden-
tifizieren und zu verwarnen. Bürger, die
ohne Schutzmaske angetroffen wurden,
fanden sich im Internet an den Pranger
 gestellt, einer von ihnen sogar buchstäb-
lich an eine Säule gebunden und öffentlich
beschimpft.

Im Februar startete die Regierung eine
Plattform namens »Close Contact De-
tector«, über die sich ermitteln lässt, wie
nahe man einem Infizierten gekommen ist.
Die App wertet vor allem die Datenban-
ken öffentlicher Verkehrsmittel aus. In Chi-
na müssen sich nicht nur Flug-, sondern
auch Zugreisende mit vollem Namen und
Ausweisnummer registrieren. Sitzplätze
werden grundsätzlich zugewiesen. Der
»Close Contact Detector« gibt Auskunft
darüber, ob man drei Reihen vor oder hin-
ter einem Infizierten saß. In einzelnen

* Die chinesische App zeigt Corona-Erkrankte  rot mar-
kiert an; Temperaturliste des Autors.

Städten werden U-Bahn-Tickets nur mit
vorheriger Registrierung ausgestellt.

Auch die drei großen staatlichen Mobil-
funkanbieter erstellen über ihre Kunden-
daten von Sendemast zu Sendemast Bewe -
gungsprofile für die jeweils vergangenen
14 Tage. Manche Arbeitgeber verlangen
diese relativ groben Profile, bevor sie ihre
Angestellten aufs Firmengelände lassen;
sie sind per SMS abrufbar.

Am weitesten geht in China die Stadt
Hangzhou, Sitz des Onlinehändlers Ali -
baba. Auf seinem mobilen Bezahldienst
Alipay hat das Unternehmen eine Mini-
App namens »Gesundheits-Code« instal-
liert. Die Software gleicht die Informatio-
nen registrierter Kunden mit den Daten-
banken der Gesundheitsbehörden ab. Sie
erstellt einen Farbcode, der die Gefähr-
dung des Kunden abbildet: grün erlaubt
freie Bewegung, für gelb ist eine 7-, für rot
eine 14-tägige Quarantäne empfohlen.

Auf Bahnhöfen, in Supermärkten, eben-
so vor den Eingängen zu Wohnanlagen
werden diese Codes bereits routinemäßig
abgefragt. Einer Recherche der »New York
Times« zufolge teilt Alibabas App Kun-
dendaten nicht nur mit den Gesundheits-
behörden, sondern auch mit der Polizei.
Trotzdem hatten sich bis zum 24. Februar
in der Provinz Zhejiang bereits mehr als
50 Millionen Menschen registriert. 98,2
Prozent von ihnen erhielten einen grünen
Code, fast eine Million Menschen wurden
demzufolge gelb oder rot eingestuft.

Unterdessen hat der Alibaba-Rivale
 Tencent eine ähnliche Mini-App installiert,
»Anti-Virus Code« genannt. Auch sie ver-
gibt Farbcodes und zeigt zusätzlich an, wie

weit man sich gerade von einem
bestätigten Corona-Fall aufhält.

Die Coronakrise, sagte Chi-
nas Staatschef Xi Jinping, sei
ein Anlass, die Anwendung di-
gitaler Technologie voranzu-
treiben, vor allem bei der Über-
wachung, Prävention und Be-
handlung von Epidemien und
der Rückverfolgung von Virus-
quellen. Viele Chinesen, so wie
viele Südkoreaner, scheinen
ihm in diesem Punkt zuzustim-
men. Selbst im Westen gibt es
erste Stimmen, die auf eine
Veröffentlichung von Infizier-
tendaten drängen.

Für Datenschützer ist diese
Entwicklung ein Albtraum. Die

Rechte und die Bewegungs freiheit des In-
dividuums werden auf diese Weise weiter
beschränkt. Der Ausbruch des Corona -
virus erweise sich als »ein Meilenstein 
in der Geschichte der Ausbreitung der
Massenüberwachung«, so die Hongkonger
Menschenrechtlerin Maya Wang zur
»New York Times«.

Schließen sich der Schutz der Privat-
sphäre des Einzelnen und der Schutz der
Gesundheit der Allgemeinheit aus? Oder
kann es in dieser Frage einen Kompromiss
geben?

Rechtsstaaten westlicher Prägung sind
nicht machtlos gegen das Virus, wie die
Maßnahmen vieler europäischer Regierun-
gen zeigen. In Asien braucht es ebenfalls
keinen Überwachungsstaat und keine Vor-
ratsspeicherung individueller Daten, um die
Allgemeinheit zu schützen: Obwohl nach
der Abriegelung der Stadt Wuhan Ende
 Januar keine offizielle Ausgangssperre ver-
hängt worden war, blieben fast alle Men-
schen in ihren Wohnungen. Dieselbe Ein-
sicht teilt heute die Mehrheit der Italiener. 

Sollten Einzelne gegen die Bestimmun-
gen von Infektionsschutzgesetzen versto-
ßen, hat der Rechtsstaat Mittel, sie zur Ver-
antwortung zu ziehen. Das war vor dem
Ausbruch der Coronakrise so und wird
auch danach so bleiben. Ein Staat, der wis-
sen will, wo sich seine Bürger aufhalten,
traut ihnen letztlich nicht.

Ich weiß bis heute nicht, woher der Mit-
arbeiter meiner Wohnanlage in Peking
wusste, dass ich in Japan war. Erst sagte er,
das habe ihm ein Kollege gesagt. Inzwischen
spricht er von einem Missverständnis.

Am Samstag traf ich in Peking ein. Da
Japan in China als Hochrisikoland be-
trachtet wird, bin ich nun in Quarantäne.
Ich messe zweimal täglich meine Tempe-
ratur und melde sie an die Verwaltung;
ich bin gesund. Aber ich werde mich hü-
ten, die Wohnanlage zu verlassen. Auf 
der Straße davor stehen mehr als 50 Über-
wachungskameras.
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Mahbubani gilt als Verkünder des »Asiati-
schen Jahrhunderts«. 1948 als Sohn einer
aus Indien geflohenen Familie in Singapur
geboren, stieg er zu einem einflussreichen
Diplomaten auf und war als Botschafter
seines Landes bei den Vereinten Nationen
von 2001 bis 2002 Präsident des Welt -
sicherheitsrats. Später übernahm er die
Leitung der nach dem Staatsgründer Lee
Kuan Yew benannten Politischen Akade-
mie der National University of Singapore.
Mahbubani hat eine Reihe viel gelesener
Bücher über den Aufstieg Asiens und den
vermeintlichen Niedergang des Westens
geschrieben. Ende März erscheint sein ach-
tes Buch »Has China won?«*.

SPIEGEL: Herr Professor Mahbubani, geht
das Asiatische Jahrhundert womöglich zu
Ende, bevor es richtig begonnen hat?
Mahbubani: Wegen des Coronavirus?
Nein, der Weg zum Asiatischen Jahrhun-
dert ist und bleibt steinig. 1997, kurz vor
Beginn dieses Jahrhunderts, haben wir
eine schwere Finanzkrise überstanden. Im
Westen hieß es damals, Asien sei erledigt.
In Wahrheit hat noch jede Krise bewiesen,
wie widerstandsfähig diese Region ist und
wie entschlossen ihre Menschen sind.
SPIEGEL: China geht mit rabiaten Metho-
den gegen das Coronavirus vor, setzt
 Millionenstädte unter Quarantäne und hat
das Ausmaß der Seuche anfangs kleinge-
redet. Sie preisen das »chinesische Modell«
in Ihren Büchern – aber zeigt der Umgang
mit dem Virus nicht, dass auto ritäre Re-
gime mit solchen Krisen über fordert sind?
Mahbubani: Schauen Sie einmal 100 Jah-
re zurück. 1920 herrschten in China Hun-
ger, Seuchen, Bürgerkrieg und Chaos, die
Lebenserwartung betrug 30 Jahre, die Kin-
dersterblichkeit 40 Prozent. Vergleichen
Sie das mit dem China von heute. Dieser
Aufstieg ist allerdings nicht das Ergebnis
des kommunistischen Systems, sondern
des Einfallsreichtums der Menschen. Die 

* Kishore Mahbubani:» Has China Won? The Chinese
Challenge to American Primacy«. PublicAffairs; 
320 Sei ten; 26,99 Euro.

Chinesen haben ein paar Tausend Jahre
lang darüber nachgedacht, wie eine gerech-
te und gut organisierte Gesellschaft aus-
sieht, genauso lange wie der Westen. Sie
haben andere Erkenntnisse gewonnen.
Und sie haben keinen Anlass, die Erkennt-
nisse des Westens zu kopieren.
SPIEGEL: Das Coronavirus ist nur eine von
Asiens Krisen. Der Kaschmirkonflikt ent-
zweit die Atommächte Indien und Pakis-
tan. In Indien spitzt sich der Streit zwi-
schen Hindus und Muslimen zu. China
ringt mit der Protestbewegung in Hong-
kong. Japan und Südkorea sind tief zer-
stritten. Sieht so der Kontinent aus, der
demnächst den Westen ablösen wird?
Mahbubani: Ein so großer Kontinent, mehr
als vier Milliarden Menschen – es wäre selt-
sam, wenn wir nicht viele Probleme hätten.
Die Frage ist, ob eine dieser Krisen eine Ge-
fahr für Asiens Dynamik ist. An Kaschmir
zum Beispiel wird Indien nicht zerbrechen.
In China leben 1,4 Milliarden Menschen, in
Hongkong 7 Millionen. Die westliche Be-
richterstattung über Hongkong erweckt den
Eindruck, als stünde dort Chinas Stabilität
auf dem Spiel. Da ist der Wunsch der Vater
des Gedanken. All diese Krisen können
grundsätzlich gelöst werden – vielleicht mit
Ausnahme von Covid-19, womit wir einige
Zeit zu tun haben werden.
SPIEGEL: Sie beurteilen China gern nach
seinen Errungenschaften, aber den Westen

nach seinen Fehlern. Und dann werfen Sie
dem Westen vor, mit »ungleichen Maß -
stäben« zu messen.
Mahbubani: Ich will nicht, dass der Wes-
ten scheitert, ich will, dass er Erfolg hat.
Ein schwacher, zerstrittener Westen ist
schlecht für die Welt. Ich bin nicht anti-
westlich oder antiamerikanisch. Ich stelle
einfach fest, dass es bessere Wege gibt,
mit Asien und China umzugehen. Der
Westen muss begreifen: Wenn sich die
Geschichte in die Kurve legt, kannst du
nicht weiter geradeaus fahren. Der Wes-
ten hat viele Probleme seit dem Ende des
Kalten Krieges und jenem berühmten Es-
say von Francis Fukuyama, der damals
das »Ende der Geschichte« verkündete.
Das hat euch schläfrig und selbstzu -
frieden gemacht. Ich sage: Dreht um!
Biegt ab, geht mit Asien auf die Reise,
und seid optimistisch. Die Möglichkeiten,
die der Aufstieg von China und Asien
überhaupt  bieten, sind enorm.
SPIEGEL: Nicht nur der Westen zögert,
Chinas Weg zu gehen. Auch viele asiati-
sche Länder sehen China nicht als die
freundliche Supermacht, die Sie in Ihren
Büchern beschreiben.
Mahbubani: Eine »freundliche Super-
macht« – das wäre ein Widerspruch in sich.
Supermächte erwarten, dass sich andere
fügen. Das tun die USA, und das wird auch
China tun, je stärker es wird. Aber es gibt
Unterschiede: Man kann 2000 Milliarden
Dollar ausgeben, im Irak einmarschieren
und wie Don Quijote gegen Windmühlen
kämpfen. Peking wird nie so dumm sein,
in ein Land einzumarschieren, dessen Kul-
tur und Geschichte es nicht versteht.
SPIEGEL: Sondern?
Mahbubani: Für China gilt seit dem Stra-
tegen Sun Tzu: Einen Krieg gewinnt man
am besten, indem man ihn erst gar nicht
führt. Eine Supermacht braucht militäri-
sche Stärke, natürlich. Aber China hat jen-
seits seiner Grenzen seit 30 Jahren keine
Kugel verschossen. Es gehört viel strate -
gische Disziplin dazu, militärische Macht
nicht auszuspielen – wenn man inzwi-
schen so viel davon hat.
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»Die Chance, China von außen zu
liberalisieren, ist gleich null«
SPIEGEL-Gespräch Unter dem Eindruck der Coronakrise lobt der Politologe Kishore Mahbubani

Chinas Voraussicht und strategische Disziplin. Den USA wirft er 

Arroganz vor und rät den Europäern, ihre geopolitischen Interessen besser durchzusetzen.
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SPIEGEL: Was die Sorgen von Chinas
Nachbarn aber nicht verringert.
Mahbubani: Japan und Südkorea sind
sehr besorgt über China, viel besorgter als
ihr Europäer. Aber sie fürchten nicht, dass
China ihre Demokratie unterwandert oder
dergleichen. Sie fürchten, dass China die
Hackordnung wieder herstellt, die mehr
als tausend Jahre lang in Asien galt. Und
es stimmt, dieser Prozess wird schmerz-
haft sein, vor allem für die Japaner. 
SPIEGEL: Wie beurteilen Sie das massive
digitale Überwachungsregime, mit dem
China die Welt verschreckt?
Mahbubani: Darüber sollten wir uns alle
Gedanken machen. Im Westen glauben
ja manche, das Sammeln von Daten 
sei in Ordnung, solange das nur private
Unternehmen tun. Aber auch auf staat -
licher Ebene haben die USA begonnen,
jede  Unterhaltung auf der Welt aufzu-
zeichnen, derer sie mit digitalen Mitteln
habhaft werden. Das wissen wir vom ehe-
maligen NSA-Mitarbeiter Edward Snow -
den. Wer das falsch findet, sollte das
durch Taten beweisen. Wir können nicht
verlangen, dass die Chinesen aufhören
abzuhören, solange es die NSA immer
noch tut.

SPIEGEL: Das Ausmaß, in dem Peking die
Mittel des Überwachungsstaats gegen das
eigene Volk anwendet, ist beispiellos.
Mahbubani: Machen wir uns nichts vor,
dieser Überwachungsstaat verstärkt na-
türlich die Fähigkeit der chinesischen Re-
gierung, ihre Bevölkerung zu kontrollie-
ren. Zugleich weiß die Führung: Wenn die
Chinesen ihre Regierung nicht mehr wol-
len, dann werden ihr alle Überwachungs-
instrumente der Welt nicht helfen, dann
verliert sie, wie andere vor ihr, das »Man-
dat des Himmels«. Wenn rund 1,4 Mil -
liarden Menschen aufstehen, werden die
90 Millionen Mitglieder der Partei da -
gegen machtlos sein. Deshalb kontrolliert

China seine Bevölkerung nicht mit bruta-
ler Gewalt, sondern vor allem mit Wirt-
schaftspolitik.
SPIEGEL: Ist es nicht brutale Gewalt, mit
der Peking in der Autonomen Region Xin-
jiang Hunderttausende Muslime in Um -
erziehungslager gesteckt hat?
Mahbubani: Xinjiang und der Rest von
China sind zweierlei. Wenn China ein Un-
terdrückungsstaat wäre, dann würden die
Menschen davonlaufen. Vergangenes Jahr,
bevor dieses neuartige Coronavirus aus-
gebrochen ist, sind 134 Millionen Chinesen
ins Ausland gereist. Warum sind die alle
wieder zurückgekommen?
SPIEGEL: Die Menschen in Xinjiang be-
kommen keinen Reisepass. Die können
gar nicht ausreisen.
Mahbubani: Xinjiang ist ein besonderer
Fall. Der Westen hat auf die Bedrohung
durch den religiösen Fundamentalismus
mit militärischen Operationen reagiert.
China hat extreme Maßnahmen verhängt,
um die Bevölkerung in Xinjiang zu kon-
trollieren. Ich frage: Wer hat mit seinem
Vorgehen mehr unschuldige muslimische
Zivilisten auf dem Gewissen?
SPIEGEL: Das ist eine zynische Frage. Im
Westen gibt es massive Kritik am Droh-
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Passantin vor Luxusgeschäft in Hongkong: »Seid optimistisch«

Frage 

Ist Chinas 
Aufstieg zu Ende, 
bevor er richtig 
begonnen hat, 
Herr Mahbubani?



nenkrieg, am Einmarsch im Irak. Wer in
China Kritik übt, wird eingesperrt.
Mahbubani: Warum hat sich keines der
muslimischen Länder dem westlichen Pro-
test gegen China angeschlossen?
SPIEGEL: Weil die meisten Regierungen in
der islamischen Welt selbst autoritär sind
und von chinesischen Krediten profitieren.
Mahbubani: Das mag ein Teil der Antwort
sein, aber Indonesien zum Beispiel ist 
kein autoritärer Staat, und seine Regierung
 vertritt den demokratischen Willen des
 bevölkerungsreichsten muslimischen Lan-
des. Für viele Muslime ist die Kritik an Pe-
kings Vorgehen in Xinjiang ein zynischer
politischer Schritt, um China bloßzustellen.
SPIEGEL: Halten Sie Pekings Unterdrü-
ckung der Muslime in Xinjiang für eine
wirksame Politik, die einer Kulturnation
würdig ist?
Mahbubani: Das weiß ich nicht. Vielleicht
weiß ich es in zehn Jahren. Entweder er-
füllen sich die Prognosen des Westens, und
Xinjiang bleibt unterdrückt. Oder aber
Chinas Deradikalisierung hat Erfolg, es sit-
zen dann keine Million Menschen mehr
in Umerziehungslagern, und die Polizei-
präsenz geht zurück. Eines dagegen ist ge-
wiss: Bei den Konflikten, in denen der
Westen eine Rolle spielt, in Syrien, in Li-
byen, besteht wenig Aussicht, dass sie in
zehn Jahren gelöst werden. In Xinjiang ist
das zumindest nicht auszuschließen.
SPIEGEL: Warum hat China zwar viele
ökonomische Partner, aber keine politi-
schen Bündnisgenossen, keine Freunde?
Mahbubani: China hält es mit Lord Pal-
merston – Länder haben auf Dauer keine
Freunde, nur Interessen. Wenn ihnen Ve-
nezuela oder Simbabwe bei der Durch -
setzung ihrer Interessen hilft, dann arbeiten
die Chinesen eben mit diesen Ländern zu-
sammen. Etwas anderes ist die sogenannte
Soft Power, die kulturelle Anziehungskraft
eines Landes. In dieser Hinsicht waren die
USA einst unschlagbar. Damit konnte Chi-
na nie konkurrieren, aber diesen Ehrgeiz
hatte es auch nie. Dafür treiben heute gut
120 Länder der Welt mehr Handel mit Chi-
na als mit irgendeinem anderen Land.
SPIEGEL: Umgekehrt sind die USA aber
für China nach wie vor attraktiv. Warum
sonst ist der Onlinehändler Alibaba, eines
der wichtigsten chinesischen Unterneh-
men, nicht in Shanghai, sondern in New
York an die Börse gegangen?
Mahbubani: Peking hat sehr früh voraus-
gesehen, dass die USA eines Tages ein Pro-
blem mit Chinas Aufstieg haben und einen
geopolitischen Wettbewerb vom Zaun bre-
chen werden. So ist es gekommen. Um
 diesen Prozess zu verzögern, hat Peking
gegenseitige Abhängigkeiten zwischen den
USA und China geschaffen. Es war eine
brillante Idee, chinesische Unternehmen
an US-Börsen notieren zu lassen, denn da-
mit haben viele Amerikaner nun selbst ein

Interesse an Chinas Wohlstand. Ganz da-
von zu schweigen, dass dieser Schritt kom-
merziell attraktiv war, weil der Marktwert
von Firmen wie Alibaba hochgetrieben
wurde. Mit Gefühlen hat das nichts zu tun.
SPIEGEL: Dass selbst die Tochter von
Staatschef Xi Jinping in Harvard studiert
hat – reines Kalkül, weise Voraussicht?
Mahbubani: Nicht nur Xi Jinpings Tochter.
Wenn Stalin heute leben würde – er wäre
schockiert: Chinas Kommunistische Partei
lässt zu, dass 300 000 ihrer besten jungen
Köpfe an US-Universitäten amerikani-
scher »Gehirnwäsche« unterzogen wer-
den. Das zeigt Chinas Selbstvertrauen in
seine eigene Kultur.
SPIEGEL: Viele reiche Chinesen vertrauen
den USA und legen ihr Geld dort an.
Mahbubani: Das ist der größte Vorteil der
USA gegenüber China: Wenn du eine Mil-
liarde Dollar hast und sie auf 100 Jahre si-
cher anlegen willst, dann parkst du sie bes-
ser in den USA als in China. Denn es wird
ein Auf und Ab geben, aber im Grunde ist
das politische System in den USA stabil.
Niemand weiß, wie Chinas politisches Sys-
tem in 50 Jahren aussehen wird.
SPIEGEL: Damit haben Sie die Titelfrage
Ihres neuen Buches – »Hat China gewon-
nen?« – doch eindeutig beantwortet.
Mahbubani: Der Titel ist eine Frage. Die
Antwort lautet nicht Ja, sondern: noch
nicht. Und die versteckte Frage hinter dem
Titel lautet: Kann Amerika verlieren? Für
Amerikaner ist es ja unvorstellbar, dass
Amerika verlieren könnte.
SPIEGEL: Offenbar stimmt das ja, wie Sie
gerade sagten.
Mahbubani: Ich hebe in meinem Buch all
die Stärken Amerikas hervor, und wenn
China glaubt, der Wettbewerb mit Ameri-
ka sei bereits entschieden, dann warne ich
davor. Niemand weiß, wie dieser Wett -
bewerb ausgeht.
SPIEGEL: Welche Chinastrategie schlagen
Sie dem Westen vor?
Mahbubani: Lasst China China sein. Der
Westen sollte die Illusion aufgeben, er könn-
te China verändern. An einem Beispiel ist
das bereits offensichtlich – an der Erwar-

tung, eine Liberalisierung der chinesischen
Wirtschaft würde zu einer Liberalisierung
des politischen Systems führen. Nicht dass
das grundsätzlich ausgeschlossen wäre. Aber
die Chance, das chinesische System von au-
ßen zu liberalisieren, ist praktisch gleich null.
Alle Versuche, das zu tun, haben nur die Le-
gitimität des chinesischen Regimes gestärkt.
Im Westen erinnert sich kaum jemand daran,
wie Kolonialmächte vor 160 Jahren den Pe-
kinger Sommerpalast geplündert haben. Die
Chinesen erinnern sich daran sehr gut, und
heute wird jede Einflussnahme als Versuch
gewertet, China zu destabilisieren.
SPIEGEL: Welche Position sollte Europa
im Ringen zwischen China und den USA
einnehmen?
Mahbubani: Mich bekümmert Europas
Pessimismus. Europa weiß, dass große
 Herausforderungen bevorstehen, aber es
weigert sich, seine geopolitischen Interes-
sen kühl zu analysieren. Was ist die größte
Bedrohung für Europa? Nicht Russland,
nicht China, sondern die Demografie. 1950
hatte Afrika rund halb so viele Einwohner
wie Europa, heute sind es etwa doppelt so
viele, im Jahr 2100 könnten es zehnmal so
viele sein. Wenn Europa keine Arbeitsplät-
ze nach Afrika exportiert, werden Afrika-
ner nach Europa kommen. Der Aufstieg
der extremen Rechten in praktisch allen
europäischen Gesellschaften ist eine Folge
davon, dass ihre Regierungen in dieser Fra-
ge den Kopf in den Sand stecken.
SPIEGEL: Was hat das mit China zu tun?
Mahbubani: Es ist im fundamentalen In-
teresse Europas, Afrika zu entwickeln, und
wenn ihr dafür einen Partner sucht, dann
ist das – China. China investiert heute viel
mehr in Afrika als die USA. Außenminis-
ter Mike Pompeo hat in Addis Abeba ge-
rade eine Rede gehalten, die eine Belei -
digung der Afrikaner war. Vertraut den
Chinesen nicht, sagte er dort – zu einem
Kontinent, dem China so viel gegeben hat.
SPIEGEL: Um Pekings eigene Interessen
voranzutreiben.
Mahbubani: Chinas Investitionen in Afri-
ka sind jedenfalls ein geopolitisches Ge-
schenk an Europa. Aber statt den Chine-
sen zu danken, ohrfeigt ihr sie.
SPIEGEL: Die Debatte um den umstritte-
nen Netzwerkausrüster Huawei zeigt aber:
Viele Europäer trauen China nicht.
Mahbubani: Wir tun oft so, als wäre unsere
Einstellung zu anderen Ländern von küh-
len, logischen Erwägungen geprägt. Wenn
das so wäre, verstünden die Europäer, dass
China zwar kein Freund ist, aber dass
Europas und Chinas Interessen konvergie-
ren. Die negative Haltung vieler Europäer
gegenüber China hat einen emotionalen
Grund. Sie hat mit der tief sitzenden Angst
vor der »gelben Gefahr« zu tun, die jetzt
erneut an die Oberfläche drängt.

* Bernhard Zand in Singapur.
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»Angst vor der ›gelben Gefahr‹«

Coronakrise



SPIEGEL: Glauben Sie, dass ein chinesi-
scher Huawei-Mitarbeiter dem Wunsch
seiner Regierung widerstehen könnte, alles
über Europa herauszufinden, was ihm die
Technologie ermöglicht?
Mahbubani: China wird über kurz oder
lang genau die gleiche Fähigkeit besitzen,
in das Kommunikationsnetz jedes Landes
einzudringen wie die USA – mit oder ohne
Huawei. Wenn ihr eure Kommunikations-
systeme schützen wollt, sperrt Huawei ru-
hig aus. China könnt ihr damit aber nicht
aussperren.
SPIEGEL: Wenn das so ist – was spricht
dann dagegen, sich lieber von Amerika-
nern als von Chinesen ausspionieren zu
lassen? Amerika ist den meisten Europä-
ern kulturell zumindest näher als China.
Mahbubani: Tut das doch. Ich ermutige
euch: Kauft amerikanische 5G-Technik,
wenn ihr das wollt.
SPIEGEL: Ein maliziöser Vorschlag, denn
Amerika hat keine großen 5G-Unterneh-
men. Die größten 5G-Firmen neben Hua-
wei und weiteren ostasiatischen Anbietern
sind Nokia und Ericsson, zwei europäische
Unternehmen.
Mahbubani: So ist es. Und bedenken Sie:
Es leben 7,5 Milliarden Menschen auf der
Welt, etwa eine Milliarde davon im Westen.
Euer Wohlstand hängt am Ende davon ab,
was die anderen 6,5 Milliarden tun. Wenn
nur die Hälfte von denen Huawei kauft,
seid ihr gern sentimental und kauft ameri-
kanische Technologie. Schneidet euch ab
vom Rest der Welt. Europa hat jedes Recht,
diese Entscheidung zu treffen.
SPIEGEL: Sie sehen also nicht nur Amerika,
sondern auch Europa in Gefahr, das asiati-
sche Jahrhundert zu verschlafen. Aber eines
immerhin hat Europa geschafft: Es hat die
großen Zerwürfnisse seiner Geschichte
überwunden. Die Konflikte in Kaschmir, in
Hongkong, im Südchinesischen Meer zei-
gen, dass Asien mit der Aufarbeitung seiner
Geschichte noch nicht einmal begonnen hat.
Mahbubani: Vielleicht überrascht Sie das
nach diesem Gespräch, aber ich stimme
völlig zu. Zurzeit gibt es weder in Europa
noch in Asien große Kriege. Aber anders
als in Europa ist die Gefahr eines Krieges
in Asien nicht ausgeschlossen. In dieser
Hinsicht ist uns Europa weit voraus. Mir
liegt Asien am Herzen, deshalb habe ich
in den vergangenen sechs Monaten Geld
gesammelt und eine Initiative gestartet, das
»Asiatische Friedens-Programm«. Im Juli
fangen wir an. Wir werden nach Lösungen
für Asiens Konflikte suchen: Kaschmir, die
Krise zwischen Indien und Pakistan, der
Inselstreit im Südchinesischen Meer, Nord-
und Südkorea. Unser Traum ist es, dass ein
Krieg in Asien eines Tages so unwahr-
scheinlich ist wie heute in Europa.
SPIEGEL: Herr Professor Mahbubani, wir
danken Ihnen für dieses Gespräch.
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W
as hat der Mann nicht schon alles überstanden:
die Russlandaffäre, das Impeachment, die Enthül-
lungen mutmaßlicher Seitensprünge. Es hat ihm
alles nicht geschadet. Gerade noch wähnte sich

 Donald Trump auf dem sicheren Weg zur Wiederwahl. Doch
dann kam Corona. Könnte Trump ausgerechnet von einem
Virus politisch erledigt werden? Die simple Antwort lautet Ja.

Erstmals hat es Donald Trump mit einer Krise zu tun,
bei der ihm seine übliche politische Taktiererei nicht weiter-
hilft. Er kann sie nicht wegreden oder wegtwittern. Auch
Leugnen funktioniert diesmal nicht. Das Virus ist real und
wird von Tag zu Tag zu einem größeren Problem – für die
USA und damit auch für ihn. Inzwi-
schen sind mehr als 1300 Ame rikaner
infiziert, darunter der Schauspieler
Tom Hanks und dessen Frau. New
York hat in New Rochelle bereits Teile
der Vorstadt abgesperrt. Die Börse
spielt verrückt.

Der letzte Präsident, der im Krisen-
fall massiv versagte, war George W.
Bush, als Hurrikan »Katrina« 2005
die Golfküste verwüstete und mehr als
1800 Menschen starben. Diesmal trifft
die Krise das ganze Land. Und mehr
denn je wäre im Weißen Haus nüchter-
ne, seriöse Führung gefragt. 

Stattdessen erleben Amerikas Bür-
gerinnen und Bürger einen über -
forderten Präsidenten, der seit
Wochen einen bizarren Zickzackkurs
fährt. »Das Virus wird wie durch ein
Wunder verschwinden«, verkündete
Trump zunächst. Und alle, die sich
testen lassen wollten, könnten dies
tun – was nachweislich nicht stimmte. 

Mit einer Rede zur Nation aus
dem Oval Office versuchte Trump
dann am Mittwoch, Führungsstärke
zu demon strieren. Der Versuch wurde zum Desaster. Hek-
tisch atmend und sichtlich aufgeregt, schob er die Schuld
für die Krise auf andere. Es handle sich um ein »ausländi-
sches Virus«, betonte Trump. Dann verkündete er einen
30-tägigen Einreisestopp für Europäer – eine drastische
Maßnahme. Die Bürger Großbritanniens, wo sein Kumpel
Boris Johnson regiert, nahm er explizit aus. Anstatt wis-
senschaftlich fundierte Maßnahmen zu verkünden, nutzt
der Präsident das Virus, um seine politischen Obsessionen
auszuleben. Trump will das Virus mit dem Mittel stoppen,
dem er vertraut: der Ab schottungs politik.

Die Ankündigung sorgte für zusätzliches Chaos. Denn
kurz darauf musste das Weiße Haus gleich drei Behauptun-
gen Trumps wieder zurücknehmen – so hatte er behauptet,
»eine massive Menge Handelsgüter« aus Europa werde
nicht mehr in die USA gelangen. Damit verunsicherte er
die abstürzenden Märkte noch zusätzlich.

Vielen Wählern ist das Durcheinander im Weißen Haus
nicht entgangen. Auch Amerikaner mögen es nicht, wenn

sie in einer ernsten Krise das Gefühl haben, dass ihr Staats-
chef die Kontrolle verliert. Dazu kommt: Ein Präsident, 
der Verschwörungstheorien nachhängt, regelmäßig lügt
und glaubt, dass Autismus durch Impfen verursacht wird,
genießt keinen Vertrauensvorschuss in einer globalen
Gesundheitskrise. Am 3. November wird in den USA
gewählt. Umfragen signalisieren, dass die Unzufriedenheit
mit Trump und seinem Krisenmanagement wächst.

Selbst das sonst eher Trump-freundliche »Wall Street
Journal« warnt: »Das Coronavirus ist drauf und dran, zum
mächtigsten Gegner des Präsidenten zu werden.« Das kon-
servative Blatt »National Revue« urteilt: »Trump schafft es

nicht, seiner Führungsverantwortung
gerecht zu werden.«

Als Problem erweist sich nun
Trumps Hang, politische Gegner wie
Todfeinde zu behandeln. Die Atmo-
sphäre zwischen den Republikanern
und den Demokraten ist vergiftet, die
Zusammenarbeit über Parteigrenzen
hinweg erschwert. Als sich Vizepräsi-
dent Mike Pence im Bundesstaat
Washington über die Lage informieren
wollte, wurde er von Trump vor dem
zuständigen Gouverneur Jay Inslee,
einem Demokraten, gewarnt. Dieser
sei, so Trump, »eine Schlange«.

Das Virus wird auch Trumps Pläne
für den Wahlkampf auf den Kopf stel-
len. Mit ziemlicher Sicherheit muss er
vorerst auf seine berühmt-berüchtigten
Großkundgebungen in Stadien verzich-

ten. Selbst kleinere Zusammenkünfte
mit Unterstützern und Spendern wer-
den wohl ausfallen. Das gilt zwar auch
für seinen wahrscheinlichen Kontrahen-
ten Joe Biden; doch Trumps Wahl-
kampf 2016 lebte von den Massen -
veranstaltungen. Der Wahlkampf 2020

könnte ohne Wähler stattfinden – das würde vor allem
Trump schaden.

Der Präsident muss zudem fürchten, sein wichtigstes
Thema zu verlieren: die Stärke der US-Wirtschaft. Sollte es
tatsächlich zu einer Rezession und zu einer höheren
Arbeitslosigkeit kommen, bliebe ihm nicht mehr viel, mit
dem er vor den Wählern prahlen könnte. 

Es rächt sich jetzt, dass Trump in den vergangenen
Monaten die immer neuen Höchststände des Dow Jones
als Beleg für sein vermeintlich segensreiches Wirken ange-
führt hat. Seit die Börsenkurse abstürzen, tritt der umge-
kehrte Effekt ein. Plötzlich erscheint die Talfahrt wie ein
direkter Ausweis seines Versagens in der Krise.

Kein Wunder, dass Trumps Rivalen die Chance wittern,
die Schwäche des Präsidenten für sich zu nutzen. Joe
Biden empfiehlt sich den Wählern als Mann, der das Land
bereits acht Jahre lang an der Seite von Barack Obama
geführt hat, und den Wählern eine Rückkehr zur Ernsthaf-
tigkeit anbietet. Roland Nelles
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Wahlkampf ohne Wähler
USA Die Zahl der Infizierten wächst – und damit die politische Gefahr für Donald Trump.
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Frage

Hilft Corona 
gegen Trump?
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V
erlorene Partien. Verletzte Spie-
ler. Akute Abstiegsgefahr. Micha-
el Born hat in der Vergangenheit
schon häufiger um die Zukunft

seines Vereins gebangt. Dass ihm einmal
ein Virus viel größere Sorgen bereiten
würde, damit hätte der kaufmännische
Geschäftsführer von Dynamo Dresden nie
gerechnet. »Die aktuelle Situation um 
das Coronavirus verschärft unsere ohne-
hin schon angespannte Lage«, sagt der 
52-Jährige.

Dynamo steht in der zweiten Fußball-
bundesliga auf dem letzten Platz. Doch in-
zwischen gibt es ein Szenario, das deutlich
schlimmer für Born wäre als der Abstieg
allein: ein Abstieg vor leeren Rängen und
ein wirtschaftlicher Ruin.

Der deutsche Fußballbetrieb in Liga
eins und zwei findet am Wochenende
 wegen des Coronavirus fast nur noch
ohne Publikum statt. Keine Besucher
 bedeutet keine Zuschauereinnahmen. 
Die aber bilden bei Dynamo rund 20 Pro-
zent der Gesamteinkünfte. Auf mehr 
als zwei Millionen Euro schätzt Born 
die Verluste, sollte bis zum Saisonende
oh ne Zuschauer gespielt werden: »Es 
ist eine extrem schwierige Situation. Es 
wäre ein tiefer Einschnitt – wir würden 

in  unserer Entwicklung weit zurückge -
worfen.«

Durch das Coronavirus versinkt die in-
ternationale Sportwelt im Chaos. Schon
jetzt wurden wichtige Turniere bis hin zu
Weltmeisterschaften abgesagt, die nord-
amerikanische Profi-Basketballliga hat
ihre Saison unterbrochen, die Deutsche
Eishockey Liga ihre Spielzeit vorzeitig be-
endet. Den Olympischen Spielen in Tokio
droht eine Verschiebung in den Oktober
oder gar ins Jahr 2022.

Das Spiel ist aus.
Nahezu alle Sportvereine und -verbän-

de haben Krisenstäbe installiert, spielen
alle erdenklichen Szenarien durch. Was,
wenn nach Hannover 96 immer mehr
Mannschaften unter Quarantäne gestellt

werden? Wie gehen wir mit den Fans um,
mit unseren Sponsoren, wenn ganze Par-
tien ausfallen? 

Es gibt viele Fragen, aber nur wenige
Antworten, geschweige denn Lösungen. 

Hinzu kommen stündlich neue Entwick-
lungen. Bis vor wenigen Tagen wurde da-
rüber diskutiert, ob Fußball ohne Fans noch
Fußball sei – in Wahrheit weiß niemand,
ob es überhaupt noch ein Spiel  geben wird,
wenn diese SPIEGEL-Ausgabe erscheint. 

Die Gesamtlage im Fußball ist auch des-
halb so dramatisch, weil die Funktionäre
sich zu lange für immun gehalten haben;
es trotz drohender Pandemie für sie an-
scheinend weiterhin nichts als Tore, Tabel-
len und Spieltage gab.

Für Montag hat die Deutsche Fußball
Liga (DFL) einen Krisengipfel einberufen
mit den Vertretern der 36 Erst- und Zweit-
ligaklubs. Treffpunkt: 11.30 Uhr, Sheraton,
Terminal 1, Flughafen Frankfurt. 

Der Druck könnte kaum höher sein,
denn allen Beteiligten ist klar: Ohne einen
guten Plan können sie die Zusammenkunft
nicht verlassen. Die Vereine müssen dabei
entscheiden, ob und wie der Spielbetrieb
überhaupt aufrechterhalten werden kann.

Ein Saisonende zum jetzigen Zeitpunkt
würde den deutschen Profifußball laut
 einem DFL-Funktionär zwischen 500 Mil-
lionen und einer Milliarde Euro kosten.
Für einige Vereine könnte dies in der In-
solvenz enden.

Schon jetzt tobt ein Kampf der unter-
schiedlichen Interessen. Viele der 18 Erst-
ligisten können leere Stadien eine Zeit lang
verkraften. In der vergangenen Saison
stammten im Schnitt 12,9 Prozent ihrer
Einnahmen aus Ticketverkäufen. Wichti-
ger sind für sie die Gelder aus den TV-Ver-
trägen (36,9 Prozent) und der Werbung
(21 Prozent). 

Wobei es zwischen den Klubs große
Schwankungen gibt. Für Vereine wie Dy-
namo Dresden, das mit rund 28 000 Zu-
schauern pro Spiel über einen hohen
Schnitt in der Zweiten Liga verfügt, sind
die Zuschauereinnahmen wesentlich wich-
tiger, sogar existenziell. 

Der Fußball wird an diesem Montag so-
mit nicht nur beweisen müssen, wie soli-
darisch er gegenüber der Gesellschaft ist,
sondern wie solidarisch er innerhalb des
eigenen Betriebs ist. 

DFL-intern wird derzeit diskutiert, ob
es einen Fonds, eine Art Solidartopf, ge-

ben soll, um die Zuschauereinbußen, aber
auch mögliche Spielabsagen aufzufangen.
Die Liga hat Rücklagen für Sondersitua-
tionen gebildet. Daraus könnte sie nun
schöpfen.

Ein Spieltag ohne Zuschauer kostet die
Klubs der beiden höchsten Ligen durch-
schnittlich insgesamt rund 25 Millionen
Euro. Bis zum Saisonende würden das Ein-
bußen in Höhe von etwa 225 Millionen
Euro bedeuten. Diese könnten zum Teil
ausgeglichen werden durch den Vorgriff
auf die TV-Gelder der kommenden Sai -
son, die höher ausfallen werden als in 
der  jetzigen. 

Ein DFL-Funktionär, der nicht genannt
werden möchte, sagt: »Wir können aus
uns selbst heraus eine Lösung für diese
schwierige Lage schaffen, aber nur, wenn
wir zusammen agieren.«

Doch die Frage ist, ob die Klubs dazu
bereit sind. Vor allem kommt es auf die
Schwergewichte wie den FC Bayern Mün-
chen und Borussia Dortmund an, die nächs-
te Saison je rund 80 Millionen Euro Fern-
sehgelder erwarten, Stand jetzt. Kleinere
Vereine wie der VfL Bochum bekommen
nur rund zwölf Millionen Euro TV-Gelder

Das Spiel ist aus
Fußball Das Virus stürzt den Profisport ins Chaos. Spielzeiten werden

abgebrochen, Wettbewerbe abgesagt. Und es ist wohl nur eine 

Frage der Zeit, bis auch die Bundesliga vorzeitig abgepfiffen wird. 

Frage 

Gefährdet das Virus

die Fußball-EM?
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in der kommenden Saison. Sie würden also
weniger in den Solidartopf einzahlen.

Wie nervös die DFL geworden ist, 
zeigt ein Brief vom Mittwoch. Absender:
Christian Seifert, DFL-Chef. Adressaten:
die Vereinsführungen. In dem Schreiben
mahnt Seifert, sich mit öffentlichen Äuße-
rungen bis zu dem Treffen am Montag zu-
rückzuhalten. Spekulationen seien nicht
zielführend. »Auch das Extremszenario
 eines Saisonabbruchs, welches spätestens
durch die gestrige Entscheidung der Deut-
schen Eishockey Liga als Option einer
Sportliga mindestens denkbar ist, sollte
ganz sicher nicht zum jetzigen Zeitpunkt
auch nur als Idee platziert werden.«

Tags darauf tagte die Basketballbundes-
liga und setzte den Spielbetrieb bis auf
Weiteres aus. Kurz darauf zog die Hand-
ballbundesliga nach, unterbrach die Saison
bis Ende April. 

Die Situation stellt sich dort noch dra-
matischer als im Fußball dar, denn Hand-
ballvereine sind von Zuschauer einnahmen
viel abhängiger. Wolfgang Strobel ist
 Geschäftsführer des Bundesligisten HBW
Balingen-Weil stetten. Fast stündlich bringt
er sich mit den Gesellschaftern auf den

neuesten Stand, steht in ständigem Aus-
tausch mit mehreren Anwälten. »Es brennt
an allen Ecken. Immerzu prasseln neue In-
fos auf uns ein. Es gibt keinerlei Planungs-
sicherheit mehr für die aktuelle Saison«,
sagt Strobel.

Sein Verein spielt in einer der kleinsten
Hallen der Liga, der Jahresetat beläuft sich
auf drei Millionen Euro. Die Ticketeinnah-
men machten »einen hohen Anteil« aus,
sagt Strobel. »Sollte der Verein haftbar
sein, reicht ein Spiel ohne Zuschauer, dass
es für uns sehr eng wird.«

In diesem Zusammenhang wird immer
wieder die Frage aufgeworfen, wieweit
Vereine grundsätzlich gegen Partien ohne
Fans versichert sind. Die Antwort: gar
nicht.

Die ohnehin schon dramatische Lage
wird sich verschärfen, wenn Mannschaften
ganz oder teilweise unter Quarantäne ge-
stellt werden. Der Londoner FC Arsenal
und Juventus Turin sind davon schon be-
troffen, ebenso Spieler von Real Madrid.
Der erste Corona-Infizierte im deutschen
Fußball ist Timo Hübers, er spielt bei Han-

* Am vergangenen Mittwoch gegen den 1. FC Köln.

nover 96. Inzwischen steht die gesamte
Mannschaft unter Quarantäne. Ihr nächs-
ter Gegner wäre am Sonntag Dynamo
Dresden gewesen. 

Überall werden derzeit unterschiedliche
Lösungen diskutiert, doch Fußball ist ein
komplexes Geschäft, weil jede deutsche
Profiliga in einen internationalen Rahmen-
kalender eingebunden ist. Das wird am
Beispiel Spieltagsverschiebungen deutlich:
Sie wären eine theoretische Möglichkeit,
aber es gibt nur wenig Spielraum für die
DFL, die Saison zu verlängern. Bislang
will der Europäische Fußballverband am
12. Juni in Rom die Europameisterschaft
anpfeifen lassen – knapp drei Wochen
nach dem deutschen Pokalfinale am
23. Mai und nur 13 Tage nach dem Cham-
pions-League-Finale am 30. Mai. 

Am Dienstag will sich die Uefa in einer
Videokonferenz mit allen Mitgliedsverbän-
den austauschen. Es ist davon auszugehen,
dass dort die EM 2020 beerdigt wird, mög-
licherweise auch die Europa League und
die Champions League dieser Saison. 

Doch ein Verschieben der EM ins kom-
mende Jahr schüfe neue Probleme: Auf
den Sommer 2021 ist die Klub-WM des
Weltverbands Fifa terminiert – in China. 

Nie zuvor hat sich die Profitgier der in-
ternationalen Verbände mit immer ausge-
dehnteren Wettbewerben so gerächt.

Die radikalste Option hierzulande ist
der Saisonabbruch. Für viele das Worst-
Case-Szenario. Denn es würde Klubs und
Verbände in ein nie da gewesenes Chaos
stürzen.

Weil es am Ende aber genau darauf hi-
nauslaufen könnte, haben sich Vereine, die
finanziell massiv darunter leiden würden,
schon konkrete Gedanken gemacht. Wür-
den die Ligen abrupt enden, sollten die ak-
tuellen Tabellenstände nur über Aufstiege,
nicht aber über Abstiege entscheiden. Aus
der Zweiten Liga sollten demnach die bei-
den Erstplatzierten in die Bundesliga hoch-
rücken, im Moment wären das Arminia
Bielefeld und der VfB Stuttgart. 

Absteigen aber sollte aus der Bundesliga
kein einziges Team. Gleiches würde für
die Übergänge von Zweiter Liga zu 3. Liga
gelten. Bundesliga und Zweite Liga wür-
den dann eine Saison lang mit je 20 Klubs
spielen. DFL-Boss Seifert soll dieses Mo-
dell allerdings ablehnen. 

Wie weit ist die Liga tatsächlich noch
vom Saisonabbruch entfernt? Nichts sei
mehr undenkbar, sagt ein DFL-Funktionär
im Hinblick auf den Krisengipfel am
 Montag. »Wie es sich im Moment anfühlt,
spielen wir diese Saison nicht zu Ende.« 

Jörn Meyn, Antje Windmann

M
O

R
IT

Z
 M

Ü
L

L
E

R
 /

 M
A

G
O

 I
M

A
G

E
S

Bundesligaspiel in Mönchengladbach*

Nichts ist mehr undenkbar
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E
s beginnt mit einem Kichern. Man niest in die
Armbeuge und berührt Klinken und Knöpfe nicht
mehr mit dem nackten Finger. Am Anfang ist das
neu und übertrieben, man lacht ein wenig, so wie

der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan beim Foto-
termin in Brüssel: Man klopft sich jetzt selbst aufs Herz,
reicht sich nicht mehr die Hand. Ganz zu Anfang ist die
Pandemie eine Novität wie der Tanz aus »Gangnam Style«
oder der Fidget Spinner, den Kinder eine Weile lang un -
bedingt durch die Finger gleiten lassen wollten. So macht
man das jetzt, sagt das Internet – verrückte Zeiten. Noch
ist niemand krank, den man kennt. 

Das Kichern weicht bald dem Schrecken, auf den die
Warnung vor Panik folgt, und die verstummt in der Sorge.
Bald sieht die Welt anders aus. Das Jahr war schon ganz
durchgeplant mit Reisen, Konferenzen und Kongressen,
nun sind die Flughäfen und Kalender leer. Die E-Mails
gleichen sich, die Betreffzeilen sind Absagen, so liest man
es, und so schreibt man es auch. Etwas bang, nervös, in
dieser seltenen, fast verbotenen Empfindung, der Angst-
lust – bevor der Verstand der Empathie und der Sorge
wieder Vorfahrt einräumt.

Nun stellt sich etwas ein wie zu Schulzeiten, wenn in der
Nacht so viel Schnee fiel, dass die Wege am Morgen nicht
überall sicher waren. Die Schule wurde dann abgesagt, ob -
wohl sie sonst wie ein Naturgesetz das Leben regierte. Das
waren denkwürdige Vormittage in Freiheit, die deut licher
in Erinnerung geblieben sind als manches Schuljahr. 

Alles könnte anders sein – mit der Unabweisbarkeit 
der Pandemie und unserer Hilflosigkeit ergibt sich ein Mo -
ment der Freiheit. Schon Albert Camus schrieb von der
»befreienden Pest«. Was bis gestern normal war, wirkt heu-
te seltsam. Bürgerinnen und Bürger erleben überall auf
der Welt die Inkompetenz ihres jeweiligen Systems – und
frei nach Tolstoi ist jedes Land auf seine ganz eigene Art
inkompetent. Die einen unterdrücken Informationen, die
anderen verbreiten sie, handeln aber nicht. In Europa
erkennen wir die Absurdität unserer Tradition der Klein-
staaterei. Da wird nicht nur von Deutschland auf Nordita-
lien geschaut, als wäre das ein anderer Planet, auch in Hes-
sen wähnt man sich sicher, weil Nordrhein-Westfalen ja
weit weg ist. Europa wirkt in diesen Tagen wie eine Ein-
kaufsmeile ohne Kunden und ohne Güter, einfach planlos. 

Nichts ist mehr, wie es war. Dieser Satz klingt nach
Echo, wir haben damit eine gewisse Übung: Nach den
Anschlägen vom 11. September 2001 und der Pleite von
Lehman Brothers im September 2008 hieß es jeweils auch,
nun sei nichts mehr, wie es vorher war. Und doch war 
der globalkapitalistische Alltag relativ schnell wiederher-

gestellt. Man besorgte Geld, damit es möglichst schnell
wieder ausgegeben würde, auf den Kreislauf kam es an,
die Betriebstemperatur der Konjunktur musste stimmen.
Sogar noch frenetischer als zuvor. Globalisierung, Digi -
talisierung und Wachstum haben unsere Gesellschaft seit-
dem noch fester im Griff. Und nun, ohne große Vor -
bereitung, überfällt uns die Erkenntnis, dass all diese drei
Beschleuniger von dieser Pandemie gehemmt werden. 

Oder nicht? In der digitalen Welt kann man zu Hause
arbeiten, die Gespräche per Videokonferenz erledigen, 
die Kinder sollen idealerweise Onlinekursen folgen, wenn
ihre Schule geschlossen wird. Eigentlich könnte es weiter-
gehen wie bisher, bloß mit mehr Einsatz der digitalen
Plattformen. Draußen wütet die Seuche, drinnen ist es
optimiert und produktiv, man merkt nichts davon. 

Aber es gibt kein business as usual, wenn eine Pande-
mie tobt. Warum ist es uns so wichtig, an dieser Illusion
festzuhalten? Wie süchtig nach Arbeit und Wachstum
sind wir geworden, dass selbst in Fragen von Leben und
Tod der erste Gedanke ist, wie der Börsenkursverfall
gestoppt und der Wirtschaft geholfen werden kann? Die
Frage, vor die wir gestellt werden, ist doch von märchen-
hafter Reinheit: Geld oder Leben? 

Wer zuletzt eine Nachrichtensendung geschaut hat,
kennt die Antwort der Verantwortungsträger: Wir müssen
die Wirtschaft stützen. Die Regierenden in Land, Bund,
Europa übernehmen die Rolle von Hilfsmanagern, die
»der Wirtschaft« über die Runden helfen. Das wird aber
nicht reichen. Die Notwendigkeit grundlegender Ände-
rungen war schon vor Corona da, ergibt sich aus der Kli-
makrise, aus der großen Erschöpfung der Mittelschichten.
Immer muss es brennen, das ist das Mantra des wachs-
tumsfixierten Digitalkapitalismus. Du für deine Firma, die
Motoren für uns alle. Ist das die beste Art, Leben, Arbeit
und Umwelt zu versöhnen? 

Die Globalisierung war von hehren Ideen der Völker-
verständigung und Freiheit inspiriert – übrig geblieben
sind brutale Liefer- und Produktionsketten sowie ein fre-
netischer Handel. Auf dem Gebiet der gemeinsamen
 Verantwortung, der Planung und der Vorsorge sind eher
Rückschritte zu verzeichnen, so sucht sich jedes Land
allein seinen Pfad aus der Epidemie. 

Solidarität und Gemeinsamkeit sind seit Jahrzehnten
schon aus der Mode. Unsere Gesellschaft begünstigt den
Ausdruck von Individualität und Identität, die Privat -
definition als Mensch mit besonderen Ansprüchen in ste-
ter Konkurrenz zu denen der anderen. Hinzu kommt 
die politische Polarisierung durch das Aufkommen von
Islamisten und Rechten in Europa, das Denken in Freund-
Feind-Kategorien ist wieder verbreitet. Der universalis -
tische Gedanke, nach dem Bürgerinnen und Bürger aus
allen Richtungen und Religionen zusammenkommen,
dann aber in einer Republik mehr Gemeinsames als Tren-
nendes suchen, hat kaum noch Anziehungskraft. Ist 
es überhaupt noch möglich, gemeinsam etwas zu verän-

Nils Minkmar

Endlich ist nichts
mehr so, wie es war
Essay Das Coronavirus wirft den Alltag um.

 Möglicherweise steht das Land bald still. Dieser neuen

Lage kann nicht mit alten Parolen begegnet werden.  
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Frage 

Ist die Corona-Epidemie die 
Katastrophe, nach der wir uns
gesehnt haben? 
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dern? Wenn diese Frage einmal formuliert ist, wird es
schwer, zur Normalität zurückzukehren. Oder das, was
wir bis eben dafür hielten. 

Es kann nicht normal sein, dass die Angst vor hohen
Sterberaten bei älteren Menschen, vor einer Überforde-
rung der Kliniken und dem Zusammenbruch unseres
Gesundheitssystems mit Diskussionen über Steuererleich-
terungen für die deutsche Industrie beantwortet wird. 

Die Katastrophenfilme der vergangenen 30 Jahre spiel-
ten immer mit dem Gefühl, dass es einen Ausweg aus
dem geregelten Alltag geben muss, in dem die meisten
Menschen leben, dass etwas an der Existenz in der ver-
walteten Welt des Kapitalismus grundlegend falsch ist.

Jetzt ist also der Moment, Pause zu machen und nach-
zudenken: über unser Land, über unser Gemeinwesen.
Die herkömmlichen politischen Lager haben ausgedient,
aber Politik ist wichtiger denn je. Die Pandemie macht
das deutlich: Nur der Staat kann so eine Krisenbekämp-
fung koordinieren, um den Verlauf zu mildern und die
Folgen abzuschwächen. Dazu müsste jemand die Maschi-
nen stoppen, und zwar am besten in ganz Europa. Ewig

wird es ein Rätsel bleiben, warum
in diesen Tagen nicht die Bundes-
kanzlerin und beispielsweise ihre
Kollegen aus Frankreich, Italien
und Österreich gemeinsam vor die
Kameras traten. Wir sind mit einer
Entwicklung konfrontiert, deren
weiteren Verlauf wir uns nicht rich-
tig vorstellen können. Aber wir
begegnen dieser neuen Lage mit
alter Rhetorik, gewohnten Appel-
len und müden Maßnahmen. 
Was, wenn die völlig unzulänglich
sind? Wie lebt ein Viertel oder 
eine Stadt weiter, wenn Tausende
zu Hause bleiben müssen? Was,
wenn die Epidemie viel länger
 dauert oder wenn das Virus sich
verändert? 

Heute blinzeln wir eher in die
Zukunft und versuchen, Schemen
des Kommenden zu erkennen. Nie
war der Satz zutreffender, dass wir
das Schicksal in unseren Händen
halten. Aber es ist kein tröstlicher
Satz. Eigentlich stehen uns die glei-
chen Mittel zur Verfügung, die die
Menschen zur Zeit der großen Seu-
chen schon kannten: Wasser, Seife
und Abstand halten. Bis vor we -
nigen Tagen waren wir stolz auf all
die Apparate und Präparate, die
Gesetze und Institutionen, die uns
so sicher machten, weit entfernt
von der Lebenswelt der Vorfahren.
Aber schon zirkulieren die Leit -
linien italienischer Kliniken im
Netz, wie die Kategorisierung und
Triage der viel zu vielen Patienten
vorzunehmen seien. Wer schafft es,
wer eher nicht? Noch vor Kurzem
war solch ein Szenario den Krisen-
helfern in Katastrophengebieten
vorbehalten. Wer weiß, wie es in
einigen Wochen aussieht?

Die Bürgerinnen und Bürger sind Veränderungen ge -
wohnt, in Beruf und Familie hat sich viel gewandelt in den
vergangenen Jahren. Für die Institutionen, die Rituale des
Politischen und das allgemeine Empfinden von Normalität
und Zumutbarkeit gilt das nicht. Die Umbrüche, die wir ken -
nen, mündeten alle in denselben Alltag, wir hatten Glück
und wurden geschont. Aber ist das auch dieses Mal so?
Viel wird sich ändern, es gibt ein Europa vor und ein Euro -
pa nach dem Virus, und damit wir gut durchkommen, brau-
chen wir all unsere Fantasie – die dunkle und die findige.

Europa ist in den Städten entstanden. Sich zu Fuß über
einen Platz zu bewegen, dort zu flanieren, zu diskutieren,
zu handeln, das ist die wesentliche europäische Erfahrung,
der freie politische Diskurs im Café ist eine historische
Errungenschaft. Der leere Markusplatz von Venedig, die
leere Passage Vittorio Emanuele II in Mailand, die leeren
Stadien sind Symbole: Wir sehen plötzlich besser, was 
es für Orte sind, frei und voller Versprechen, in denen man
mehr machen kann, als Geld auszugeben und einzuneh-
men. Nachdenken und diskutieren, wie es jetzt weitergeht
nach dem Wahnsinn, den wir für Normalität hielten. �
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Coronakrise

I
n Zeiten der Krise erlebt das Kino
nicht selten einen Boom. In den Drei-
ßigerjahren, nach dem Börsenkrach

von 1929, oder während des Zweiten Welt-
kriegs kamen die Zuschauer in Massen.
Gerade das Kollektiverlebnis in gefüllten
Sälen, das gemeinsame Lachen, Weinen
und Bangen, gab ihnen offenbar die Hoff-
nung, auch schwersten Widrigkeiten trot-
zen zu können.

Seit dem 11. September 2001 gab es
 immer wieder Phasen, in denen die Men-
schen Angst hatten, ins Kino zu gehen,
weil sie fürchteten, Opfer von Anschlägen
oder Amokläufen zu werden. Aber auch
da war es immer die Gemeinschaft, die
sich einer Bedrohung gegenübersah und
sich ihr entgegenstellte. Die Menschen
strömten weiterhin in die Säle.

Die Coronakrise könnte dies grund -
legend verändern. Auf einmal droht die
Gemeinschaft selbst das Problem zu wer-
den, der Sitznachbar, von dem man sich
bislang immer so gern mit seinem Lachen
anstecken ließ. Corona kehrt das, was den
Reiz und die Besonderheit des Kinos aus-
macht, in einen Grund um, es zu meiden.

Die Filmbranche ist deshalb in Alarm-
stimmung. Seit Ende Januar sind in China
nahezu alle der 70 000 Kinos geschlossen,

die bisherigen Verluste sollen sich schon
auf zwei bis drei Milliarden Dollar belau-
fen. Die Dreharbeiten des neuen »Mission:
Impossible«-Films, die in Venedig stattfin-
den sollten, mussten verschoben werden.

Auch das James-Bond-Abenteuer »Kei-
ne Zeit zu sterben«, das Anfang April an-
laufen sollte, wurde auf November ver-
schoben. Geschätzte Kosten der Verle-
gung: bis zu 50 Millionen Dollar. »Peter
Hase 2«, die Fortsetzung des Kinderfilm-
Blockbusters von 2018, wird nicht wie ge-
plant Ende März ins Kino kommen, son-
dern erst im August. Immer mehr Filme
purzeln aus dem Programm.

Die Frage ist auch, ob das Festival von
Cannes Mitte Mai, einer der Höhepunkte
des Kinojahrs, stattfinden wird. Bisher
wollen die Offiziellen daran keinen Zwei-
fel aufkommen lassen. Momentan scheint
es schwer vorstellbar, dass  Hollywoodstars
in eine Region reisen, die nur ein paar Hun-
dert Kilometer von der  Lombardei ent-

fernt liegt, dem bislang am stärksten von
Corona betroffenen Gebiet in Europa.

Die Nervosität der deutschen Kinobran-
che merkt man auch daran, dass sich viele
nicht äußern wollen – oder nur sehr un-
verbindlich. »Zum jetzigen Zeitpunkt las-
sen sich noch keine Umsatzeinbußen
durch das Coronavirus ablesen«, antwor-
tet Christine Berg vom HDF, dem Haupt-
verband Deutscher Filmtheater. 

Tatsächlich waren die Zahlen des ersten
Märzwochenendes ganz in Ordnung, la-
gen sogar über denen der Vorwoche. Den
erfolgreichsten Film, die Adaption von
Marc-Uwe Klings »Känguru-Chroniken«,
sahen 320 000 Zuschauer – der bislang er-
folgreichste Start einer deutschen Produk-
tion in diesem Jahr. 

»Angesichts der Lage sind die Zahlen
super«, sagt »Känguru«-Produzent Stefan
Arndt. »Wie sie ohne Corona wären, kann
man natürlich nicht sagen.«

Er findet, dass die Coronakrise zu einer
»Kollektivhysterie« geführt hat. »Die Zu-
schauer im Saal klatschen sich ja nicht ab
oder bespucken sich. Kino hatte ja immer
auch was von einem Jahrmarktvergnügen.
Gerade in schweren Zeiten sollte man den
Menschen nicht die Gelegenheit nehmen,
auf andere Gedanken zu kommen.«

Wahrscheinlich muss man so reden,
wenn man gerade einen potenziellen
Blockbuster produziert hat, der die Zu-
schauer deutlich besser gelaunt aus dem
Saal entlässt, als sie ihn betreten haben.
Der allerdings zum Flop werden könnte,
sollten die Zahlen einbrechen.

»Natürlich wissen wir nicht, wie es wei-
tergeht, wie schlimm alles noch kommt«,
sagt Arndt. »Das Kino als sozialen Ort
sehe ich aber überhaupt nicht gefährdet.
Das Bedürfnis nach gemeinsamem Erle-
ben wird bleiben, denn es ist einfach zu-
tiefst menschlich.« 

Das Kino hat schon viele Krisen über-
standen. Erst brachte das Fernsehen den
Menschen die Filme nach Hause, dann
 kamen Videokassette und die DVD. Und
doch gab es auf der Welt noch nie so viele
Kinos wie heute. 

Aber unabhängig von der Frage, ob die
Kinos geöffnet bleiben und sich die Zu-
schauer weiterhin in ihnen wohl und sicher
fühlen, werden schwere Monate auf die
Branche zukommen. Die Verschiebung
von Blockbustern wie dem Bond-Film be-
deutet gewaltige Einnahmerückgänge.

Und genau in der Zeit, in der die Corona -
krise nach den bisherigen Prognosen ab-
geflaut sein könnte, würde die Fußball-
 Europameisterschaft beginnen – sollte sie
denn wirklich stattfinden. Große Fußball-
turniere führen zu leeren Sälen.

Viele Produktionsfirmen denken gerade
darüber nach, Projekte zu verschieben.
»Das Problem ist, dass man einen Filmdreh
kaum gegen die Folgen einer Pandemie

Lieber auf der Couch 
Filmbranche Kinos werden geschlossen, Blockbuster 

verschoben, Festivals abgesagt. Die Profiteure der Coronakrise

 könnten die Streamingdienste sein.

Frage

Fällt im Kino jetzt 
endgültig der Vorhang?

M
A

U
R

IT
IU

S
 I

M
A

G
E

S

Treppe vor Festivalpalais Cannes: Nur ein paar Hundert Kilometer von der Lombardei entfernt



versichern kann«, sagt ein Brancheninsi-
der, der nicht genannt werden möchte.
Wenn einer im Team erkranke, müssten
alle in Quarantäne, der Dreh werde abge-
brochen, und der Produzent bleibe auf
den Kosten sitzen.

»Wir bereiten gerade einen großen Film
vor und stellen tausend Überlegungen an,
ob wir ihn machen können oder besser
verschieben sollen«, sagt Arndt. »Doch
Schauspieler und Regisseur sind später
womöglich nicht mehr zu haben, wegen
anderer Verpflichtungen. Ein Riesenpro-
blem. Die Folgen sind unabsehbar.«

Wenn zu der Verschiebung von Kino-
starts noch die von Dreharbeiten hinzu-
kommt, hat die Branche gleich zwei große
Probleme. Es gibt zunächst einen Rück-
stau, der dazu führt, dass sich nach Ende
der Krise zu viele Filme gegenseitig das
Publikum wegnehmen. Doch ein paar
 Monate später könnte es dann schon einen
Mangel an Nachschub geben.

Der größte Profiteur all dieser Proble-
me könnte ausgerechnet der größte Kon-
kurrent sein, der dem Kino in den vergan-
genen Jahren erwachsen ist: Streaming-
dienste wie Netflix, Amazon Prime, App-
le TV+ oder die in wenigen Tagen nun
auch in Deutschland startende Plattform
Disney+.

Die Zuwachsraten dieser Anbieter 
sind enorm. Nun haben die Menschen
 einen Grund mehr, vielleicht sogar den
besten, den man sich vorstellen kann, auf 
dem Sofa Filme zu schauen: die eigene
Gesundheit. 

Was Abrufzahlen angeht, geben sich
die Streamingdienste sehr bedeckt. Im
 Augenblick sind sie noch weniger bereit,
Zahlen zu nennen. Man kann das sogar
verstehen, sie wollen nicht als Nutznießer
der Krise gelten. Doch sie sind es und pro-
fitieren auch davon, dass immer mehr Ver-
anstaltungen abgesagt werden. Weil sich
das Freizeitangebot durch Corona Tag für
Tag reduziert, wird das Streamen von Fil-
men und Serien noch populärer werden. 

Wie das aussehen kann, war vor einigen
Wochen in China zu beobachten. Weil die
Kinos wegen der Coronakrise schon wäh-
rend des dortigen Neujahrsfestes geschlos-
sen waren, der besucherstärksten Zeit des
Jahres, standen einige Produzenten vor
enormen, existenzbedrohenden Verlusten.

Daraufhin entschloss sich die Huanxi
Media Group, ihre Produktion »Lost in
Russia« an den Internetkonzern Byte -
Dance zu verkaufen. Der wiederum bot
den Film seinen Nutzern kostenlos an.
 Angeblich soll er 600 Millionen Mal ab-
gerufen worden sein.

Hätten all diese Menschen für »Lost in
Russia« eine Kinokarte bezahlt, wäre er
der erfolgreichste Film aller Zeiten.

Lars-Olav Beier
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Frederik Mayet, 40, ist einer von zwei  Jesus-
Darstellern beim diesjährigen Passionsspiel
in Oberammergau. Er stammt aus einer
 Familie von Holzschnitzern im Ort und
 arbeitet als Pressesprecher des Münchner
Volkstheaters. Beim letzten Passionsspiel
vor zehn Jahren stand er schon einmal als
Jesus auf der Bühne. 

A
m Sonntag hatten wir den ersten Co-
rona-Fall in unserem Landkreis. In
Murnau, das liegt 25 Kilometer ent-

fernt von Oberammergau. Der Mann war
offenbar vorher in Südtirol zum Skifahren.
Seither ist die Frage, wie wir mit dem Co-
ronavirus umgehen sollen, für uns alle sehr
konkret. Auch die Bayerische Staatsregie-
rung hat ja nun Vorgaben gemacht. Bis
zum 19. April sind Veranstaltungen mit
mehr als tausend Besuchern untersagt.
Aber wie geht es danach weiter?

Wir erwarten in diesem Sommer Hun-
derttausende Besucher aus der ganzen Welt
in unserem Dorf. Am 16. Mai ist die Pre-
miere, jeden Tag erreichen uns jetzt Mails
mit Nachfragen: ›Wie sieht es aus, können
wir wie geplant anreisen?‹ Aber handfeste

Antworten können wir nicht geben. Wir ge-
hen davon aus, dass wir wie geplant auf der
Bühne stehen werden. Und gleichzeitig be-
reiten wir uns darauf vor, dass alles anders
kommt. 

Wir proben, wir hoffen, wir tun. Der
Gemeinderat, der Bürgermeister und die
künstlerisch Verantwortlichen vom Pas -
sionsspiel haben sich getroffen, um Not-
fallpläne zu erarbeiten. Sollte die Gefahr
für Gäste und Mitwirkende im Mai noch
zu groß sein, wird man überlegen müssen,
die Premiere zu verschieben. An eine Ab-
sage wollen wir gar nicht denken. 

Das ganze Dorf hängt an der Passion,
die Hoteliers, die Restaurantbesitzer. Das
Spiel dauert acht Stunden, in der Pause
gehen viele Besucher essen, unzählige Ti-
sche sind seit Monaten reserviert. Einbu-
ßen würden viele im Ort hart treffen, wir
rechnen hier in Zehnjahresschritten: Die
Einnahmen aus der Passion gleichen we-
niger üppige Jahre aus. Für die Kosten
des Spiels haben wir zum Glück eine Aus-
fallversicherung abgeschlossen, wir dach-
ten dabei eher an Krieg und Terror, aber
es gehört auch eine Seuchenversicherung

dazu. Die Versicherungssumme beträgt
25 Millionen Euro, die bisherigen Kosten
belaufen sich auf etwa 15 Millionen
Euro – müsste alles abgesagt werden, hät-
te die Gemeinde zumindest kein Geld ver-
loren. 

Wenn beim Proben einer niest, denke
ich nicht an das Virus, da ist man hoch
konzentriert. Die Arbeit auf der Bühne
läuft gut, ich habe in der vorigen Woche
am Kreuz gehangen. Ich bin jedoch froh,
dass für die kommenden zwei Wochen
nur Szenen in kleiner Besetzung auf dem
Probenplan stehen. Das Volk von Jeru -
salem hat erst einmal keinen Einsatz. 
Da drängen sich dann immer knapp tau-
send Männer und Frauen auf der Bühne,
und viele von ihnen sind schon älter.
Grundsätzlich sind unsere Proben Pflicht -
veranstaltungen. Aber wer sich schwach
fühlt oder Angst hat, sollte jetzt daheim-
bleiben. Und auch alle, die in der letzten
Zeit in Südtirol waren. 

Es ist schon eine seltsame Situation:
Das Passionsspiel ist ja entstanden, als
die Pest vor bald 400 Jahren in unserer
Gegend wütete und im Ort Menschen ge-
storben waren. Die Oberammergauer ge-
lobten, alle zehn Jahre die Passion nach-
zuspielen, wenn Gott sie künftig verscho-
nen würde. Außerdem riegelten sie ihr
Dorf ab und ließen keinen mehr hinein.
Anschließend soll dann niemand mehr ge-
storben sein. Es gibt dafür eine rationale
Erklärung: Höchstwahrscheinlich erreich-
te die Seuche den Ort erst, als die Epide-
mie bereits abflaute. Aber natürlich geht
jetzt im Dorf der Spruch um, es sei Zeit
für ein neues Gelübde. Ernst nimmt das
am Ende niemand – und ich kenne auch
keinen, der Corona als eine Strafe Gottes
ansieht. 

Seuche, das ist mir jetzt klar geworden,
bedeutet Isolation. Die Menschheit scheint
in den vergangenen 400 Jahren keinen an-
deren Weg gefunden zu haben. Vielleicht
waren die Bauern mit ihren Vorräten da-
mals sogar besser darauf vorbereitet. Noch
meine Großeltern hatten genügend Kar-
toffeln, Marmelade und Weckgläser im
Keller gelagert, um über einen Winter zu
kommen. Mir gelingt das ohne Super-
markt heute nicht.

Man kann ja nur spekulieren, was Jesus
zu all dem gesagt hätte, aber so, wie ich
ihn verstehe, würde er jetzt zuerst an die
Menschen denken. Ihm wäre wichtig, dass
sie unbeschadet bleiben, die Mitwirken-
den, die Gäste, die Helfer. Und ich kann
mir nicht vorstellen, dass er jemanden als
hysterisch abstempeln würde: Er würde
jedem Angst und Furcht vor einer Infek -
tion zugestehen. Gleichzeitig würde er
wohl Zuversicht und Augenmaß predigen,
so, wie er es immer getan hat.«

Protokoll: Katja Thimm

Was sagt Jesus zu Corona?
Aufführungen Der Christus-Darsteller erklärt, warum Oberammergau

einst von der Pest verschont blieb und heute das Virus fürchtet.
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Schauspieler Mayet 2010: »Das Volk hat erst einmal keinen Einsatz«

Frage


